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EDITORIAL/074: Friedhof in spe (SB)
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Friedhof in spe

Er wird und wurde wiederholt dem ehemaligen SPD-Vorsitzenden und
Bundeskanzler von 1969 bis 1974, Willy Brandt, zugesprochen, jener
indessen berühmte Satz: "Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg
ausgehen."

Abgesehen von bereits vielen Jahren praktizierter Beteiligungen oder
Initiativen an diversen Angriffs- bzw. Überfallskriegen, welche die
Bundesrepublik Deutschland bereits auf ihrem Konto sammeln sollte, hat
die noch amtierende Regierung über ihre Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen auch die jüngste Chance eines Sicherheitstreffens
diverser Staaten Europas auf Nato-Ebene nicht ungenutzt gelassen, die
Frage nach einer eigenständig getragenen europäischen Verteidigung und
ihrem notwendigen Rüstungsaufbau gegen die mutmaßliche Gefahr einer
russischen Bedrohung vor dem Hintergrund vermeintlich eklatanter
Unterlegenheit an Technik, Waffen und Soldaten positiv und durch den
Vorschlag, eine in Deutschland angesiedelte Kommandozentrale "für
schnelle Truppen- und Materialtransporte" aufzubauen (dpa),
vorauseilend zu beantworten.

Eilfertig, diensteifrig und von denkbar fremdesten Interessen
geleitet, hat von der Leyen auf diesem Wege Mitteleuropa, und das
heißt insbesondere die Bundesrepublik Deutschland, zum Schlachtfeld
der Zukunft bestellt.

Sargnagel- und atomkopffrei wird doch nach langen weltbürokratischen
Mißlichkeiten endlich jener nennenswerte Federstrich getan, der sich
in allen seinen Folgen ausschließlich dazu eignet, großen, wartenden
Mehrheiten hierzulande das Licht auszublasen und eben diesen
möglicherweise eine fortgesetzte Beteiligung an der vollständigen
Zerrüttung und Zerstörung der irdischen Existenz zu ersparen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


16. Februar 2018
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ATOM/146: Halbwertzeit - tut eure Arbeit ... (BBU)


Gemeinsame Pressemitteilung von 14 Initiativen und Verbänden

Aachen/Düsseldorf/Münster/Bonn, 19. Februar 2018

Atomgipfel von Laschet und Michel in Brüssel:

- Pannenreaktoren stilllegen, Uran-Brennstoffexporte stoppen

- Keine Braunkohle, sondern Erneuerbare als Ersatz



14 Anti-Atomkraft-Initiativen, Anti-Braunkohle-Initiativen sowie
Umweltverbände erwarten vom Spitzentreffen am morgigen Dienstag in
Brüssel zwischen NRW-Ministerpräsident Armin Laschet und dem belgischen
Regierungschef Charles Michel konkrete Vereinbarungen zum Atomausstieg
an den AKW-Standorten Tihange und Doel.

"Angesichts der gravierenden Sicherheitsprobleme in Tihange und Doel
appellieren wir an den belgischen Regierungschef, die dringend
notwendige Stilllegung der betroffenen Reaktoren nicht länger zu
verzögern. Auch in der Sowjetunion und Japan hielt man vor Tschernobyl
und Fukushima einen Super-GAU für ausgeschlossen. Doch die Ukraine,
Weißrussland und Japan kämpfen bis heute mit den Folgen. Ein schwerer
Reaktorunfall in Tihange oder Doel hätte verheerende Folgen für
Westeuropa. Die Strahlenbelastungen in der Großregion
Aachen/Brüssel/Maastricht wären vergleichbar mit denen innerhalb der 20
km Sperrzone in Fukushima," warnte Jörg Schellenberg vom Aachener
Aktionsbündnis gegen Atomenergie.

Von NRW-Ministerpräsident Laschet fordern die Initiativen und Verbände
ein umgehendes Ende der Lieferungen von Brennelementen aus dem
emsländischen Lingen sowie von angereichertem Uran aus dem westfälischen
Gronau. "Solange Deutschland durch die Lieferungen von Uran-Brennstoff
maßgeblich am Weiterbetrieb der Pannenreaktoren mitbeteiligt ist, bleibt
die offizielle Kritik an den Atomkraftwerken unglaubwürdig. Der
Brüssel-Besuch ist ein guter Anlass, um ein Exportverbot für
Uran-Brennstoff auf den Weg zu bringen," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Zugleich fordern die Initiativen und Verbände von Laschet eine
Kehrtwende bei seiner bisherigen Forderung, Belgien ausgerechnet extrem
umweltschädlichen Braunkohlestrom als Ersatz für die Atomkraftwerke
anzubieten: "Dies ist ein klimapolitisch vergiftetes Angebot, das allein
dem deutschen Energieriesen RWE nutzen soll. Wir fordern, dass
Ministerpräsident Laschet von seinem Braunkohle-Vorschlag Abstand nimmt
und stattdessen Belgien erneuerbare Energien anbietet. Nur so ist das
Exportangebot glaubwürdig und nur so lassen sich auch die
selbstgesteckten Klimaziele erreichen," forderte Herbert Gilles von der
Initiative 3 Rosen aus Aachen.

"Für schmutzige Deals zugunsten RWE und zu Lasten unserer Zukunft stehen
wir nicht zur Verfügung. Herr Laschet wurde gewählt, um Zukunft zu
gestalten - zwei Drittel der Menschen in NRW wollen den
schnellstmöglichen Kohleausstieg. Das ist ein klarer Wählerauftrag,"
ergänzte Andreas Büttgen von der Initiative "Buirer für Buir" aus Kerpen.


	Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

	Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

	Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

	Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

	Naturschutzbund (NABU) Nordrhein-Westfalen

	Initiative 3 Rosen e. V. Aachen

	Initiative "Buirer für Buir"

	Dorfinteressengemeinschaft Wanlo e. V.

	Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"

	Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

	AntiAtomBonn

	Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg



Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.sofa-ms.de, www.nabu-nrw.de, www.antiatombonn.de,
www.bbu-online.de, www.bi-luechow-dannenberg.de,
www.dont-nuke-the-climate.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Februar 2018 
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ATOM/145: Strahlende Wege - Streckenwirbel Hamburg ... (Robin Wood)


Robin Wood-Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

24. Februar: Strecken-Aktionstag gegen Urantransporte

 Mahnwache von ROBIN WOOD in Hamburg-Wilhelmsburg



Für den 24. Februar rufen Anti-Atom-Initiativen zu einem überregionalen
Streckenaktionstag gegen Urantransporte auf. ROBIN WOOD-Aktive werden
den Aktionstag mit einer Mahnwache in Hamburg unterstützen, die am
kommenden Samstag ab 13:00 Uhr an der S-Bahn-Station Wilhelmsburg
beginnt. Dort in der Nähe der Zugstrecke werden die Aktivist*innen u.a.
mit Straßentheater auf die radioaktiven Transporte aufmerksam machen.
ROBIN WOOD fordert die Sperrung des Hamburger Hafens für Atomtransporte
und die sofortige Stilllegung aller Atomanlagen.

Durchschnittlich alle zwei Tage fährt ein Atomtransport mitten durch die
Millionenstadt Hamburg. Transportiert werden Stoffe, die für die
Herstellung von Brennstoff für Atomkraftwerke eingesetzt werden. Diese
Transporte sind zugleich Lebensader und Achillesferse der Atomindustrie.

"Wir setzen mit unserem Protest am Beginn der Atomspirale an, damit erst
gar kein Brennstoff produziert wird, der später zu Atommüll wird.
Atomausstieg bedeutet Uranabbau stoppen!", sagt Christoph Podstawa von
ROBIN WOOD.

Am Streckenaktionstag informieren die Aktivist*innen insbesondere über
Uranerzkonzentrat, auch "Yellow Cake" genannt. Uranerzkonzentrat ist der
Stoff, der beim Auswaschen von uranhaltigem Gestein in den Abbaugebieten
gewonnen wird. Dies geht einher mit großen Umweltzerstörungen und
eklatanten Menschenrechtsverletzungen. Reiche Länder versorgen sich auf
Kosten der anderen mit Energie.

Das Uranerzkonzentrat kommt auf Schiffen nach Hamburg - dem
internationalen Umschlagplatz der Atomindustrie. Dabei sind teils
Akteure involviert, die wie die Reederei MACS auch mit rassistischen
Regimen wie Südafrika zur Zeit der Apartheid Geschäfte machten und deren
Schiffe heute das Uranerzkonzentrat aus Namibia nach Hamburg bringen.

Weitere Proteste wird es am Streckenaktionstag in Hamburg-Veddel geben
sowie in Kiel, Buchholz, Köln, Bonn und Trier - alle Orte liegen entlang
der Transportstrecke nach Narbonne im Süden Frankreichs, wo das
Uranerzkonzentrat weiter verarbeitet wird.


Termin-Hinweis:



Für den 13. März lädt ROBIN WOOD zudem ein zu einer
Informationsveranstaltung mit dem Titel "Fukushima mahnt! Atomtransporte
durch Hamburg und der Widerstand dagegen". 

Die Veranstaltung findet statt um 19:00 Uhr im Centro Sociale, Sternstr. 2,
20357 Hamburg.

Eintritt gratis! 

https://www.robinwood.de/termine/fukushima-mahnt


Weitere Informationen zum Streckenaktionstag am 24. Februar:

Angekündigte Aktionen:

http://urantransport.de/aktionstage/streckenaktionstag-2018/

Aufruf zum Aktionstag:

http://urantransport.de/2017/12/streckenaktionstag-am-24-02-2018/

Mahnwache von ROBIN WOOD:

https://www.robinwood.de/termine/strecken-aktionstag-stopp-atom

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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LESUNG/4004: Bonn - Spanische Liebeslyrik am 22. Februar 2018


Spanische Liebeslyrik in Bad Godesberg



BN - Spanische Liebesgedichte gibt es am Donnerstag, 22. Februar 2018,
ab 19 Uhr in der Bezirksbibliothek Bad Godesberg, Moltkestraße 2 bis
8, Lindeblock, zu hören. Vorgetragen und übersetzt werden die Gedichte
der Schriftstellerin Alfonsina Storni von eje Winter und Gerd Willée.
Der Eintritt kostet drei Euro.

1926 veröffentlichte Storni ihre "Poemas de Amor", in denen sie eine
viele Monate währende Liebesbeziehung zu einem verheirateten Mann
verarbeitet. Die expressiven Gedichte sind keiner Form unterworfen und
wirken wie vorweggenommene moderne Liebeslyrik unserer Zeit. Die 1938
in Argentinien verstorbene Schriftstellerin gehört zu den
Wegbereiterinnen der modernen lateinamerikanischen Frauenliteratur.
Weitere Informationen gibt es unter www.bonn.de/@stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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MESSE/634: Schwerpunktland Rumänien (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 15. Februar 2018

Romania. Zoom in

Rumänien - Schwerpunktland der Leipziger Buchmesse 2018



Leipzig, 15.02.2018 - Im Rahmen der Vorab-Pressekonferenz zur Leipziger
Buchmesse (15.-18.03.2018) stellten am Donnerstag Luminiţa Corneanu vom rumänischen
Kulturministerium und Buchmesse-Direktor Oliver Zille das Programm des
Schwerpunktlandes 2018 vor: Rund 50 rumänische Autoren und Künstler werden
zur Buchmesse in Leipzig erwartet, präsentieren ihre Neuerscheinungen und
diskutieren über Sichtweisen auf ihr Land, seine Geschichte und die
aktuelle gesellschaftspolitische Situation. Rumänien, seit 11 Jahren
Mitglied der EU, ist ein Land mit französischer und deutscher Prägung sowie
orientalischen Einflüssen, mit einem östlich orthodoxen Christentum, aber
einer auf dem Lateinischen fußenden Sprache. "An der Grenze Europas gelegen
ist Rumänien ein Land von geopolitischer Ambivalenz", sagt Andrei Pleşu,
Schriftsteller, Philosoph und ehemaliger Außenminister. "Mit Blick auf den
Westen fühlt es sich immer östlich an, mit Blick auf den Osten westlich.
Diese Zwischenposition birgt Unsicherheiten, aber auch das Privileg,
Brücken schlagen zu können zwischen Ost und West."

"Der Auftritt unseres diesjährigen Schwerpunktlandes Rumänien eröffnet uns
einen besonderen Blick auf Europa. Geschichte und Gegenwart dieses Landes
mit seinen vielfältigen Ethnien, Sprachen und Religionsgemeinschaften kann
für eine gemeinsame europäische Zukunft Gedankenentwürfe liefern und neue
Perspektiven aufzeigen. Ich freue mich schon jetzt auf inspirierende
Begegnungen", so Buchmessedirektor Oliver Zille

Luminiţa Corneanu, Abteilungsleiterin Literatur am rumänischen
Kulturministerium bebt hervor: "Die in Deutschland neu erschienenen
Übersetzungen und Anthologien zeitgenössischer Literatur aus Rumänien
bieten die Möglichkeit, einige der interessantesten rumänischen Autoren der
Gegenwart kennenzulernen. Für jeden, der neugierig ist, Rumänien jenseits
der Klischees zu entdecken und mehr über die historische Entwicklung dieses
Landes im 20. Jahrhundert zu erfahren, wird es bereichernd sein, den
rumänischen Stand und unsere Veranstaltungen in Leipzig zu besuchen. Nicht
zuletzt erfahren Sie als Leser etwas über sich selbst, denn nichts
verkörpert unsere gemeinsame europäische Identität so deutlich wie die
Literatur."

Rund 50 international bekannte rumänische bzw. aus Rumänien stammende
Autorinnen und Autoren treten in Leipzig auf, darunter der vielfach
preisgekrönte Schriftsteller und Leipziger Buchpreisträger Mircea
Cartarescu, Nobelpreisträgerin Herta Müller, der in den Vereinigten Staaten
lebende rumänische Schriftsteller Norman Manea und Andrei Pleşu. Nach
Leipzig kommen die Dichterin Nora Iuga, die in Berlin lebende Carmen
Francesca Banciu und aus der Schweiz Cãtãlin Dorian Florescu
sowie Dana Grigorcea. Cãtãlin Mihuleac präsentiert seinen
neuen Roman, dessen Übersetzung durch Ernest Wichner für den Leipziger
Übersetzerpreis nominiert ist. Emil Hurezeanu, Lyriker und rumänischer
Botschafter in Deutschland ist dabei sowie der bereits mehrfach ins
Deutsche übersetzte Filip Florian, außerdem Florin Lãzãrescu,
bekannt auch als Drehbuchautor und Veranstalter des großen rumänischen
Literaturfestivals FILIT. Die in Rumänien renommierte Autorin Gabriela
Adameşteanu kommt nach Leipzig sowie der Lyriker und führende politische
Aktivist der Wendezeit Mircea Dinescu, außerdem der Schriftsteller und
Politiker Varujan Vosganian.

Mit über 70 Veranstaltungen und der Präsentation von rund 40 vom
Rumänischen Kulturinstitut geförderten Neuübersetzungen möchte der
Gastlandauftritt in Leipzig ein lebendiges Bild der zeitgenössischen
Kulturszene Rumäniens vermitteln und Türen zur rumänischen Literatur
öffnen. Neben Lesungen, Gesprächen, Fotoausstellungen und musikalischen
Darbietungen ist ein weiterer Schwerpunkt bereits ab dem 26. Februar dem
rumänischen Film gewidmet, der weltweit als herausragende Neuerung in der
europäischen Filmkunst wahrgenommen wird.

Lesungen, Diskussionen und Balkan-Rock



Während der Leipziger Buchmesse sind vielfältige rumänische Veranstaltungen
auf dem Messegelände und in der Leipziger Innenstadt geplant. Zentraler
Veranstaltungsort der Buchmesse ist der neue rumänische Stand in Halle 4,
E501, spektakulär gestaltet von dem renommierten Architekten Attila Kim,
der auch zuständig ist für die rumänische Präsenz auf der Kunst- und
Architektur-Biennale in Venedig. Den rumänischen Stand auf der Leipziger
Buchmesse legt er als Amphitheater an, das sich auf eine Fläche von 300
Quadratmetern erstreckt. Im Zentrum steht der Veranstaltungsraum, um den
sich Ausstellungen, eine Buchhandlung und ein Infopoint gruppieren. Am
Messedonnerstag, 11 Uhr, wird der Stand durch den rumänischen
Kulturminister eröffnet. An vier Messetagen finden dort Premierenlesungen
aus den neuen rumänischen Werken und Diskussionen statt: Am Donnerstag
sprechen Gabriela Adameşteanu, Matei Vişniec und Norman Manea "Über
Migration von Ost nach West und die Heimatlosigkeit des Migranten gestern
und heute", Iris Wolff, Jan Koneffke, Carmen-Francesca Banciu und Jochen
Schmidt stellen am Freitag das Bild Rumäniens in der deutschen
Gegenwartsliteratur vor. Die Dichterin Nora Iuga trifft auf ihren
Übersetzer Ernest Wichner und der Dichter Mircea Dinescu auf seinen
Übersetzer Georg Aescht. Am Samstag spricht der Historiker Gheorghe Iacob
über "Hundert Jahre modernes Rumänien". Weiterer Höhepunkt ist das
Podiumsgespräch über "Bukarest als Ort der Inspiration un
d Imagination für die rumänische Gegenwartsliteratur", u.a. mit Mircea
Cãrtãrescu, Lavinia Branişte und Filip Florian.

Am ARTE Stand steht am Donnerstag, Samstag und Sonntag, je 14 Uhr Rumänien
im Mittelpunkt: Varujan Vosganian präsentiert seinen Erzählungsband "Als
die Welt ganz war", Drehbuchautor und Schriftsteller Florin Lãzãrescu sein
Buch "Seelenstarre" und Gabriela Adameşteanu ihren Roman "Die Begegnung".
Gabriela Adameşteanu wird zudem am Messedonnerstag auf dem Blauen Sofa im
Gespräch mit Jörg Plath zu erleben sein. Zentrale Podiumsdiskussionen des
Schwerpunktlandes gibt es darüber hinaus im Forum OstSüdOst in Halle 4, so
etwa mit Norman Manea und Michael Krüger am Messedonnerstag über "30 Jahre
im Exil" oder mit Andrei Pleşu und Karl-Peter Schwartz am Messefreitag über
"Rumänien in Europa. Westen des Ostens oder Osten des Westens?" Außerdem
treffen sich am Messesamstag, 15 Uhr, Mircea Cãrtãrescu und Navid Kermani.

In der Leipziger Innenstadt gibt es rumänische Veranstaltungen im
Ariowitsch-Haus: eine Vorlesung von Andrei Oişteanu am Messe-donnerstag
über "Konstruktionen des Judenbildes. Rumänische und ostmitteleuropäische
Stereotype des Antisemitismus" sowie die Buchvorstellung "Oxenberg &
Bernstein" mit Cãtãlin Mihuleac am Samstag. In der Schaubühne Lindenfels
treten am Donnerstag, 19 Uhr, Nobelpreisträgerin Herta Müller und die
Sängerin Ada Milea auf, die eine alte Freundschaft verbindet. Die KUB
Galerie lädt am Messefreitag unter dem Titel "Die Welt betrachtet durch den
Vers" zu einem rumänisch-deutschen Abend der Poesie. Im Schauspielhaus
heißt es am Samstag "Genug geredet, jetzt wird erzählt" mit einigen der
bedeutendsten Vertreter neuer Literatur aus Rumänien, musikalisch umrahmt
von der Band Balkan Taksim aus Bukarest mit einem Mix aus Folklore, Rock
und elektronischer Musik.

40 neue Bücher aus Rumänien

Zu den neu übersetzten rumänischen Büchern gehören über zehn Romane,
darunter "Die Begegnung" der preisgekrönten Schriftstellerin Gabriela
Adameşteanu (Wieser Verlag), die eine Persiflage auf die repressive
Realität des totalitären kommunistischen Regimes und seiner 
Securitate-Agenten entwirft, zudem der in Rumänien gefeierte Ştefan Agopian mit
"Handbuch der Zeiten" (Verbrecher Verlag). Lavinia Branişte, junge
Prosaistin, kommt mit ihrem Band "Null Komma Irgendwas" (Mikrotext) das
erste Mal nach Leipzig. Sie beschreibt seelische Irrungen und Wirrungen von
Menschen im rumänischen Alltag und ihrer Suche nach dem Glück. Der
Schriftsteller und Drehbuchautor Florin Lãzãrescu bringt seinen Roman
"Seelenstarre" (Wieser Verlag) mit, in dem er die Lebenskrise eines jungen
Intellektuellen in einer rumänischen Großstadt unter die Lupe nimmt. Der
Roman "Oxenberg & Bernstein" von Catalin Mihuleac (Zsolnay Verlag) ist
dessen erster Roman auf Deutsch und handelt von der Ermordung tausender
Juden durch Polizei und Zivilbevölkerung in Iaşi 1941. Ioana Nicolaie, eine
der angesehensten jungen rumänischen Schriftstellerinnen, schrieb mit "Der
Himmel im Bauch" (Pop Verlag) einen Roman, der anhand einer Schwangerschaft
einen Exorzismus negativer Gefühle beschreibt. Zudem kommt Varujan
Vosganian, Politiker und Romanautor, mit seinem Erzählungsband "Als die
Welt ganz war" (Zsolnay Verlag): Geschichten über Randfiguren der
rumänischen Gesellschaft, über nicht aufhebbare Beschädigungen, die die
Diktatur Ceausescus angerichtet hat.

Rund zwölf neu übersetzte Gedichtbände werden erscheinen: Im Pop Verlag
sind dies u.a. Gedichte des Lyrikers Daniel Banulescu, dem der Preis der
Stadt Münster für Europäische Poesie verliehen worden ist. Denisa
Comãnescu, Verlegerin des rumänischen Humanitas Verlags, ist mit dem Band
"Rückkehr aus dem Exil" dabei. Von Emil Hurezeanu, dem Lyriker und
rumänischen Botschafter in Deutschland wird "Anatomielektion" übersetzt und
von Robert Serban, "Feintod" sowie "Unter der Linie". Im Verlag Brueterich
Press erscheinen von Iulian Tanase die Prosa-Gedichte "Abgrunde". Von dem
rumänisch-französischen Theater- und Romanautor Matei Vişniec wird das
Theaterstück "Migraaaaanten! oder Wir sind zu viele in diesem Boot"
(PalmArtPress) übersetzt, das vom Umgang mit Flüchtlingen in Europa
handelt. Auch rumänische Klassiker sind in Leipzig mit Neuübersetzungen
vertreten, darunter Ion Luca Caragiale (1852-1912) mit "Humbug und
Variationen" (Guggolz Verlag). Caragiale gilt als der bedeutendste
Dramatiker Rumäniens und als Begründer des komischen Theaters. Neue
Sachbücher erscheinen im Verlag new academic press wie etwa von Lucian
Blaga (1895-1961), prämierter rumänischer Philosoph, Dichter,
Wissenschaftler und Diplomat, "Das Experiment und der mathematische Geist"
sowie "Wissenschaft und kreatives Denken" oder von Melinda und Sorin Mitu
"Die Rumänen aus ungarischer Perspektive". Vier Anthologien versammeln
Autorinnen und Autoren vornehmlich der jüngeren Generation, deren Texte das
erste Mal ins Deutsche übersetzt werden: "111 Dichter aus Rumänien" (Pop
Verlag) und "Schwerpunktheft zur zeitgenössischen rumänischen Lyrik"
(Sprache im technischen Zeitalter, LCB), außerdem die Erzählungsbände: "Das
Leben wie ein Tortenboden. Neue rumänische Prosa"(Transit Buchverlag) und
"Die Entführung aus dem Serail. Rumänische Erzählungen aus dem letzten
Jahrzehnt" (die horen 269, Wallstein Verlag).

Sechs Rumänische Filmtage



Vom 26.02. bis zum 13.03. werden im UT-Connewitz in Kooperation mit dem
Rumänischen Kulturinstitut und dem Netzwerk Traduki neue rumänische Filme
gezeigt. Filmkritiker Mihai Fulger hat die Filme zusammengestellt und hebt
hervor: "Laut Statistik befindet sich Rumänien weltweit auf Rang zwei der
Auswanderungsländer - nur Syrien haben in den letzten 15 Jahren noch mehr
Menschen verlassen. Derzeit leben rund vier Millionen Rumänen im Ausland,
während die Einwohnerzahl innerhalb des Landes auf 20 Millionen
zurückgegangen ist. So verwundert es nicht, dass die Migration nach der
Wende sowie die Flucht(versuche) aus dem kommunistischen Rumänien davor für
Filmemacher besonders reizvolle Themen sind. Da in Rumänien in den letzten
Jahren ein steigendes Wirtschaftswachstum zu verzeichnen ist, kehren
rumänische Auswanderer verstärkt wieder in ihre Heimat zurück. Die im
Programm enthaltenen Kinoproduktionen aus den letzten zehn Jahren, zeigen
verschiedene Arten des Aufbruchs aus oder nach Rumänien."

Am 12. März ist der Spielfilm "Morgen" (2010), Regie Marian Crişan, zu
sehen, der internationale Preise gewann, u.a. beim goEast Filmfestival
Wiesbaden den Preis für die beste Regie. Der Film spielt an der 
rumänisch-ungarischen Grenze und erzählt von der Begegnung eines in der Einsamkeit
lebenden Anglers mit einem Türken, der versucht, die Grenze illegal zu
passieren. Am 26. Februar gibt es den rumänisch-französischen Spielfilm
"Der Fixer" (2016), Regie Adrian Sitaru. Darin deckt ein Journalist einen
Skandal auf um eine aus Frankreich zurückgekehrte minderjährige
Prostituierte. Je näher der Journalist der Geschichte kommt, desto tiefer
gerät er in ein moralisches Dilemma. Weiterer Höhepunkt ist am 7. März der
rumänisch-deutsche Dokumentarfilm "Deutsche gegen Devisen. Ein Geschäft im
Kalten Krieg" (2014), Regie Rãzvan Georgescu, der in Rumänien als bester
Dokumentarfilm ausgezeichnet worden ist. Der Film fragt, wie es möglich
war, dass das kommunistische Rumänien mit einer ganzen Volksgruppe, etwa
245.000 Rumäniendeutschen, zwischen 1968 und 1989 Handel trieb und aus
welchen Gründen eine 850 Jahre alte Kulturtradition binnen 22 Jahren aus
Rumänien nahezu verschwand.



Ausführliche Informationen zu Autoren und Programm unter:

www.zoom-in-romania.ro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH
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Julia Lücke, Pressesprecherin
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TAGUNG/022: Marbach - "Cottas Journalpoetik", 22.-23. Februar 2018


idw - Pressemitteilung: Deutsches Literaturarchiv Marbach

Tagung: "Cottas Journalpoetik", 22.-23. Februar 2018



Die Tagung 'Cottas Journalpoetik. Forschung und Erschließung zwischen
Globalgeschichte und digitaler Wende' stellt Johann Friedrich Cottas
spezifische Zeitschriftenpoetik und deren globale Dimensionen in den
Mittelpunkt.

Johann Friedrich Cotta (1764-1832) verlegte Goethe, Schiller und
Heinrich Heine. Seinen Ruf als Napoleon des deutschen Buchhandels
verdankt er aber auch seinen Zeitschriften, darunter 'Das Ausland'und
vor allem das wirkungsmächtige 'Morgenblatt für gebildete Stände'. Die
Tagung 'Cottas Journalpoetik. Forschung und Erschließung zwischen
Globalgeschichte und digitaler Wende' stellt Cottas spezifische
Zeitschriftenpoetik und deren globale Dimensionen in den Mittelpunkt.
Es sprechen u.a. Dieter Burdorf (Leipzig), Fotis Jannidis (Würzburg),
Sandra Richter (Stuttgart) und Jörg Robert (Tübingen). Im Zentrum der
Tagung stehen Fragen der Globalisierung aus traditionell
philologischer Perspektive und aus Sicht der Digital Humanities.

Cottas 1807 erstmals erschienenes Morgenblatt für gebildete Stände (ab
1837 für gebildete Leser) gehört zu den bedeutendsten
Zeitschriftenprojekten des 19. Jahrhunderts. In einer Zeit beginnender
Globalisierung moderner Prägung avancierte das Periodikum in seiner
fast sechs Jahrzehnte währenden Erfolgsgeschichte zum zentralen
Kulturjournal Deutschlands. Die Dimensionen der Zeitschriften des
Cotta-Verlags betreffen zum einen die zu Beginn des 19. Jahrhunderts
sich entwickelnde weltliterarische Ausrichtung u.a. durch die
Verbreitung, Übersetzung und globale Rezeption nationaler Literaturen.
Cottas Zeitschriften tragen dieser territorialen Spannweite durch
internationale Korrespondenzen, Berichterstattung und Übersetzungen
Rechnung. Damit einher gehen Fragen der Produktion, Verbreitung und
Rezeption im Mittelpunkt der Tagung, die bis heute anhalten und im
Zeitalter einer digitalen Globalisierung technische, quantitative und
qualitative Verfahren betreffen. Materieller Ausgangspunkt sind die
Bestände des Deutschen Literaturarchivs Marbach, das die Registraturen
der J.G. Cotta'schen Buchhandlung und die Registraturen der von Cotta
gekauften Verlage Liebeskind und Hertz aufbewahrt.

Programm: https://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de

Gefördert durch die Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1433

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Alexa Hennemann, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/395: Mehr als 200 europäische Organisationen solidarisieren sich mit der ungarischen Zivilgesellschaft


Amnesty International - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Mehr als 200 europäische Organisationen solidarisieren sich mit der
ungarischen Zivilgesellschaft

Europaweiter Solidaritätsbrief: Internationaler Protest gegen geplantes
Gesetzespaket der ungarischen Regierung, das die Arbeit von NGOs massiv
einschränken würde



BERLIN, 19.02.2018 - Am 13. Februar legte die ungarische Regierung dem
Parlament den Entwurf für ein neues Gesetzespaket vor, das aus insgesamt
drei Gesetzesvorschlägen besteht. Die vorgeschlagenen Gesetze würden
ungarische zivilgesellschaftliche Organisationen noch stärker als bisher in
ihrer Arbeit behindern. Unter den neuen Bestimmungen müssten NGOs, die
"Migration fördern", für ihre Arbeit künftig eine staatliche
Sicherheitsfreigabe und eine Genehmigung einholen. Die Gesetze würden zudem
bedeuten, dass die betroffenen Organisationen auf alle ausländischen
Finanzmittel, die vermeintlich der "Förderung der Migration" dienen, eine
Steuerleistung in Höhe von 25 Prozent erbringen müssten. Tun sie dies
nicht, so müssen sie mit astronomischen Geldstrafen, dem Bankrott oder gar
ihrer Auflösung rechnen.

All dies geschieht vor dem Hintergrund einer ungarischen Zivilgesellschaft,
die ohnehin bereits erheblichen Einschränkungen unterliegt, und verstößt
gegen die völkerrechtlichen Verpflichtungen des Landes, die Rechte auf
Vereinigungsfreiheit, freie Meinungsäußerung und Freizügigkeit zu schützen.

Wir sind der Überzeugung, dass das neue vorgeschlagene Gesetzespaket der
jüngste Versuch der ungarischen Regierung ist, die legitime Arbeit
zivilgesellschaftlicher Gruppen, die sich für die Menschenrechte einsetzen,
Rechtshilfe und soziale Dienste bereitstellen und in der Presse oder im
Internet abweichende Meinungen äußern, noch weiter zu beschneiden.

Als Verfechter von Rechten und Freiheiten bestehen wir darauf, dass
Menschen stets ihre Ansichten äußern dürfen, ohne dafür angegriffen,
bedroht oder inhaftiert zu werden. Eine offene Diskussion über
Regierungsführung und -politik ist unverzichtbarer Bestandteil einer jeden
Gesellschaft, und Menschenrechtler dürfen für ihre von Zeit zu Zeit
kritischen Ansichten nicht kriminalisiert werden. Menschenrechtsverteidiger
sollten durch Gesetze geschützt und nicht durch repressive Regelwerke
unterdrückt werden.

Menschenrechtsverteidiger sorgen dafür, dass die Rechte von Personen in
ihrer Umgebung und in ihrem Land gewahrt werden. Dadurch schützen sie
unsere Rechte, und dies weltweit. Oftmals sind Menschenrechtler die letzte
Bastion, wenn es um die Verteidigung einer freien und gerechten
Gesellschaft geht, und häufig nehmen sie für diese Arbeit enorme
persönliche Risiken auf sich.

Wir bekunden unsere Solidarität mit der Zivilgesellschaft und allen
Menschenrechtsverteidiger in Ungarn - mutige Menschen, die sich für eine
gerechtere Gesellschaft einsetzen. Ohne ihren Mut gäbe es in dieser Welt
weniger Gerechtigkeit und Gleichheit.
Wir fordern das ungarische Parlament daher auf, das gesamte vorgeschlagene
Gesetzespaket abzulehnen und dafür zu sorgen, dass NGOs und
Menschenrechtler ungehindert ihrer Arbeit nachgehen können, statt gezwungen
zu sein, sich gegen derartige Angriffe zur Wehr zu setzen.



Die unter dem folgenden Link aufgeführten Organisationen erklären ihre
Unterstützung und Solidarität für Nichtregierungsorganisationen und
Menschenrechtsverteidiger in Ungarn:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-02/Liste-NGOs-fuer-Ungarn.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/175: Kritik an Sammelabschiebung nach Afghanistan aus Düsseldorf


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Kritik an Sammelabschiebung nach Afghanistan aus Düsseldorf
(20.2.): Keine Sicherheit in Afghanistan - Drei Viertel aller
zurückkehrenden Flüchtlinge werden erneut fliehen



Göttingen, den 19. Februar 2018 - Angesichts neuer dramatischer
Zahlen zu Flucht und wachsender Unsicherheit in Afghanistan hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die für den morgigen Dienstag
geplante Sammelabschiebung von Afghanen kritisiert. "Es ist pures
Wunschdenken, wenn deutsche Behörden behaupten, es gebe Sicherheit in
Afghanistan. Denn jeden Tag hat sich im Jahr 2017 die Zahl der
Afghanen auf der Flucht um durchschnittlich 1.200 Menschen erhöht.
Rund 70 Prozent des Landes werden von Warlords und islamistischen
Extremisten kontrolliert. Neueste Statistiken belegen, dass fast drei
Viertel aller nach Afghanistan zurückkehrenden Flüchtlinge innerhalb
von wenigen Monaten erneut vor Gewalt fliehen müssen", berichtete
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in Göttingen. "Die Zahlen zu
Flucht und Gewalt in Afghanistan lesen sich wie eine Bilanz des
Schreckens. Diese Fakten sind überzeugender als alle Sonntagsreden
von Politikern, mit denen die Lage in Afghanistan schöngeredet wird."

Der vom ehemaligen stellvertretenden UN-Generalsekretär Jan Egeland
geleitete Norwegian Refugee Council hat in einer im Januar 2018
vorgelegten Studie festgestellt, dass durchschnittlich in jeder
Stunde 50 Afghanen vor Gewalt fliehen müssen. Rund 72 Prozent aller
in das Land zurückgekehrten Flüchtlinge seien wieder auf der Flucht,
erklärte die Nichtregierungsorganisation. Mancher der rund 300.000
Afghanen, die in den vergangenen fünf Jahren in das Land
zurückgekehrt wind, sei mehrfach erneut vertrieben worden.

Allein im Jahr 2017 mussten nach UN-Angaben 471.677 Menschen aus 31
der 34 Provinzen des Landes aufgrund von politisch motivierter Gewalt
fliehen. Die Zahl der Binnenflüchtlinge ist damit rund viermal so
hoch wie vor fünf Jahren. Im Januar 2018 mussten bereits 7.000
Afghanen vor Kämpfen und Anschlägen fliehen.

"Wie dramatisch die Sicherheitslage sich verschlechtert hat, wird
auch an der zunehmenden Zahl von Angriffen auf Mitarbeiter von
Hilfsorganisationen deutlich", sagte Delius. Die Zahl der Übergriffe
auf Helfer hat sich im Jahr 2017 mit 388 registrierten Zwischenfällen
gegenüber dem Vorjahr (200 Angriffe) fast verdoppelt. Bei der Gewalt
wurden 21 Helfer getötet und 33 Personen verletzt, 149 Mitarbeiter
von Hilfsorganisationen wurden im vergangenen Jahr entführt.

"Realistischer als deutsche Politik sind die Vereinten Nationen. Sie
haben Afghanistan im Jahr 2017 als Land zurückgestuft, von einer
Post-Konflikt-Situation zu einem Staat im Bürgerkrieg", erklärte
Delius. "Dies stimmt zwar nicht hoffnungsvoll, ist aber zumindest
ehrlich."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LESUNG/5974: Bonn - Was nicht in euren Lesebüchern steht - Erich-Kästner-Abend am 22.2.


 ... was nicht in euren Lesebüchern steht 

Erich-Kästner-Abend in der Integrierten Stadtteilbibliothek Auerberg



BN - Einen Erich-Kästner-Abend mit dem Trio LiteraTON gibt es am
Donnerstag, 22. Februar 2018, 19 Uhr, in der Integrierten
Stadtteilbibliothek Auerberg, Warschauer Straße 66. Der Eintritt ist
frei. Spenden für den Förderverein Stadtbücherei Rheindorf/Auerberg
sind willkommen.

Die Texte von Erich Kästner und Hanjo Kesting aus "... was nicht in
euren Lesebüchern steht" sowie Chansons von Edmund Nick und Hanns
Eisler werden rezitiert und gespielt von Doris Meyer, Stephan
Lindemeier und Bernhard Lückge. Weitere Informationen gibt es unter
www.bonn.de/@stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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AUSSICHTEN/8192: Und morgen, den 20. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.02.2018 bis zum 21.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8192 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, manchmal Schnee

können Jeans Traum weitertreiben

in dem Bett im Haus am See,

während sie am Fenster reiben.
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MELDUNG/089: Urheberrecht - Dringender Handlungsbedarf auf europäischer Ebene (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Urheberrecht: Dringender Handlungsbedarf auf europäischer Ebene

Die europäische Kultur- und Kreativwirtschaft braucht ein starkes
Urheberrecht, um wettbewerbsfähig zu sein



Berlin, den 19.02.2018. Der Deutsche Kulturrat fordert die für das
Urheberrecht Verantwortlichen auf der europäischen Ebene, also Europäisches
Parlament, Europäische Kommission und Europäischer Rat, auf, die
Verlegerbeteiligung, die Schrankenregelung und die weiteren Themen,
Vergriffene Werke, Value Gap und das Framing rasch neu zu regeln.

Die Europäische Kommission hat mit ihrem Regelungsvorschlag vom 14.09.2016
einen Diskussionsprozess zur Zukunft des Urheberrechts in Europa
angestoßen, zu dem sich der Deutschen Kulturrat bereits am 28.10.2016 mit
der "Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Reform des europäischen
Urheberrechts" positioniert hat. Jetzt hat der Deutsche Kulturrat noch
einmal auf den dringenden urheberrechtlichen Handlungsbedarf auf
europäischer und nationaler Ebene hingewiesen.

Verlegerbeteiligung



Der Deutsche Kulturrat erneuert seine Forderung, dass die
Verlegerbeteiligung an gesetzlichen Vergütungsansprüchen einer dringenden
Lösung und Klarstellung bedarf und unverzüglich angegangen werden muss. Die
in der Richtlinie vorgeschlagene Regelung in Art. 12 des Entwurfs wird vom
Deutschen Kulturrat grundsätzlich begrüßt. Allerdings sollte bei der
nationalen Umsetzung darauf geachtet werden, dass der Beteiligungsanspruch
der Verleger nur von einer Verwertungsgesellschaft wahrgenommen werden
kann, die Rechte von Urhebern und Verlegern gemeinsam vertritt.

Schrankenregelungen



Es geht bei der Schrankenregelung um den Ausgleich zwischen den Interessen
von Bildungs- und Kultureinrichtungen möglichst viele Inhalte ohne
Einwilligung der Urheber digital anbieten zu können und den Interessen der
Urheber und sonstiger Rechteinhaber, insbesondere an einer angemessenen
Vergütung der Nutzungen. Zu nennen sind hier der Schutz des geistigen
Eigentums und seine Sozialbindung im Rahmen des Art. 17 Abs. 2 der
GR-Charta der EU und Art. 14 GG.

Konkret vermisst der Deutsche Kulturrat im Richtlinienentwurf eine
Definition des Begriffs Bildungseinrichtung. Ebenso sollte klargestellt
werden, dass entsprechend dem Drei-Stufen-Test eine Schranke zu Gunsten von
Bildung und Wissenschaft nicht in den Primärmarkt eingreifen sollte. In
diesem Zusammenhang muss beachtet werden, dass es digitale und analoge
Werke gibt, die ausdrücklich und ausschließlich für den Bildungsbereich
hergestellt werden. Deren Primärmarkt darf durch Schranken nicht
beeinträchtigt werden. Von zentraler Bedeutung ist für den Deutschen
Kulturrat, dass bei Schrankenregelungen eine angemessene Vergütung der
Rechteinhaber sichergestellt wird, die über Verwertungsgesellschaften
durchzusetzen ist. Diese angemessene Vergütung ist nicht zuletzt durch eine
ausreichende finanzielle Ausstattung der Bildungs- und Kultureinrichtungen
zu gewährleisten.

Vergriffene Werke



Hier besteht ebenfalls dringender Handlungsbedarf, um klarzustellen, dass
die Nutzung von vergriffenen Werken durch Verwertungsgesellschaften auch in
Zukunft erlaubt werden kann. Die bestehenden nationalen Regelungen in
Deutschland, für die sich der Deutsche Kulturrat stets eingesetzt hatte,
werden durch eine Entscheidung des EuGH v. 16.11.2016 (C-301/15) zum
französischen Recht möglicherweise in Frage gestellt.

Value Gap



Mit der Nutzung urheberrechtlicher Inhalte generieren Internetplattformen
erhebliche wirtschaftliche Erlöse. Davon profitieren bisher vor allem
Plattformbetreiber, die sich unter Berufung auf rechtliche Schlupflöcher
ihrer Verantwortung entziehen, Kreative und ihre Partner angemessen für die
Nutzung ihrer Werke zu vergüten. Die auf EU-Ebene angestoßene
Modernisierung des Urheberrechts stellt eine Chance dar, diese als Value
Gap oder Transfer of Value bezeichnete Fehlentwicklung zu korrigieren und
Online-Plattformen endlich in die Verantwortung zu nehmen. Die
Bundesregierung sollte sich insbesondere für eine rechtliche Klarstellung
einsetzen, dass Plattformen wie z. B. YouTube an der öffentlichen
Zugänglichmachung (im urheberrechtlichen Sinne) von Inhalten beteiligt sind
und sich nicht hinter den Haftungsprivilegierungen für Host Provider
verstecken dürfen, die für rein passive Dienste gedacht sind.

Framing



Ferner hält es der Deutsche Kulturrat für dringend erforderlich, die
Voraussetzungen der öffentlichen Wiedergabe geschützter Werke unter dem
Gesichtspunkt des sogenannten "Framings", also die Einbindung fremder
Inhalte auf eigenen Webseiten oder Angeboten zu klären. Durch die aktuelle
Rechtsprechung des EuGH sind die Rechteinhaber weitgehend rechtlos
gestellt, wenn ein mit ihrer Zustimmung im Internet zugänglich gemachtes
Werk von Dritten beispielsweise mithilfe eines Hyperlinks in einen neuen
Zusammenhang auf einer Webseite eingebunden wird. Zugleich sieht der
Deutsche Kulturrat die Notwendigkeit der Klarstellung der
urheberrechtlichen Zulässigkeit einfacher, verweisender (rein
referenzieller) Verlinkung.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Das
Urheberrecht hat eine zentrale, marktordnende Bedeutung. Die europäische
Kultur- und Kreativwirtschaft, die entscheidend durch die Urheber und
Kulturverwerter geprägt wird, braucht ein starkes Urheberrecht, um
wettbewerbsfähig zu sein. Auf der europäischen Ebene stehen schon lange
dringende urheberrechtliche Regelungen an. Wir fordern das Europäische
Parlament, die Europäische Kommission und den Europäischen Rat auf, das
Thema Urheberrecht mit höherer Priorität zu behandeln, als bislang
geschehen. Gerade weil unsere nationale Regierung fast handlungsunfähig
ist, wächst der europäischen Ebene eine noch größere Verantwortung in
Urheberrechtsfragen zu."


Materialien:

Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt (14.09.2016)

https://www.kulturrat.de/wp-content/uploads/2018/02/EU-Kommission-Richtlinie-Urheberrecht-Binnenmarkt.pdf

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Reform des europäischen
Urheberrechts (28.10.2016)

https://www.kulturrat.de/positionen/stellungnahme-des-deutschen-kulturrates-zur-reform-des-europaeischen-urheberrechts/

Dringender urheberrechtlicher Handlungsbedarf auf europäischer und
nationaler Ebene - Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
(09.02.2018)

https://www.kulturrat.de/positionen/dringender-urheberrechtlicher-handlungsbedarf-auf-europaeischer-und-nationaler-ebene-stellungnahme-des-deutschen-kulturrates/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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AGRAR/1694: EU-Agrarpolitik muss Wirkung zeigen (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Brüssel / Berlin / Hamm, 19.02.2018

EU-Agrarpolitik muss Wirkung zeigen

Agrarministerrat berät heute über neue Förderpolitik. AbL fordert Nachweise
für positive Wirkungen auf Umwelt, Tierschutz und Erhalt der Betriebe



Heute beraten die Landwirtschaftsminister der 28 EU-Mitgliedstaaten in
Brüssel über erste Ideen der EU-Kommission zur Reform der europäischen
Förderpolitik.[1] Die EU-Kommission hatte in einer Mitteilung[2]
angekündigt, ab dem Jahr 2020 mit den derzeit jährlich rund 60 Milliarden
Euro Fördergeldern u.a. ehrgeizigere Umweltziele und eine fairere
Verteilung der Zahlungen auf die Betriebe in Europa erreichen zu wollen als
bisher. Gleichzeitig will die Kommission nun weniger Details von Brüssel
aus vorgeben, sondern den Mitgliedstaaten mehr Verantwortung für die
konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen überlassen.

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) ruft die
Bundesregierung dazu auf, sich heute in Brüssel klar dafür einzusetzen,
dass insbesondere auch die jährlich EU-weit etwa 44 Milliarden Euro
Direktzahlungen an nachweisbar positive Wirkungen für den Schutz von
Umwelt, Artenvielfalt, Klima und Tierschutz gebunden werden.

"In all diesen Bereichen besteht dringender Handlungsbedarf", sagt der
AbL-Vorsitzende Martin Schulz aus Niedersachsen. "Dafür müssen die
Direktzahlungen an echte Leistungen der Betriebe für Umwelt, Tierschutz und
für die Vielfalt in der Landschaft gebunden werden. Die bisherige Vergabe
schlicht je Hektar Fläche muss beendet werden, denn sie belohnt letztlich
diejenigen Betriebe mit den geringsten Leistungen und der meisten Fläche.
Wir brauchen ein einfaches, aber differenziertes System zur Honorierung der
individuellen Leistungen. Dazu haben wir einen konkreten Vorschlag
vorleget", berichtet Schulz.

Der AbL-Vorschlag ermittelt aus bereits erhobenen Daten Leistungen der
Betriebe wie eine vielfältige Flächenstruktur und Fruchtfolge, den Anteil
an Grünland, Hecken und weiteren Landschaftselementen sowie eine
tiergerechte und flächengebundene Tierhaltung. Über ein Punktesystem werden
die Leistungen mit einem Aufschlag für kleinere und mittlere Betriebe
vergütet.[3]

"Heute fordern wir die Agrarminister in Brüssel auf, eine solche
Honorierung gesellschaftlich gewünschter Leistungen in der neuen
Förderperiode vorzubereiten", so Schulz . Der erste Schritt dafür sei, alle
Mitgliedstaaten dazu zu verpflichten, mit ihrer Ausgestaltung der
Förderpolitik echte Verbesserungen für Umwelt, Tierschutz und eine
vielfältige Betriebsstruktur nachzuweisen. "Damit den Mitgliedstaaten mehr
Spielraum zur Ausgestaltung gegeben werden kann, müssen sie den positiven
Nutzen ihrer Umsetzung mit Wirkungs-Indikatoren nachweisen. Werden die
vereinbarten Wirkungen nicht erreicht, müssen sie zur Verbesserung ihrer
Förderpolitik verpflichtet werden, und zwar zeitnah und nicht erst nach
Ablauf der nächsten Förderperiode im Jahr 2027, wie das jetzt diskutiert
wird. Geld gegen Leistung muss auch für alle Mitgliedstaaten gelten", so
der AbL-Vorsitzende.


Anmerkungen:

[1] http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2018/02/19/

[2] https://ec.europa.eu/agriculture/sites/agriculture/files/future-of-cap/future_of_food_and_farming_communication_de.pdf

[3] www.abl-ev.de/uploads/media/AbL_Punktesystem_-_Agrarpolitik_auf_Qualit%C3%A4t_ausrichten__Auflage_2_web-1.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
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TAGUNG/422: Mainz - "Reviewing Gutenberg. Historische Kontexte und Rezeptionen", 23.-24.02.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Neue Perspektiven zu Johannes Gutenberg und zur Gründungsgeschichte
der Mainzer Universität

Leben und Wirken Gutenbergs sind im Kontext von Reformbemühungen,
Bildungsaufbruch und Universitätsgründung zu sehen



550 Jahre nach dem Tod des genialen Erfinders und berühmtesten Sohns
der Stadt Mainz erinnern im Jahre 2018 zahlreiche Veranstaltungen an
Johannes Gutenberg, seine Zeit und die weitreichenden Folgen seiner
Erfindung. Im Vorfeld der Tagung "Reviewing Gutenberg. Historische
Kontexte und Rezeptionen" plädiert der Mainzer Historiker Prof. Dr.
Michael Matheus dafür, die Forschungen zu Gutenberg und den frühen
Inkunabeln im Kontext des Mainzer Universitätsgründungsprozesses zu
diskutieren. "Zudem müssen die Forschungsarbeiten in den Zusammenhang
mit weitreichenden Reformbemühungen und einem beeindruckenden, als
Bildungsaufbruch zu deutenden Prozess gestellt werden", fordert
Matheus, Professor für Mittlere und Neuere Geschichte und
Vergleichende Landesgeschichte an der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (JGU). An diesen Bemühungen um bessere Bildungschancen waren in
Mainz und am Mittelrhein viele, teilweise in diesem Zusammenhang
bisher wenig beachtete Personen beteiligt, unter ihnen der bedeutende
Theologe Gabriel Biel, dessen Schriften den Reformator Martin Luther
nachhaltig beeinflussten. In Abwandlung des bekannten Diktums "ohne
Buchdruck keine Reformation" formuliert Matheus als zugespitztes
Statement "ohne Bildungsaufbruch keine Reformation".

Ein Element dieses Bildungsaufbruchs stellt die seit der Mitte des 15.
Jahrhunderts wachsende Zahl von Universitäten im Reich dar. Seit 1974
ist bekannt, dass bereits im Jahre 1467, zehn Jahre vor der Eröffnung
der Hohen Schule in Mainz im Jahre 1477, die päpstliche Genehmigung
zur Gründung dieser Universität erteilt wurde. "Die bisherige Annahme,
dieses Gründungsprojekt sei noch nicht recht durchdacht und von eher
handstreichartigem Charakter gewesen, ist zu revidieren", erklärt
Matheus. Der Neufund einer von Papst Paul II. am 13. März 1469
genehmigten Bittschrift im Vatikanischen Geheimarchiv zeigt, dass noch
zu diesem Zeitpunkt an dem Plan einer Hochschulgründung festgehalten
wurde. An der neuen Hohen Schule sollten 21 aus kirchlichen Mitteln
finanzierte Professuren etabliert werden, eine für die damalige Zeit
bemerkenswert umfangreiche Erstausstattung.

Tatsächlich stellt sich die Gründungsgeschichte der Mainzer
Universität nun als ein in Mainz und Rom sehr viel länger dauernder
Beratungs- und Aushandlungsprozess mit unterschiedlichen Etappen dar,
als bisher angenommen. Vor diesem Hintergrund erscheinen auch die
letzten Lebensjahre Gutenbergs in neuem Licht. Gutenberg wurde im
Jahre 1465 angesichts seiner Verdienste zum erzbischöflichen Diener
und Hofmann ernannt und betrieb auf der Grundlage einer
Geschäftsbeziehung zu dem bedeutenden Mainzer Intellektuellen und
promovierten Juristen Konrad Humery bis zu seinem Tode eine Druckerei.
Die wirtschaftliche Grundlage Gutenbergs war folglich gesichert, und
die gängige Vorstellung, der Erfinder der Druckkunst sei aufgrund
eines verlorenen Prozesses gegen Heinrich Fust als armer Mann
gestorben, ist nicht haltbar. Offenbar bemühte sich der Mainzer
Erzbischof Adolf von Nassau im Kontext seiner
Universitätsgründungspläne erfolgreich darum, mit Gutenberg und Humery
ehemalige Gegner in einem Befriedungsversuch auf seine Seite zu
ziehen.

Vor diesem Hintergrund erscheint eine weitere Annahme plausibel: Mit
der von Gutenberg bis zu seinem Tode betriebenen Offizin wurde
versucht, angesichts der zu erwartenden Eröffnung der Hohen Schule
eine Druckerei in Mainz zu etablieren, die auch der Universität von
Nutzen sein konnte. Die Offizin sollte entsprechend einer Übereinkunft
aus dem Jahre 1468 auch nach Gutenbergs Tode in Mainz verbleiben, und
befand sich möglicherweise in jenem umfangreichen Hofkomplex "Zum
Algesheimer", in dem Gutenberg wahrscheinlich verstarb. Der im
erzbischöflichen Besitz befindliche Hof war wohl schon damals als
Universitätsgebäude vorgesehen. Zusammen mit dem als Geburtshaus
Gutenbergs anzusprechenden Komplex "Zum Gutenberg" stand er seit der
Eröffnung im Jahre 1477 der Mainzer Universität nachweislich zur
Verfügung. "Aus der Perspektive des skizzierten Zusammenhangs von
Universitätsgründungsprojekt und frühem Buchdruck erscheint die
Tatsache, dass die Mainzer Universität den Namen des berühmtesten
Sohnes der Stadt trägt, in einem neuen Licht: Der aktuell beschworene
?Gutenberg-Spirit? und damit das derzeitige Leitbild der Hohen Schule
erhalten eine neue Facette historischer Fundierung", fasst Matheus die
aktuellen Kenntnisse zusammen.

Die Tagung "Reviewing Gutenberg. Historische Kontexte und Rezeptionen"
findet am Freitag, 23. Februar, und Samstag, 24. Februar 2018 im
Gutenberg-Museum Mainz, Liebfrauenplatz 5, 55116 Mainz statt. Sie wird
veranstaltet vom Arbeitsbereich Mittlere und Neuere Geschichte und
Vergleichende Landesgeschichte am Historischen Seminar der JGU und dem
Institut für Geschichtliche Landeskunde an der Universität Mainz e.V.
(IGL). Die Tagung ist öffentlich, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Tagung "Reviewing Gutenberg. Historische Kontexte und Rezeptionen"

http://www.geschichte.uni-mainz.de/MittelalterLandesgeschichte/640.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Petra Giegerich, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/706: Magdeburg - Dia-Vortrag "Die Reste der Festung Magdeburg" am 22.2.2018


Dia-Vortrag "Die Reste der Festung Magdeburg"

Am 22. Februar 2018 um 18.00 Uhr im IBA-Shop



Das Stadtplanungsamt Magdeburg am 22. Februar zu einem Dia-Vortrag
über "Die Reste der Festung Magdeburg" ein. Die Veranstaltung beginnt
um 18. Uhr im IBA-Shop in Regierungsstraße 37. Referent ist der
langjährige Magdeburger Stadtführer Gert Sommerfeldt.

Mehrere Jahrhunderte lebten die Menschen in Magdeburg hinter
Stadtmauern zum Schutze ihres Lebens und ihrer Güter. Nach vielen
Erweiterungen und Umbauten entwickelte sich dann die Stadt vom
Marktflecken zur stärksten Festung Preußens, in der die Bürger in der
Minderzahl waren und das Militär das Sagen hatte.

Über die einstige Nutzung der noch sichtbaren militärischen Anlagen
sowie Tagesablauf, Ausrüstung und Versorgung des Militärs sowie den
gezielten Einsatz der Feuerwaffen ab dem 15. Jahrhundert informiert
Gerd Sommerfeldt in seinem Vortrag. Mit einem Fotoblick in die durch
ehrenamtliches Engagement bisher frei gelegten Reste der Feste
berichtet er zudem über Erhaltung und Nutzung der Forts, Ravelins und
Kasematten in der heutigen Zeit.

Der Eintritt ist frei; Spenden für die IG Altes Magdeburg werden aber
gern entgegen genommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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LESUNG/1702: Mönchengladbach - Sonntagsgeschichten am 25. Februar 2018


Stadt Mönchengladbach

Sonntagsgeschichten für Kinder in der Familienbibliothek



Zeit zum Zuhören ist wieder für alle Kinder am Sonntag, 25. Februar,
in der Interkulturellen Familienbibliothek, Am Neumarkt 8, in Rheydt.
Ab 15 Uhr entführt die Vorlesepatin der Stadtbibliothek, Mechtild
Poswa-Scholzen, ihre großen und kleinen Zuhörer in die phantastische
Welt der Bücher und Geschichten. Mit dabei hat sie einen bunten Koffer
lustiger und spannender Vorlesegeschichten für Kinder ab 4 Jahren. Ein
Lesespaß für die ganze Familie! Der Eintritt ist frei.

Weitere Infos unter www.stadtbibliothek-mg.de oder 02161/25 8283.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1701: Braunschweig - Spanisch-deutsches Bilderbuchkino "Das kleine Wunder", 22.2.


Stadt Braunschweig

Spanisch-deutsches Bilderbuchkino "Das kleine Wunder"



Braunschweig. Als zweisprachiges Bilderbuchkino auf Spanisch und
Deutsch ist das Bilderbuch "El pequeño milagro / Das kleine Wunder"
von Lena Hesse, am Donnerstag, 22. Februar, um 16 Uhr, in der
Kinderbibliothek der Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, zu
sehen. Lesepaten der Bürgerstiftung Braunschweig präsentieren das Buch
für Kinder ab vier Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es ein
Bastelangebot. Der Eintritt ist frei; eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6834.

Die Geschichte handelt von dem kleinen Nils, der richtig schlechte
Laune hat, denn er hat beim Tischtennis verloren und nun ist auch noch
sein blauer Lieblings-Tischtennisball verschwunden. Während er im
hohen Gras danach sucht, entdeckt er ein kleines trauriges Wesen und
wundert sich, warum es so traurig ist. Eine Geschichte über ein
kleines Wunder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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SPORT UND SPIEL/222: Braunschweig - Spiel & Spaß rund um die Konsole am 23.2.2018


Stadt Braunschweig

Spiel & Spaß rund um die Konsole



Braunschweig. Die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, bietet
am Freitag, 23. Februar, von 14 bis 17 Uhr, einen
Konsolenspielenachmittag "Spiel & Spaß rund um die Konsole" an. Kinder
ab acht Jahren und Jugendliche können ihre Sportlichkeit testen, oder
denken und knobeln. Etwa 3500 verschiedene Spiele und diverse Konsolen
stehen zum Ausprobieren und Kennenlernen bereit. Spielkundige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtbibliothek beantworten
Fragen rund um die Spiele. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470 6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1320: Braunschweig - "Peter und der Wolf" am 25. Februar 2018


Stadt Braunschweig

Theater LAKU PAKA: Peter und der Wolf



Braunschweig. Das Theater LAKU PAKA erzählt das musikalische Märchen
"Peter und der Wolf" in einer bilderreichen Inszenierung mit Licht und
Schatten, im Nachgang zum Internationalen Tag der Muttersprache in
leicht verständlichem englischen Wortlaut am Sonntag, 25. Februar, ab
16 Uhr im Haus der Kulturen Braunschweig, Am Nordbahnhof 1. Empfohlen
ist die Vorstellung für ein Publikum ab fünf Jahren und besonders für
zweisprachige Familien. Veranstalter ist der Fachbereich Kultur der
Stadt Braunschweig in Kooperation mit dem Haus der Kulturen
Braunschweig im Rahmen der Reihe Kultur vor Ort.. Der Eintritt beträgt
für Erwachsene 5 Euro und für Kinder 2 Euro. Infos und Reservierungen
unter Telefon 0531-470 4863.

Eine pfiffige Rahmenhandlung und gekonnt gespielte Livemusik runden
die Geschichte ab. Man schaut dem Musiker Prokofjew beim Komponieren
über die Schulter. Dabei sind es die Tiere selbst, die ihn die
richtigen Töne finden lassen. Wenn dann die eigentliche Erzählung
beginnt, gerät man ins Staunen, denn der Fall wird ganz neu
aufgerollt. Das Theater LAKU PAKA wechselt dazu die Perspektive und
schildert das musikalische Märchen aus der Sicht des Wolfs, der seinem
Enkel das Abenteuer erzählt.

Das Theater LAKU PAKA mit Günter Staniewski und Kerstin Röhn hat sich
seit 1983 auf das Spiel mit Figuren spezialisiert und zählt zu den
renommiertesten deutschen Figurentheatern, das zu vielen Festivals in
aller Welt eingeladen wird. Für die Inszenierung "Peter und der Wolf"
wurde das Theater mit dem 1. Preis "Goldener Rabe" beim
Internationalen Schattentheaterfestival 2007 in Schwäbisch-Gmünd
ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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GLEICHHEIT/6574: Macron fordert Einführung der Wehrpflicht und droht Syrien mit Luftschlägen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Macron fordert Einführung der Wehrpflicht und droht Syrien mit
Luftschlägen 

Von Alex Lantier

17. Februar 2018



Am Dienstag forderte Präsident Emmanuel Macron vor Journalisten der
Association de la Presse Présidentielle die Wiedereinführung der
Wehrpflicht und drohte gegenüber Syrien, das ehemals französische Kolonie
war, mit Luftschlägen. Das stellt eine unzweideutige Warnung vor der Gefahr
eines Weltkriegs dar, nachdem nur Tage zuvor Dutzende russischer
Militärberater in Syrien durch amerikanische Bomben getötet wurden und
Israel Ziele in Syrien angegriffen hatte.

Es zeigt auch den Charakter der deutsch-französischen Achse, die Macron mit
einer potentiellen Großen Koalition zwischen Christ- und Sozialdemokraten
in Berlin schmieden will. Europa soll in einen aggressiven militaristischen
Block verwandelt werden, der junge Menschen zum Töten und Sterben in
imperialistische Kriege zwischen den Großmächten schickt.

"Ich wünsche mir einen obligatorischen nationalen Dienst, der Männern wie
Frauen offensteht und militärische Kenntnisse vermittelt", erklärte Macron.
Er wiederholte damit seine Forderung nach Wiedereinführung der Wehrpflicht,
die er im letztjährigen Wahlkampf erhoben hatte. Macron fügte hinzu, der
Dienst "könnte zwischen drei und sechs Monate dauern, aber das ist noch
offen."

Wie schon im Präsidentschaftswahlkampf 2017 versuchte Macron auch jetzt in
zynischer Manier die Bedeutung der Wiedereinführung der Wehrpflicht
herunterzuspielen. Die Wehrpflicht könne eine "zivile" Komponente haben,
behauptete er. Das soll heißen, eingezogene junge Erwachsene könnten auch
in französischen Städten auf Streife gehen, wie Soldaten während des
zweijährigen Ausnahmezustands. In seiner Rede von 2017 zur Wehrpflicht
hatte Macron allerdings zugegeben, dass sie auch der Vorbereitung auf große
Kriege dient: "Wir sind in eine Epoche der internationalen Beziehungen
eingetreten, in der Krieg als Ergebnis der Politik wieder möglich ist."

Am Dienstagabend erklärte Macron, er sei bereit, Luftschläge gegen Syrien
zu führen. Derweil heizten die Medien eine Kampagne zu unbestätigten
Anschuldigungen der USA über den Einsatz von Chlorgas durch die syrische
Regierung an. Die französische Presse hatte Macron unter Beschuss genommen,
weil er seine "rote Linie" vergessen habe, die er in seiner Rede vor der UN
im September festgelegt hatte. Macron hatte damals versprochen, gegen
Syrien vorzugehen, wenn Frankreich oder seine Verbündeten feststellen
würden, dass die syrische Regierung bei dem andauernden Krieg der Nato in
dem Land Chemiewaffen einsetze.

"Wenn Frankreich verlässliche Beweise hat, dass verbotene chemische Waffen
gegen Zivilisten eingesetzt werden, werden wir angreifen", sagte er. "Wir
werden dort angreifen, wo diese Waffen eingesetzt werden und wo ihr Einsatz
organisiert wird. Wir werden uns an die rote Linie halten."

Macron erklärte, er stehe in engem Kontakt mit dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin, der ein wichtiger Verbündeter Assads ist, um Warnungen und
Drohungen an das syrische Regime zu richten. "Ich habe das auch gegenüber
Präsident Putin gesagt und ihn aufgefordert, mit dem syrischen Regime, das
den Einsatz chemischer Waffen erneut bestritten hat, Klartext zu reden.
[...] Doch wir halten die Augen offen. Sobald es Beweise dafür gibt, werde
ich meinen Worten Taten folgen lassen."

Sollte Macron Luftschläge befehlen, wäre das - mit Billigung der anderen
Nato-Mächte - ein unprovozierter Krieg Frankreichs gegen seine frühere
Kolonie, der zu einem Krieg mit Russland führen könnte. Der Versuch, einen
Angriff mit unbestätigten Anschuldigungen der USA zu rechtfertigen, stinkt
nach Provokation. Frühere derartige Behauptungen, u.a. zu den
Giftgasangriffen in Ghuta 2013 und in Chan Schaichun 2017, erwiesen sich
als Provokationen. Dabei hatten von der Nato unterstützte islamistische
Milizen Gasangriffe durchgeführt, die sie dann dem Assad-Regime in die
Schuhe schoben, um den Vorwand für Angriffe der Nato auf Syrien zu liefern.

Macrons Äußerungen folgen auf den Besuch von Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen im Irak am letzten Wochenende, wo sie eine Ausweitung der
militärischen Präsenz Deutschlands vor Ort ankündigte, und auf die
Bekanntgabe des Koalitionsvertrages der angestrebten Großen Koalition in
Berlin.

Ein Eckpunkt des Koalitionsvertrags ist die Zusammenarbeit mit Frankreich
auf den Feldern der Handels-, Militär- und Nahostpolitik. Von der Leyen und
ihre französische Amtskollegin Florence Parly haben am gestrigen Freitag
gemeinsam die Münchner Sicherheitskonferenz eröffnet und dabei die
militärische Einigkeit zwischen Frankreich und Deutschland demonstriert.

Dass Macron einen Angriff auf Syrien erwägt, unterstreicht, dass die Achse
Berlin-Paris ein aggressives militärisches Vorgehen Europas deutlich
vorantreiben will, was explosive globale Auswirkungen haben wird. Seit das
stalinistische Regime vor über 25 Jahren die Sowjetunion auflöste und damit
das stärkste militärische Gegengewicht zum Krieg zwischen den
imperialistischen Ländern beseitigte, versucht der US-Imperialismus
beharrlich, seine zunehmende wirtschaftliche Schwächung durch Krieg und den
Einsatz seiner militärischen Überlegenheit zu kompensieren.

Das fand seinen schärfsten Ausdruck im Januar mit der Bekanntgabe der
National Defense Strategy, der Nationalen Verteidigungsstrategie der USA,
die die großen Nuklearmächte Russland und China als Washingtons Hauptfeinde
definiert.

Paris hat in diesen 25 Jahren eine immer aggressivere Außenpolitik
verfolgt. Neben Kriegen in seinen früheren afrikanischen Kolonien hat sich
das Land wiederholt an US-geführten Kriegen beteiligt - 1991 gegen den
Irak, 2001 in Afghanistan, und 2011 an den Kriegen in Libyen und dann
Syrien -, obwohl es wegen der Invasion des Irak 2003 zu Streitigkeiten mit
Washington kam. Unter Macron verschärft Paris diese Offensive, während
durch Steuererleichterungen Milliarden von Euros in die Taschen der Reichen
fließen, und diese reaktionäre Politik mit einschneidenden Sozialkürzungen
gegen die Arbeiterklasse finanziert wird.

Ein explosiver politischer Zusammenbruch des kapitalistischen Weltsystems,
der Arbeiter in Europa und der ganzen Welt mit katastrophalen Folgen
konfrontiert, nimmt hier Gestalt an. Es drohen nicht nur Kriege der Nato
mit Russland und China; auch notdürftig verhüllte Differenzen zwischen den
Nato-Mächten selbst, die im 20. Jahrhundert zweimal an Weltkriegen zwischen
rivalisierenden Bündnissen beteiligt waren, drohen gewaltsame Formen
anzunehmen.

Macrons Aussagen am Dienstagabend ließen insbesondere erkennen, dass sich
zwischen Washington und der Achse Berlin-Paris erhebliche
Meinungsverschiedenheiten zu Russland und dem Nahen Osten entwickeln.

Macron drohte Syrien zwar mit Krieg, schloss aber einen sofortigen Angriff
aus und gab zu verstehen, dass er den Anschuldigungen der USA, Syrien setze
Giftgas ein, wenig Glauben schenke: "Heute liegen uns von unseren
Geheimdiensten keine Beweise vor, dass vertraglich verbotene chemische
Waffen gegen die Zivilbevölkerung eingesetzt werden".

Das wirft die Frage auf, weshalb Macron auf diese unbestätigten Vorwürfe,
denen er selbst offensichtlich nicht traut, mit der Drohung reagiert hat,
Syrien anzugreifen.

Zweitens regte Macron an, so berichtet das Wirtschaftsblatt Les Echos, als
Antwort auf den Syrienkrieg engere Beziehungen mit Russland zu knüpfen und
"einen Dialog mit den drei Mitgliedsstaaten des Astana-Prozesses - Iran,
Türkei und Russland [- zu eröffnen]." Damit scheint Macron einen deutlich
anderen Kurs zu verfolgen als die USA mit ihrer National Defense Strategy
und ihren Bomben gegen russische Militärberater in Syrien. Vorausgegangen
war Macrons freundliches Telefonat vom 9. Februar mit Putin, bei dem er
sich auch für eine stärkere wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit
mit dem Kreml aussprach.

Aus dem Protokoll des Élysée-Palastes geht hervor, dass Macron Putin
telefonisch zur "Dynamik unserer bilateralen Beziehungen seit dem Treffen
am 29. Mai in Versailles" gratulierte und anmerkte: "Wir tauschen uns
regelmäßig und kontinuierlich über politische Fragen aus". Das Kommuniqué
begrüßte auch die fortschreitende Entwicklung von Beziehungen zwischen
französischen und russischen "wirtschaftlichen und kulturellen Akteuren,
Denkern und Jugendlichen".

Schließlich lobte Macron den "permanenten Dialog", der zwischen Frankreich
und der Türkei stattfindet. Die Türkei habe sich bei ihm wegen ihrer
Intervention in Syrien gegen kurdische Kräfte "rückversichert". Dagegen kam
US-Außenminister Rex Tillerson am Mittwoch zu Krisengesprächen in die
Türkei, deren Außenminister Mevlüt Çavusoglu vor einem "völligen Bruch" des
Bündnisses mit Washington warnte, weil es die kurdischen Kräfte in Syrien
unterstützt.

Diese europäisch-amerikanischen Differenzen traten am Mittwoch beim Gipfel
der Nato-Verteidigungsminister in Brüssel erneut offen zutage. 
Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg warnte, es wäre "vollkommen sinnlos, wenn
die Nato und die EU in Konkurrenz zueinander träten."

Die ständige Vertreterin der USA bei der Nato, Kay Bailey Hutchison, warnte
im Hinblick auf die von Berlin und Paris entwickelten Pläne für eine
militärische Zusammenarbeit der Europäer vor einer möglichen Beschädigung
der militärischen Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und Europa:
"Wir wollen natürlich nicht, dass daraus ein protektionistisches Instrument
der EU wird, und wir werden sehr genau darauf achten; denn sollte es dazu
kommen, könnte es die starke Sicherheitsallianz, die wir haben, gefährden.
Wir wollen, dass die Europäer militärische Fähigkeiten und Stärke haben,
aber nicht, um sich gegen amerikanische, norwegische oder britische
Produkte abzuschotten."

 * 
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IMI/844: Die Münchner Sicherheitskonferenz


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/05 vom 19. Februar 2018

Die Münchner Sicherheitskonferenz

Harte Geopolitik und die militärische Selbstbehauptung Europas

von Jürgen Wagner



Vom 16. bis zum 18. Februar 2018 versammelten sich wieder einmal
"Entscheidungsträger" aus Politik, Wirtschaft und Militär zur alljährlichen
Münchner Sicherheitskonferenz. Auf den etwa 40 Panels und Vorträgen ging es
natürlich um alles Mögliche. Dennoch kristallisierten sich über die Tage
vor allem drei zentrale Befunde beziehungsweise daraus abgeleitete
Forderungen heraus, die auf der Konferenz selbst wie auch in der medialen
Aufbereitung die zentrale Rolle spielten: Erstens wurde diagnostiziert,
dass sich die weltpolitischen Konflikte bedrohlich zugespitzt hätten, wobei
nicht zuletzt der Auftritt des kommissarischen Außenministers Sigmar
Gabriel verdeutlichte, weshalb dies der Fall ist. Zweitens wurde dies mit
einem Plädoyer für eine "beherzte" Aufrüstung der Europäischen Union
verknüpft, um sich in diesen neuen Großkonflikten behaupten zu können - am
Rande wurden dabei auch die Rahmenbedingungen des künftigen
transatlantischen Verhältnisses mitverhandelt. Und schließlich ging es
drittens darum, dass hierfür ganz generell, aber ganz besonders von
Deutschland erheblich mehr Mittel in den Militärbereich investiert werden
müssten, als es die happigen Steigerungen im Entwurf eines
Koalitionsvertrages zwischen CDU/CSU und SPD ohnehin bereits vorsehen.

Am Abgrund harter Geopolitik



Seit einigen Jahren wird unmittelbar vor Beginn der Sicherheitskonferenz
der "Munich Security Report" veröffentlicht, mit dem als "Begleiter und
Impulsgeber" bereits zentrale Themen gesetzt werden sollen. Im
deutschsprachigen Antext der diesjährigen Ausgabe mit dem Titel "Am Abgrund
- und zurück?" heißt es: "Im letzten Jahr ist die Welt näher - viel zu nah -
 an die Schwelle von extremen Konflikten gerückt und die internationale
Gemeinschaft muss alles tun, um sich von dieser Schwelle wegzubewegen."[1]
Auch Konferenzleiter Wolfgang Ischinger selbst brachte seine Besorgnis mit
folgenden Worten zum Ausdruck: "Ich denke, die Lage der globalen Sicherheit
ist heute instabiler als sie es jemals seit dem Zusammenbruch der
Sowjetunion gewesen ist."[2]

Vor allem im Verhältnis mit Russland und China bemüht man sich inzwischen
nicht einmal mehr, die schweren geopolitischen Konflikte mit irgendwelchen
Worthülsen zu kaschieren. So hieß es in der "Nationalen
Sicherheitsstrategie" der US-Regierung vom Dezember 2017: "China und
Russland fordern die amerikanische Macht, ihren Einfluss und ihre
Interessen heraus und versuchen Amerikas Sicherheit und Wohlstand zu
untergraben. [...] Unsere Aufgabe ist es sicherzustellen, dass die
militärische Überlegenheit der USA weiterbesteht. [...] Wir werden den
Frieden durch Stärke wahren, indem wir unser Militär neu aufstellen, damit
es vorherrschend bleibt, unsere Feinde abschreckt und, sofern erforderlich,
in der Lage ist, zu kämpfen und zu siegen. Wir werden mit allen nationalen
Machtmitteln sicherstellen, dass Regionen der Welt nicht von einer Macht
dominiert werden."[3]

Folgerichtig sieht die daraus abgeleitete "Nationale Militärstrategie" vom
Januar 2018 eine Schwerpunktverlagerung weg von - sogenannten -
Anti-Terror-Einsätzen wie im Irak oder in Afghanistan (die aber
selbstredend weiterhin auch eine wichtige Rolle spielen sollen) hin zur
Rüstung für mögliche Großmachtkonflikte vor.[4] Auf der Münchner
Sicherheitskonferenz war der prominenteste US-Redner der Nationale
Sicherheitsberater Herbert Raymond McMaster, unter dessen Ägide die
"Nationale Sicherheitsstrategie" angefertigt wurde. Insofern waren seine
Ausführungen wenig überraschend: "Revisionistische Mächte gefährden die
Stabilität der Nachkriegsordnung durch militärische Gewalt oder andere
schädliche Aggressionsformen."[5]

Es war aber ausgerechnet der kommissarische - und künftige? - Außenminister
Sigmar Gabriel, der am deutlichsten die Konturen einer neuen "globalen
Großkonkurrenz" (Nikolaus Busse) nachzeichnete: "Der zunehmende globale
Führungsanspruch Chinas, die Machtansprüche Russlands, die Renaissance von
Nationalismus und Protektionismus, all diese Phänomene führen zu massiven
Verschiebungen in unserer Weltordnung mit unabsehbaren Konsequenzen."[6]

Explizit griff Gabriel die Neue Seidenstraßen-Initiative heraus, mit der
China mit riesigen Investitionen Infrastrukturprojekte in Asien
vorantreiben will: "Die Initiative für eine neue Seidenstraße ist ja nicht
das, was manche in Deutschland glauben, es ist keine sentimentale
Erinnerung an Marco Polo. Sondern sie steht für den Versuch, ein
umfassendes System zur Prägung der Welt im chinesischen Interesse zu
etablieren. Dabei geht es längst nicht mehr nur um Wirtschaft: China
entwickelt eine umfassende Systemalternative zur westlichen, die nicht wie
unser Modell auf Freiheit, Demokratie und individuellen Menschenrechten
gründet."

Dankenswerter Weise betonte der SPD-Politiker dann, es sei "das gute Recht
Chinas, eine solche Idee zu entwickeln." Andererseits schränkte er im
gleichen Atemzug dieses "Recht" insofern wieder ein, als der Westen
Versuchen müsse, Chinas Ambitionen so weit als möglich zu konterkarieren:
"Wo aber die Architektur der liberalen Ordnung bröckelt, werden andere
beginnen, ihre Pfeiler in das Gebäude einzuziehen. Auf Dauer wird sich
dabei das gesamte Gebäude verändern. Ich bin mir sicher, am Ende fühlen
sich weder Amerikaner noch Europäer in diesem Gebäude, das da neu entsteht,
noch wohl. [...] In der neuen und gegenüber dem Kalten Krieg heute weitaus
komplexeren Welt geht es um die Systemkonkurrenz zwischen entwickelten
Demokratien und Autokratien."

In geradezu schockierender Offenheit bedient sich Gabriel hier der
typischen Phrasen des Neuen Kalten Krieges. Aus PR-Gründen werden die
aktuellen Auseinandersetzungen dabei nicht als Konflikte unterschiedlicher
Machtblöcke oder Kapitalismen beschrieben, sondern als Kampf zwischen "Gut"
(Demokratien) und "Böse" (Autokratien). Dass exakt diese Begrifflichkeiten
schon vor Jahren durch den Ultrahardliner und Apologeten eines "Neuen
Kalten Krieges", Robert Kagan, in die Debatte eingespeist wurden, rundet
den Eindruck, den Gabriel mit seiner Rede hinterließ, vollends ab.[7] Für
Interessensausgleich, vertrauensbildende Maßnahmen und ähnliches bleibt
hier wenig Platz übrig. Unweigerlich fühlt man sich dadurch an eine Kritik
des großen Friedensforschers Johan Galtung erinnert: "Jede Vorstellung, die
die Welt als anarchischen Dschungel mit herumstreifenden, egoistischen,
habgierigen Nationalstaaten sieht, [macht] sie genau zu dem."[8]

Jedenfalls legitimieren sich hieraus wiederum - zumindest aus Sicht von
Gabriel und den anderen europäischen Vertretern auf der
Sicherheitskonferenz - umfassende Maßnahmen zur militärischen
Selbstbehauptung Europas: "Für uns Europäer muss klar sein: Um in der Welt
von morgen unsere Werte, unseren Wohlstand und unsere Sicherheit zu
behaupten, müssen wir zusammenstehen. [...] Aber Europa braucht auch eine
gemeinsame Machtprojektion in der Welt. Die darf sich nie auf das
Militärische allein konzentrieren, aber sie darf auch nicht vollständig
darauf verzichten. Denn als einziger Vegetarier werden wir es in der Welt
der Fleischfresser verdammt schwer haben."

EU-Aufrüstung: Fleischfresser statt Vegetarier



Konferenzleiter Wolfgang Ischinger ist dafür bekannt, dass er sich die
Choreografie der Tagung recht genau überlegt, weshalb es kein Zufall
gewesen sein dürfte, dass die Tagung von den Verteidigungsministerinnen
Frankreichs und Deutschlands eröffnet wurde.[9] Damit sollte wohl dem
"deutsch-französischen Motor", der aktuell diverse Initiativen zum Ausbau
der EU-Militarisierung anschiebt, symbolhaft der Rücken gestärkt werden.
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen ließ sich dann auch nicht
lumpen und forderte in ihrer Rede vehement die Fortsetzung des
eingeschlagenen Kurses: "Es geht um ein Europa, das auch militärisch mehr
Gewicht in die Waagschale werfen kann. [...] Der Aufbau von Fähigkeiten und
Strukturen ist das eine. Das andere ist der gemeinsame Wille, das
militärische Gewicht auch tatsächlich einzusetzen, wenn es die Umstände
erfordern."[10]

Ganz ähnlich klang ihre französische Amtskollegin Florence Parly, die sich
allerdings den einen oder anderen Seitenhieb auf die - aus ihrer Sicht - zu
zaghaften deutschen Rüstungsbemühungen nicht verkneifen konnte (siehe
unten). Es war aber dann einmal mehr der Auftritt von EU-Kommissionschef
Jean-Claude Juncker, der hier die deutlichsten Akzente setzte. Da es nicht
zuletzt die von ihm geführte Kommission war, die in jüngster Zeit Druck in
Sachen EU-Militarisierung gemacht hatte, begann er seinen Beitrag ganz nach
dem Motto "Eigenlob stinkt nicht!": "Wir haben im letzten Jahr mehr
Fortschritte in Sachen Europäische Verteidigungspolitik erreichen können
als in den letzten 20 Jahren."[11]

Neben einem Plädoyer, die in Gang gesetzten Maßnahmen zum Aufbau eines
EU-Rüstungsmarktes konsequent umzusetzen[12], hatte Juncker vor allem einen
Pfeil im Köcher und der zielte auf das Konsensprinzip in der Außen- und
Militärpolitik: "Diese Einstimmigkeit, dieser Einstimmigkeitszwang hält uns
davon ab, Weltpolitikfähigkeit zu erreichen. Immer wieder stellen wir fest,
dass wir zu konsensuellen einstimmigen Beschlüssen nicht fähig sind."

Mit der "Ständigen Strukturierteren Zusammenarbeit" (engl.: PESCO) wurde
unlängst bereits die Möglichkeit geschaffen, Teilbereiche der
Militärpolitik auf Kleingruppen auszulagern und so das Konsensprinzip
teilweise auszuhebeln. Diese Möglichkeit soll Juncker zufolge nun auch auf
die Entscheidung zur Entsendung "ziviler" Operationen und auch auf die
Außenpolitik ausgedehnt werden: "Das setzt keine, wie viele meinen,
Vertragsänderung voraus, sondern man kann sich berufen auf Artikel 31 (3)
des Europäischen Vertrages von Lissabon, der vorsieht, dass der Europäische
Rat einstimmig beschließen kann, in welchen Gebieten zukünftig mit
qualifizierter Mehrheit Beschlüsse zu fassen sind. Und wir möchten uns in
die Richtung bewegen, vor allem, wenn es um zivile Sicherheits- und
Verteidigungsmissionen geht und anderes mehr."[13]

Die Einführung qualifizierter Mehrheitsbeschlüsse (65% der EU-Bevölkerung
und 55% der EU-Mitgliedsstaaten) bedeutet, dass Deutschland und
Frankreich allein bereits fast über eine Sperrminorität verfügen. Generell
geht damit eine massive Verschiebung der Einflussmöglichkeiten zugunsten
der EU-Großmächte einher - und genau dies ist auch Sinn und Zweck der
Übung, wenn Wolfgang Ischinger im Vorfeld der Konferenz angab: "Solange
jeder Kleinstaat mit einem Veto eine gemeinsame Außenpolitik verhindern
kann, wird die EU bei der Lösung internationaler Krisen [...] nur eine
Nebenrolle spielen"[14]

Ein letzter Punkt, der von Juncker in München adressiert wurde, spielte
auch in anderen Reden auf der Sicherheitskonferenz eine wichtige Rolle: Die
möglichen Auswirkungen einer Hochrüstung EUropas auf das Verhältnis zu den
USA. Dort waren in jüngster Zeit kritische Stimmen lauter geworden, was
Juncker folgendermaßen quittierte: "Ich lese - nicht ohne Staunen -, dass
einige auf der anderen Seite des Atlantiks sich jetzt vorstellen, die
Europäische Union würde zu unabhängig werden in Sachen Verteidigungs- und
Sicherheitspolitik. Ja, wir möchten uns emanzipieren. Aber wir emanzipieren
uns nicht gegen die NATO, nicht gegen die Vereinigten Staaten von Amerika."
Etwas pikiert fuhr er fort: "Uns erreichte über viele Jahre die Klage aus
amerikanischem Munde, wir täten nicht genug für unsere eigene Verteidigung.
Jetzt bemühen wir uns, mehr zu tun. Und jetzt ist es auch nicht recht.
Entweder war das Eine richtig und das Andere falsch; oder das Andere war
falsch und das Eine nicht richtig."

Kritik wurde aber auch von EU-Seite geäußert, wenn es etwa im kurz vor
Tagungsbeginn veröffentlichten "Munich Security Report" hieß,
"überraschenderweise" kämen einige der heftigsten Attacken auf die
(neo-)liberale Ordnung aus "unvorhergesehener Richtung."[15] Gemeint waren
damit natürlich die USA. Auf der anderen Seite sollten diese
transatlantischen Dissonanzen auch nicht überbewertet werden: Schließlich
hat sich die US-Politik unter Trump als "berechenbarer" erwiesen, als viele
befürchtet hatten. Außerdem besteht die Hoffnung, dass Trump ja nicht ewig
an der Macht bleiben wird. Denn um die (neo-)liberale Ordnung gegen
Angriffe Chinas und Russlands abzusichern, bleiben die USA der mit Abstand
naheliegendste Partner (und umgekehrt). Bei diesem beiderseitigen Interesse
handelt es sich um die Klammer, die wohl auch künftig die transatlantischen
Beziehungen zusammenhalten wird, wie etwa Gabriel in seiner Rede
unterstrich: "Die liberale Ordnung, die 'liberal order', die unsere Welt
nach den Verwüstungen und Verheerungen zweier Weltkriege neu geordnet hat,
war und ist ganz sicher nicht perfekt. Aber sie ist die beste, die wir uns
heute vorstellen können."[16]

Auch sollte man Bedenken, dass die "Entfremdung" im
amerikanisch-europäischen Verhältnis lange vor der Wahl Donald Trumps
eingesetzt hatte. Damals wie heute drehen sich die Auseinandersetzungen um
die Frage der transatlantischen Macht- und Arbeitsteilung. Also wieviel
Geld stecken die Europäer zusätzlich in ihre Rüstungshaushalte und wieviel
Macht sind die USA bereit, hierfür abzugeben? Von der beiderseits
befriedigenden Antwort dieser Kernfrage wird die Zukunft der
transatlantischen Beziehungen abhängen. In Gabriels Worten: "Niemand
sollte versuchen, die EU zu spalten - nicht Russland, nicht China, aber
auch nicht die Vereinigten Staaten. Die Europäische Union ist ein durchaus
selbstbewusster Partner, der vertrauensvoll und auf Augenhöhe mit den USA
kooperieren will, aber eben nicht im Gefolgschaftsverband."[17]

Geld: Rüffel für Deutschland



Im Jahr 2017 beliefen sich die Militärausgaben der NATO-Mitgliedsstaaten
nach eigenen Angaben auf 945 Mrd. Dollar (2016: 920; 2015: 895).[18] Somit
konnte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg auf der Sicherheitskonferenz
stolz verkünden, es sei "ein wesentlicher Fortschritt und ein guter Start",
dass die Militärbudgets der europäischen NATO-Mitglieder seit 2015 jährlich
gestiegen sind. Und obwohl die Rüstungsausgaben Chinas (150 Mrd.) und
Russlands (61 Mrd. Dollar Dollar) im Jahr 2017 weit dahinter
zurückbleiben[19], herrschte unter den westlichen Akteuren auf der
Sicherheitskonferenz Einigkeit, dass es weiterer Erhöhungen bedürfe. Doch
auch diesbezüglich zeigte sich Stoltenberg optimistisch: Aktuell würden
acht Verbündete mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für ihr
Militär ausgeben, man rechne aber damit, dass sich diese Zahl bis 2024 auf
15 Länder erhöhen werde.[20] Kämen alle Staaten dieser - rechtlich
keineswegs bindenden - Forderung nach, würden die Ausgaben der EU-28 (plus
Norwegen) von 242 Mrd. Dollar (2017) auf 386 Mrd. Dollar (2024) rasant
ansteigen, rechneten die Unternehmensberater von McKinsey im Auftrag der
Münchner Sicherheitskonferenz aus.[21]

Diese Zielgröße wird von US-Präsident Donald Trump als das "absolute
Minimum" bezeichnet, wobei er selbst mit "gutem" Beispiel vorangeht. Im
kürzlich vorgestellten Entwurf für das Haushaltsjahr 2019 beantragte er 686
Mrd. Dollar für die "Verteidigung" - der letzte von Vorgänger Barack Obama
verantwortete Haushalt 2017 umfasste "nur" 606 Mrd. Dollar. Allein die
Steigerungen des US-Haushalts übertrifft also deutlich das gesamte
russische Militärbudget des Jahres 2017![22]

Nicht weniger ambitioniert geht Frankreich unter dem neuen Präsidenten
Emmanuel Macron den Rüstungsbereich an. Kürzlich wurde dort der
Haushaltsentwurf für die Jahre 2019 bis 2025 verabschiedet. Er sieht eine
jährliche Erhöhung der Militärausgaben um 1,7 Mrd. Euro und damit von 32,4
Mrd. Euro (2017) auf 44 Mrd. Euro (2023) vor. Und genau diesen Punkt
betonte die französische Verteidigungsministerin Parly auch in ihrem
Auftaktbeitrag zur Sicherheitskonferenz: "Das Erste waren die Finanzen.
'Eine robuste europäische Verteidigung beginnt mit Anstrengungen zu Hause',
sagte Parly, um anschließend die französischen Investitionen zu erläutern.
Um dem Militär alle nötigen Mittel an die Hand zu geben, werde Frankreich
bis 2025 zwei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts (BIP) für Verteidigung
ausgeben. Sie habe gerade ein konkretes Programm ('Loi de programmation
militaire') ausgearbeitet, bis 2025 rund 300 Milliarden Euro zu
investieren. Es geht um eine umfassende Rüstungsmodernisierung, die
konventionelle und nukleare Fähigkeiten umfasst. Der Generalstabschef der
französischen Marine, Admiral Christophe Pratzuck, darf sich sogar
Hoffnungen auf einen neuen Flugzeugträger machen. Kosten allein dafür:
mindestens fünf Milliarden Euro."[23]

Mit diesen Dimensionen kann Deutschland tatsächlich aktuell nicht dienen
und holte sich deshalb nicht nur von französischer Seite, sondern auch von
NATO-Generalsekretär Stoltenberg einen Rüffel ab: Zwar seien "die Kürzungen
gestoppt" worden, Deutschland bleibe aber dennoch weiter deutlich hinter
den Erwartungen der Verbündeten zurück. Dass Deutschland die "Kürzungen
gestoppt" habe, trifft die Realität nicht einmal annähernd: Die
Militärausgaben stiegen zwischen 2000 (rund 24 Mrd. Euro) und 2018 (38,5
Mrd.) kontinuierlich an. Und betrachtet man den Entwurf für einen
Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD wird sich hieran wohl auch
nichts ändern: Ihm zufolge soll der Militärhaushalt bis 2021 weiter auf
mindestens 42,4 Mrd. erhöht werden. "Mindestens", da in dem Papier zudem
festgehalten wurde, dass etwaige Spielräume "prioritär" dem
Rüstungshaushalt (und der Entwicklungshilfe) zu Gute kommen müssen.[24]

Doch obwohl es sich hier um deutlich höhere Steigerungen handelte, als wohl
in einer Jamaika-Koalition beschlossen worden wäre, wird derzeit
systematisch versucht, eine Stimmung zu erzeugen, die zu noch höheren
Ausgaben beitragen kann. Kurz vor der Sicherheitskonferenz wurde etwa ein
"geheimes" internes Papier der Bundeswehr an die Presse durchgestochen -
und zwar an Thorsten Jungholt, einem der wohl bundeswehraffinsten Schreiber
in der deutschen Medienlandschaft. Das Papier belege die "Überforderung"
der Bundeswehr, es wurde in nahezu allen Medien prominent referiert und
zumeist mit der "logischen" Schlussfolgerung verknüpft, es müsse jetzt halt
endlich deutlich mehr Geld für die Truppe her.[25]

Am Rande der Sicherheitskonferenz formierte sich auch die Rüstungslobby und
stimmte wenig überraschend in den Aufrüstungschor mit ein: "Gibt
Deutschland genügend Geld für die Bundeswehr aus? Darüber wird bei der
Sicherheitskonferenz heftig diskutiert. Nicht nur die US-Vertreter fordern
einen höheren Wehretat, Gegenwind bekommt die Bundesregierung auch von der
Nato und der deutschen Rüstungsindustrie. Diese diskutierte am Rande der
Sicherheitskonferenz auf Einladung der Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft darüber. [...] Claus Günther vom deutschen Luftfahrtausrüster
Diehl aus Nürnberg ist ein Freund deutlicher Worte: 'Verteidigung kostet
Geld und ohne Moos nix los, um das mal deutlich zu sagen.'"[26]

Trump, Stoltenberg und andere werden dabei nicht müde, die - politisch
nicht bindende - Absichtserklärung des NATO-Gipfels von Wales 2014, sich -
ohne Angabe konkreter Zahlen - "in Richtung" des Zwei-Prozent-Ziels zu
bewegen, als feste Verpflichtung zu behandeln. Aktuell gibt Deutschland
etwa 1,2 Prozent aus und die Formulierung im Entwurf des
Koalitionsvertrages lässt reichlich Spielraum: Man wolle dem "Zielkorridor
der Vereinbarungen in der NATO folgen." Was das genau heißen soll, dürfte
in der nächsten Zeit Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen werden.
Ischinger formulierte einen möglichen "Kompromiss": "Wir brauchen eine
intakte Armee, um unseren Beitrag in Europa und der Nato leisten zu können.
Dafür sollten wir bis Ende der Legislatur mindestens 1,5 Prozent des
Bruttosozialprodukts für Verteidigung ausgeben", forderte Ischinger. Die
Nato selbst fordert von ihren Mitgliedern 2 Prozent des BIP."[27]

In Zahlen hätte dieser Vorschlag für das Jahr 2017 einen Militärhaushalt
von 49 Mrd. Euro statt der tatsächlich eingestellten 37 Mrd. zur Folge
gehabt. Ein solcher "Kompromiss" wäre zwar wohl ganz im Sinne der auf der
Sicherheitskonferenz versammelten Vertreter aus Politik, Militär und
(Rüstungs)Wirtschaft, nicht aber in dem der über 4000 Protestierenden und
auch nicht in dem der Mehrheit der Bevölkerung. So wurde kurz vor
Konferenzbeginn über die neueste repräsentative Allensbach-Umfrage zum
Thema berichtet: "[D]ie Bevölkerung [ist] nicht bereit, mehr Geld für die
Soldaten auszugeben: Nur 27 Prozent sprechen sich für mehr Investitionen in
Ausstattung und Verteidigung aus."[28]
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OSSIETZKY/991: Stuttgart 21 in der Endlosschleife


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 3 vom 10. Februar 2018

Stuttgart 21 in der Endlosschleife

von Winfried Wolf



Was sind die Ursachen dafür, dass die Bürgerbewegung gegen Stuttgart
21 einen derart langen Atem hat, so dass am 15. Januar die 400.
Montagsdemonstration mit mehr als viertausend Menschen durchgeführt
werden konnte? Ist es nicht Zweckoptimismus und Durchhalte-Propaganda,
wenn der Untertitel meines neuen Buchs lautet: "Stuttgart 21, sein
absehbares Scheitern und die Kultur des Widerstands"?

Die Antworten lauten: Nein, diese Sicht ist berechtigt - Stuttgart 21
wird scheitern. Es liegt an der Summe von bau- und
ingenieurtechnischen, finanziellen, geologischen und
Sicherheitsaspekten in Verbindung mit dieser wunderbaren, kreativen
Bürgerbewegung, die wie ein Watchdog das zerstörerische Großprojekt
begleitet, dass ein solcher Optimismus berechtigt ist. Und dies,
obgleich der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG am 26. Januar die
neuen Kostensteigerungen und die erneute Verschiebung der geplanten
Inbetriebnahme durchgewunken und sich ein weiteres Mal für eine
Politik des "Augen-zu-und-durch" entschieden hat. Es sind im Kern vier
Punkte, die zu einem Scheitern von Stuttgart 21 führen werden.

Schrägbahnhof // Der Tiefbahnhof wird mit 15,1 Promille eine
Gleis- und damit Bahnsteigneigung haben, die beim Sechsfachen des
"eigentlich" Erlaubten liegt. Das ist im Fall eines großen Bahnhofs
einmalig in der Eisenbahnwelt und mit erheblichen Gefahren für das
Publikum auf den Bahnsteigen verbunden (Kinderwagen und Rollstühle
können sich unerwartet in Bewegung setzen). Vor allem birgt dies
enorme Gefahren beim Fahrgastwechsel. Im Kölner Hauptbahnhof haben
wenige Gleise eine Gleisneigung von drei bis sechs Promille. Für
diesen Bahnhof sind viele "unfreiwillige Wegrollvorgänge"
dokumentiert. Die deutlich größere Gleisneigung im S21-Tiefbahnhof,
bei der die Spitze eines 430 Meter langen ICE um 6,1 Meter (!) tiefer
liegen wird als das Ende des Zugs, muss regelmäßig zu gefährlichen,
auch das Leben von Fahrgästen bedrohenden Wegrollvorgängen führen. Ein
beliebiger Lokführer - beispielsweise ein französischer, der im
Führerstand eines TGV auf der Verbindung Paris-München Stuttgart
passiert - könnte sich mit Verweis auf EU-Recht weigern, in den
S21-Hbf einzufahren.

Fass ohne Boden // Die Kosten des Großprojekts bewegen sich auf
einer nach oben offenen Skala: 1994 sollte Stuttgart 21 noch nichts
kosten (die Bahngeländeverkäufe sollten das Projekt weitgehend
finanzieren); 1995 waren vier Milliarden geplant, allerdings DM; 2011
waren es dann 4,5 Milliarden, nun jedoch Euro. Diese Summe wurde vom
Bahnchef Grube persönlich als "Sollbruchstelle" bezeichnet - ab diesem
Betrag werde S21 "unwirtschaftlich". 2013 erhöhte der Aufsichtsrat der
DB AG den Kostenrahmen auf 6,5 Milliarden Euro. Seit Januar 2018 sind
es bahnoffiziell 8,2 Milliarden Euro. Der Bundesrechnungshof geht seit
2016 von 9,5 Milliarden aus. Und am Ende könnten auch 15 Milliarden
Euro nicht ausreichen. Hinzu kommt: Der Bahnkonzern hat gute Chancen,
dass 60 Prozent der 4,5 Milliarden Euro übersteigenden Mehrkosten die
Stadt Stuttgart und das Land Baden-Württemberg zahlen müssen. Im
Dezember 2016 reichte die Bahn eine entsprechende Klage ein. Der
Deutschland-Vertreter der internationalen Anwaltssozietät WilmerHale,
die die Klage ausarbeitete und die DB AG vertritt, ist Matthias
Wissmann, also derjenige, der im April 1994 als Bundesverkehrsminister
Stuttgart 21 zum ersten Mal öffentlich vorstellte und der im Zeitraum
2007 bis Januar 2018 als VDA-Präsident die Personifizierung der
deutschen Autolobby war. Wobei hier der Schwanz (die staatliche DB AG)
mit dem Hund wedelt und die staatlichen Strukturen Stadt Stuttgart und
Land Baden-Württemberg auf die Übernahme von aktuell knapp drei
Milliarden Euro Mehrkosten verklagt. Die Vertreterin des Eigentümers
der DB AG wiederum, die Bundesregierung, erklärt, die DB AG sei in
ihrem Tun und Handeln in Sachen S21 "eigenständig".
Milliardensummen für Kapazitätsabbau // Vergleiche von S21 mit
Elbphilharmonie und BER sind unzureichend. Der Hamburger Bau und der
Berliner Airport resultieren in mehr Kapazitäten (welcher Art, das sei
hier dahingestellt). Stuttgart 21 ist jedoch insofern einmalig, als
man viel und immer mehr Geld dafür ausgibt, die Kapazität eines
bestehenden, seit 90 Jahren sehr gut funktionierenden Kopfbahnhofs um
mehr als 30 Prozent zu verkleinern - von 16 Kopfbahngleisen auf acht
Durchfahrgleise. Das ist exakt das Kapazitätsniveau des Bahnhofs in
der Weltstadt Bietigheim-Bissingen.

Gipskeuper - Staufen im Breisgau lässt grüßen // Schließlich
ist S21 eine Welturaufführung im negativen Sinn, weil dort 16,7
Kilometer der insgesamt 60 Kilometer langen S21-Tunnelbauten im
quellfähigen Anhydrit (Gipskeuper) verlaufen sollen. So gut wie alles
spricht dafür, dass es in diesen Tunnel während der Bauzeit oder nach
Fertigstellung zu unkontrollierbaren Quellvorgängen kommt. Welche
Folgen das haben kann, lässt sich im Breisgau studieren: Dort hebt
sich in Folge von banalen Geothermie-Bohrungen, bei denen man
versehentlich in Anhydrit-Bereiche geriet, seit einem Jahrzehnt der
Boden unter dem kleinen Städtchen Staufen - in jedem Monat um ein paar
Millimeter; seit 2007 um 60 Zentimeter. 200 Häuser sind betroffen,
zwei Häuser mussten bereits abgerissen werden - darunter das
Stadtbauamt. Nun gibt es aktuell, auch in aufgeklärten Kreisen, das
Argument, das Projekt sei inzwischen "zu weit fortgeschritten". Das
ist falsch. Der atomare "Schnelle Brüter" in Kalkar war komplett
fertiggebaut; dort würden - in heutigen Preisen - sechs Milliarden
Euro verbaut. Dennoch blieb er eine Bauruine, beziehungsweise er wird
als Freizeitpark genutzt. Bei S21 wurden bislang rund drei Milliarden
Euro verbaut. Vor allem gibt es hier das ausgezeichnete Projekt
"Umstieg21", nach dem ein größerer Teil der bisherigen Baumaßnahmen
unter anderem für einen unterirdischen Busbahnhof, Parkdecks und eine
Fahrradstation umgenutzt werden könnte - unter Beibehaltung des (dann
modernisierten) Kopfbahnhofs.

Alle sachlichen Argumente sprechen für einen Baustopp und für einen
Umstieg. Es sind ausschließlich Gründe der "Staatsräson", weswegen auf
Teufel komm raus weitergebaut wird.

Stuttgart 21 ist irrational - und dann doch wieder rational. Der
aktuelle Kapitalismus ist dadurch geprägt, dass Kapitalanlagen im
produktiven Sektor immer weniger den Profit einspielen, den Investoren
erwarten. Immer mehr Geld fließt in Spekulation (Immobilien; Bitcoins;
Aktien), in Rüstung (womit Kriege und Flüchtlinge "produziert" werden)
und nicht zuletzt in absurde Großprojekte wie gigantische Tunnelbauten
(Brennerbasistunnel; Val-di-Susa-Tunnel, Fehmarnbelt-Querung) oder
eben in Stuttgart 21. Das bringt Baukonzernen, Banken und
Versicherungen staatlich abgesicherte und von den konjunkturellen
Schwankungen nicht beeinflussbare Profite. Ein willkommener
Nebeneffekt besteht bei S21 darin, dass hier Milliardensummen für das
System Schiene ausgegeben werden, die dem Schienenverkehr schaden. Den
Autokonzernen, die in der Feinstaub-Metropole Stuttgart ohnehin
dominieren, kann es recht sein. Die Tatsache, dass die maßgeblichen
S21-Bahnchefs Heinz Dürr (1990-1998), Hartmut Mehdorn (1999-2009) und
Rüdiger Grube (2009-2017) alle aus der Daimler-Kaderschmiede kamen und
vor ihrem Bahnjob Top-Manager in diesem Autokonzern waren, spricht
Bände.

In einer Zeit, in der antikapitalistisches Engagement eher randständig
ist, muss alles getan werden, die lebendige, kreative und kulturvolle
Bürgerbewegung gegen Stuttgart 21 zu unterstützen. Beispielsweise auch
konkret vor Ort durch Besuche, Delegationen mit Teilnahme an der
Montagsdemo. Für den 15. und 16. Juni ist in Stuttgart - und dort im
Rathaus - eine Konferenz unter dem Titel "Die Kultur des Widerstands"
geplant.


Am 15. Januar erschien in neuer und erweiterter Auflage
Winfried Wolfs Buch "abgrundtief + bodenlos. Stuttgart 21, sein
absehbares Scheitern und die Kultur des Widerstands", ergänzt mit
Beiträgen unter anderem von Wolfgang Schorlau, Walter Sittler, Volker
Lösch, Annette Ohme-Reinicke, Angelika Linckh, Monika Lege, Christine
Prayon, Sabine Leidig, PapyRossa, 378 Seiten, 20 Euro.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2218: Verkehr ideologiefrei - wie geht das?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Verkehr ideologiefrei - wie geht das?

Die Vorstellungen der Landesregierung NRW

von Hanno von Raußendorf(*)



"Eine ideologiefreie Verkehrspolitik" will die neue
NRW-Landesregierung aus CDU und FDP: "Menschen sollen frei von
staatlicher Bevormundung selber entscheiden können, welches
Verkehrsmittel für sie das geeignete ist. Aufgabe der öffentlichen
Hand ist dabei, individuelle Mobilität für alle zu gewährleisten."

So hat sie es in ihren Koalitionsvertrag geschrieben. "Freie Fahrt für
freie Bürger", kommt mir da unwillkürlich in den Sinn, der Slogan des
ADAC aus den 70er Jahren. Und der Eindruck täuscht nicht, denn die
Autoren beider Sätze verstehen "Freiheit" in der Verkehrspolitik bei
genauerer Betrachtung höchst ideologisch als das Recht auf die
hemmungslose Nutzung des individuellen, motorisierten Verkehrsmittels.

Folgerichtig nimmt die rasche und möglichst störungsfreie
Finanzierung, Planung und Realisierung von Bundesfern- und
Landesstraßen breitesten Raum ein. Dabei soll unter anderem der Ausbau
der A1 zwischen Lotte und Osnabrück "wie ursprünglich vom Bund geplant
als ÖPP-Projekte (Öffentlich-Private Partnerschaften) priorisiert
werden" - als habe es die Klage der "A1 Mobil" und die Diskussionen
dieses Sommers nicht gegeben.

Die "A1 Mobil" hat ein fast 73 Kilometer langes Teilstück der A1 durch
Niedersachsen zwischen Hamburg und Bremen ausgebaut und klagt nun,
weil die Einnahmen aus der Maut hinter ihrer Kalkulation
zurückbleiben. Der Bund soll 787 Mio. Euro nachschießen.

Sogar der Zentralverband des deutschen Baugewerbes hält den Verzicht
auf ÖPP im Autobahnbau unterdessen für zwingend geboten. Nur die
Düsseldorfer Koalitionäre beharren auf diesem in Verruf geratenen
neoliberalen Rezept.

Mehr Straße, mehr Privatwirtschaft beim Straßenbau - und natürlich
auch mehr Güter auf die Straße, und das in Lang-Lkw! Deren Zulassung
im Regelbetrieb wird ausdrücklich begrüßt, die Landesregierung will
sie durch schnelle Genehmigungen fördern. Das zuständige
Bundesverkehrsministerium hatte Anfang 2017 die rechtlichen
Voraussetzungen für den streckenbezogenen Regelbetrieb geschaffen.
Geeignete Strecken werden nun durch die Länder gemeldet.


Gigaliner, aber nix für die Schiene

Dabei sind diese sogenannten Gigaliner nach wie vor hoch umstritten.
"Verkehrspolitisch dumm, umweltpolitisch schädlich und einen Kniefall
vor der mächtigen Pkw/Lkw-Lobby", nennt sie der Bund Umwelt und
Naturschutz (BUND). Mit ihren Kapazitätsvorteilen werden sie dazu
beitragen, noch mehr Gütertransporte auf die Straße zu bringen.

Zum Ausbau des in einigen Teilen völlig überlasteten Schienennetzes in
NRW kommt von CDU und FDP kein angemessener Vorschlag. Zwar wollen sie
diesen Ausbau durchaus, scheinen aber die Dringlichkeit des Problems
nicht erkannt zu haben. Dessen krassester Ausdruck ist derzeit die
Verkehrssituation um Köln herum: Die Deutsche Bahn hat schon im
vergangenen Jahr einen Abschnitt in Nord-Süd-Richtung zwischen Köln
und der Landesgrenze als überlastet angezeigt.

Im vergangenen Monat ist ein weiterer Abschnitt zwischen Köln und
Mülheim dazugekommen. Nach den aktuellen Fahrplänen fahren dort mehr
Züge, als die Trassen hergeben und das Unternehmen bewältigen kann.
Die Folge dieser höchst ungewöhnlichen Überlastungsanzeigen kann am
Ende sehr wohl auch die Kündigung von bestehenden Verkehrsverbindungen
sein.

Zum öffentlichen Personennahverkehr gibt es auch kaum mehr als
Allgemeinplätze. Dessen Attraktivität will man erhöhen, allerdings
nicht durch den Ausbau des Streckennetzes oder die Erhöhung der
Taktdichte, sondern durch isolierte Maßnahmen wie z.B. "digital"
unterstützte Bussysteme - ein Lieblingsschlagwort der FDP im
Landtagswahlkampf.


Ganz frei - von Unterstützung

Ein Bekenntnis zur grundsätzlichen Bedeutung des ÖPNV für die
Eindämmung der Klimaerwärmung und unseres Ressourcenverbrauchs findet
sich ebenso wenig wie irgendein Verständnis der Bedeutung öffentlicher
Verkehrssysteme für die Mobilität gerade des einkommensschwächsten
Teils der Bevölkerung.

Dem hat die neue Landesregierung kürzlich ihr ganz besonderes
Verständnis von "Freiheit" in der Verkehrspolitik vor Augen geführt.
Letzten Monat hat sie ihren - inzwischen gekippten - Plan vorgestellt,
in den kommenden Jahren die jährlich 40 Millionen Euro Unterstützung
an die Verkehrsverbünde für das Sozialticket in mehreren Schritten auf
Null zurückzufahren. Potenziell betroffen gewesen wären knapp 2
Millionen Beziehende von Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Wohngeld,
Grundsicherung im Alter, sowie anerkannte Asylbewerber. Gerade mal
4 Kilometer neue Autobahn hätte man von dem eingesparten Betrag bauen
können.

Nur der unmittelbar einsetzende breite Protest von Gewerkschaften,
Sozialverbänden und Parteien wie DIE LINKE NRW haben die Regierung
Laschet gezwungen, ihre Pläne fürs erste zurückzunehmen.


Keine Fahrverbote für Diesel

Da verwundert es schon nicht mehr, dass CDU und FDP ihre Ablehnung von
Fahrverboten für Dieselfahrzeuge im Koalitionsvertrag ausdrücklich
festhalten. Stattdessen wollen sie möglichst rasch auf emissionsarme
Antriebe umstellen. Wie, in welchem Zeitrahmen und wie finanziert,
erfahren wir nicht. Dabei können Dieselfahrverbote in einigen
Innenstädten NRWs schneller kommen als den koalitionären Autofans in
Düsseldorf lieb ist.

Auch gegen das Land NRW sind Klagen wegen seiner Luftreinhalteplanung
anhängig, weil Grenzwerte für Stickstoffdioxid und Feinstaub in
Städten wie Köln, Bonn, Aachen, Düsseldorf, Essen und Gelsenkirchen
überschritten werden. Hier könnten Gerichte demnächst Fahrverbote in
den entsprechenden Innenstädten erzwingen. Betroffen wären oft
Menschen mit geringem Einkommen, deren Dieselfahrzeug die versprochene
Euro-Norm nicht einhält. Lösungen, die den Verantwortlichen in der
Automobilindustrie die Kosten auferlegen, sind von dieser
Landesregierung nicht zu erwarten.

Ähnlich verantwortungslos geht es weiter. Der Flugverkehr ist einer
der am stärksten wachsenden CO2-Emittenten weltweit. Laut BUND ist er
allein für etwa 5 Prozent der globalen Erwärmung verantwortlich, die
Klimawirksamkeit seiner CO2-, Stickoxid- und Wasserdampfeinträge
direkt in hohe Luftschichten ist dabei zwei- bis fünfmal höher als in
Bodennähe. Kein Wort darüber, wie diesen Gefahren begegnet werden
könnte. Stattdessen will man auf Bundesebene die Initiative zur
Abschaffung der Luftverkehrssteuer ergreifen. Dabei zahlt der
Luftverkehr bereits jetzt weder Kerosin-, noch Öko- noch Umsatzsteuer.

Konzepte von gestern, vage Ankündigungen, klimapolitische Inkompetenz:
Für die Verkehrspolitik der kommenden viereinhalb Jahre in NRW ist
wenig Gutes zu erwarten.


(*) Der Autor ist klima- und umweltpolitischer Sprecher der LINKEN NRW.

 * 
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GEWERKSCHAFT/189: ver.di erwartet verhandlungsfähiges Angebot für Tageszeitungsredaktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. Februar 2018

ver.di
erwartet verhandlungsfähiges Angebot für Tageszeitungsredaktionen



Berlin - Die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in
ver.di erwartet in der zweiten Verhandlungsrunde für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten am 20. Februar 2018 in
Düsseldorf ein verhandlungsfähiges Angebot und ein zeitnahes
Tarifergebnis: "Wir wollen die Attraktivität der Arbeit in den
Tageszeitungsredaktionen steigern, dem veränderten Berufsbild und dem
steigenden Druck gerecht werden und gehen davon aus, dass auch der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger mit einer guten Tarifpolitik
ein entsprechendes Signal setzen will. Daher gehen wir davon aus,
dass wir ab morgen endlich über ein Angebot sprechen werden, das
unseren Forderungen entgegenkommt", erklärte
ver.di-Verhandlungsführer Matthias von Fintel.

"Die Tarifverträge für die fest angestellten und freien Kolleginnen
und Kollegen sind seit Anfang des Jahres gekündigt. Sie erwarten nun
zurecht spürbar mehr Geld. Unser besonderes Augenmerk gilt dabei den
Jungen, die wir nicht in andere Jobs verlieren wollen, nur weil etwa
im PR-Bereich bessere Bedingungen herrschen", erklärte von Fintel. Im
Tageszeitungsjournalismus sei über die Jahre ein nicht länger
vermittelbarer Nachholbedarf entstanden, diesen gelte es, beherzt
anzupacken und auszugleichen.

Die dju in ver.di fordert für die Tageszeitungsjournalistinnen und
-journalisten 4,5 Prozent höhere Gehälter und Honorare, mindestens
aber 200 Euro und damit deutlich mehr für Berufseinsteiger.

 * 

Quelle:
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DOKUMENTATION/1444: WDR - Mythos Kongo, Fluss der Extreme, 20.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Abenteuer Erde:

Mythos Kongo - 1. Fluss der Extreme

Ein Film von Thomas Behrend

Dienstag, 20.02.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Fr 14.30 Uhr



Der Fluss, der alle Flüsse verschluckt - so nennen ihn die
Einheimischen. Tatsächlich ist der Kongo, gemessen an seinen
Wassermassen, der zweitgrößte und tiefste Fluss der Erde Als Rinnsal
entspringt er im Norden Sambias, auf seiner Reise nach Westen wird der
Fluss immer größer, immer gewaltiger und mit ihm seine Tiere: Der
Schuhschnabel lauert im dichten Papyrus. Meterlange Pythons gehen auf
Bäumen auf Beutejagd, gewaltige Nilpferdbullen kämpfen um die Macht im
Wasser.

Um am Kongo zu überleben, müssen sich Tiere an extreme Bedingungen
anpassen - die Evolution hat hier einzigartige Wesen hervorgebracht.
Fische mit Lungen, Flügeln oder solche, die an Land jagen gehen. Mit
außergewöhnlichen Aufnahmen gewährt der Zweiteiler "Mythos Kongo"
Einblicke in eine der geheimnisvollsten und gefährlichsten Regionen
unserer Erde.

Seine Größe und Kraft ist dem Fluss noch nicht anzusehen, wenn er als
Chambeshi im Norden Sambias entspringt. Einmal im Jahr ist die
Quellregion des Kongos die Arena für eines der größten Tierspektakel
der Welt: Millionen von Flughunden entern ein winziges Waldstück, um
sich an reifen Früchten die Bäuche voll zu schlagen. Der Chambeshi
fließt nach Bangweulu, ein gigantisches Sumpfgebiet. Verdeckt im
Dickicht: der Schuhschnabel, größter Schreitvogel der Erde: Mit einem
Satz stürzt er nach vorn und rammt seinen Schnabel ins Wasser.
Erwischt! Ohne zu kauen schluckt er einen Lungenfisch im Ganzen
herunter. Aufrecht stehend ist der Schuhschnabel fast so groß wie ein
Mensch.

Dem Fluss folgend geht es in den Dschungel im Südosten der
Demokratischen Republik Kongo. Hinter Kisangani wird der Kongo breit
und ruhig, haushohe Sandinseln türmen sich im Fluss auf. Durchzogen
von kleinen Urwaldflüssen, bilden sie eigene, kleine Lebensräume.
Wundersame Kreaturen wie Schmetterlingsfisch und Aalwels haben ganz
eigene Strategien entwickelt, um im nahrungsarmen Wasser zu überleben.
Der Kongo Fluss speist den zweitgrößten Regenwald der Erde. Hier liegt
die Heimat der Waldelefanten. Immer wieder zieht es sie an einen
einzigen, magischen Ort: die Dzanga Bai. Mit ihnen kommen unzählige
andere Waldbewohner. Was macht diesen Ort so besonders? Nur eines der
vielen Geheimnisse des Flusses Kongo.

 * 
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FILM/1540: Das Erste - Fremder Feind, 21.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Fremder Feind

21. Februar 2018, 20;15 Uhr, Das Erste



"Fremder Feind" erzählt die Geschichte von Arnold Stein - einem Mann,
der alles verloren hat. Arnold lässt sein altes Leben zurück und zieht
sich mit seinem Hund in die Einsamkeit einer abgelegenen Berghütte
zurück. Doch in der Bergidylle findet Arnold keinen Frieden. Ein
Fremder beginnt ihn zu terrorisieren und zum ersten Mal in seinem
Leben nimmt Arnold den Kampf auf.

Arnold (Ulrich Matthes) und seine Frau Karen (Barbara Auer) sind
schockiert, als ihr gemeinsamer Sohn Chris ihnen mitteilt, dass er
sich für einen Auslandseinsatz verpflichtet hat und die Abreise kurz
bevorsteht. Der Dienst des Sohnes im Kriegsgebiet ist der Beginn einer
zermürbenden Zeit für Arnold und Karen. Und in der Tat ereilt die
Eltern eines Tages die ebenso gefürchtete wie fürchterliche Nachricht,
dass ihr Sohn gefallen ist. Karen zerbricht an dem Tod von Chris.
Arnold will alles hinter sich lassen und zieht sich mit seinem letzten
gebliebenen Gefährten, seinem Hund, auf eine einsame Berghütte zurück.
Doch kaum in den Bergen angekommen, wird er mit einem unbekannten
Feind konfrontiert: einem Mann, der Arnolds Besitz verwüstet und
seinen Hund lebensgefährlich verletzt. Arnold lässt sich auf einen
Krieg gegen diesen gesichtslosen Fremden ein. In Anne (Jordis Triebel)
begegnet Arnold einem Menschen, der ihm wieder einen Blick für etwas
jenseits seines Einsiedlerlebens ermöglicht. Doch der Konflikt mit dem
unbekannten Gegner spitzt sich zu. Ein Kampf auf Leben und Tod
beginnt ...

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. Dezember 2017
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MUSIK/545: ONE - Verleihung der Brit Awards 2018 in London, 21.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

POP, STARS, MUSIK, GLAM bei ONE

ONE zeigt die Verleihung der Brit Awards 2018 in London

Mittwoch, 21. Februar 2018 | 22.45 Uhr | ONE



Die Brit Awards sind DAS hochkarätig besetzte Ereignis im britischen
Musikkalender. Mit dabei sind diesmal unter anderem die britischen
Superstars Ed Sheeran (Foto) , Kate Tempest, die Gorillaz, Rag'N'Bone
Man und viele internationale Nominierte mehr. In diesem Jahr werden
die Brit Awards in London zum 38. Mal vergeben. ONE zeigt die
Verleihung des wichtigsten britischen Musikpreises als zeitversetzte
Livesendung am selben Abend direkt aus London. [110 min, Originalton
ohne Untertitel]

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Februar 2018
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REPORTAGE/483: WDR - Hauptschule vor dem Aus? Das lange Zittern, 21.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Hauptschule vor dem Aus? - Das lange Zittern

21.02.2018, 23.25 - 00.55 Uhr | WDR Fernsehen



Wie sieht Hauptschul-Alltag jenseits aller Klischees aus? Hat die
Hauptschule als Schulform überlebt? Der Film begleitet Kinder und
Lehrer über mehrere Monate.

Jason kämpft mit Zahlen und Buchstaben, Asrin mit der Disziplin,
Alireza mit der deutschen Sprache und Gina möchte irgendwann noch
Abitur machen. Alle vier besuchen die Katholische Hauptschule Großer
Griechenmarkt, den meisten Kölnern eher als "Kayjass" bekannt. Eine
Kölner Institution - mitten in der Innenstadt. Im Karneval wird sie
mit "Dreimal null es null" besungen.

350 Schüler, 30 Nationen, 25 Lehrer. Eine Vorzeigeschule, aber auch
möglicherweise eine sterbende Schule - trotz aller Verdienste. Jedes
Jahr müssen Schüler, Eltern und Lehrer zittern, ob es genug
Neuanmeldungen für zwei fünfte Klassen mit jeweils achtzehn Kindern
gibt. Aus dem Lehrerkollegium haben schon einige Lehrer in einem
anderen Job eine Hauptschule abwickeln müssen. Sie wissen, was es
bedeutet, in einer "sterbenden" Schule zu unterrichten.

Das große Hauptschulsterben hat schon einige Kölner Hauptschulen
erwischt, denn Eltern entscheiden sich bundesweit immer häufiger gegen
das Modell Hauptschule. Das Image von der "Restschule" für all
diejenigen, die es woanders nicht schaffen, sitzt fest in den Köpfen.
Mit dazu beigetragen hat auch die Berichterstattung über die
Ruetli-Schule im Berliner Problemkiez: stets gewaltbereite Jugendliche
contra überforderte Lehrer. Das Modell Hauptschule steht seitdem für
das Scheitern des dreigliedrigen Schulsystems.

Erfolgsgeschichten von Hauptschülern hört man nur selten. Viele
Kinder sind schon in der Grundschule schlecht gestartet. Kommen sie
dann in ein großes Schulsystem, gehen sie oft unter und landen am Ende
als so genannte Rückläufer in der Hauptschule. Aber Schulleiter
Manfred Lebek und sein Kollegium haben oft genug erlebt, dass ein
scheinbar vorprogrammiertes Scheitern am Ende doch noch in einen guten
Abschluss mündet. Der Film wirft einen Blick auf eine Schulform, die
in der öffentlichen Meinung keine Daseinsberechtigung mehr hat. Für
viele Schülerinnen und Schüler ist ihre "Kayjass" jedoch immer noch
mehr als nur eine Schule - ein Stück Heimat.

 * 

Quelle:
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FEATURE/972: Deutschlandfunk - Von der DNA zum Verdächtigen, 20.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von der DNA zum Verdächtigen

Ermittler hoffen auf die erweiterte DNA-Analyse

Von Vera Pache

Dlf 2018

Das Feature

Dienstag, 20. Februar 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wenn die Polizei an einem Tatort DNA-Spuren findet, darf sie in
Deutschland damit das Geschlecht bestimmen und prüfen, ob die DNA
schon im Zusammenhang mit anderen Straftaten aufgetaucht ist.
Technisch möglich ist inzwischen mehr. Denn natürlich bestimmt die DNA
wesentlich unser Aussehen: Augenfarbe, Haarfarbe, Hauttyp. Sogar das
Alter lässt sich ablesen. Und sie lässt Rückschlüsse auf unsere
geografische Herkunft und unsere Verwandtschaftsverhältnisse zu.
Wissenschaftler arbeiten an Methoden, diese Informationen immer
genauer aus der DNA herauszulesen. Und Forensiker würden sie gern in
der Verbrechensbekämpfung einsetzen dürfen. Kritiker sagen: Mit diesen
Methoden wird die Diskriminierung von Minderheiten vorangetrieben und
der Datenschutz Unschuldiger verletzt. Während in Deutschland noch
über diese Techniken gestritten wird, werden sie in anderen Ländern
bereits eingesetzt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. Februar 2018
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HÖRSPIEL/1711: Deutschlandfunk Kultur - "Herr C. hat immer in Stimmen gedacht", 21.02.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hörspielraum

Herr C. hat immer in Stimmen gedacht

Die Hörspieladaption von Elias Canettis "Buch gegen den Tod"

Vorgestellt von Sylvia Rauer

DKultur 2016/57'59

Hörspiel

Mittwoch, 21. Februar 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Das Buch gegen den Tod" von Elias Canetti erschien postum 2014. Aus
2.500 Seiten Aufzeichnungen war ein 350-seitiges Buch geworden. Hans
Gerd Krogmann wollte daraus ein Hörspiel machen. Nach welchen
Auswahlkriterien destilliert man? Wie wird aus einem Buch ein
mehrstimmiges Hörspiel? Sylvia Rauer sprach mit dem Lektor Kristian
Wachinger, der Dramaturgin Stefanie Hoster und mit dem Bearbeiter und
Regisseur Hans Gerd Krogmann. Dazu Aufnahmen während der Produktion
des Hörspiels.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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MUSIK/2485: Deutschlandfunk Kultur - 400 Jahre Motettensammlung "Florilegium Portense", 20.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Gottesruhm, Kirchenschmuck und Bildungsgut

400 Jahre Motettensammlung "Florilegium Portense"

Von Stefan Menzel

Alte Musik

Dienstag, 20. Februar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



2018 jährt sich zum 400. Mal die Veröffentlichung des "Florilegium
Portense", einer von Eduard Bodenschatz herausgegebene
Motettensammlung. Mit dem Repertoire kamen nicht nur zahllose
Lateinschüler des 17. Jahrhunderts in Berührung; in einer Zeit, in der
italienische Musik überall auf dem Vormarsch war, bewahrte die
Sammlung überdies die "deutsche Tradition". Die Wirkungsgeschichte der
Anthologie reicht bis zu Bach, die geografische Verbreitung bis nach
Schweden. Die historische Bedeutung der Sammlung ist immens.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. Februar 2018
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TALK/1546: 1LIVE - Gespräch mit dem Rapper Curse, 21.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Im Gespräch mit Curse

Studiogast: Curse

Moderation: Bianca Hauda

1LIVE Talk

Mittwoch, 21.02.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Rapper sind Gangster, oder? Nicht, wenn es um Curse geht. Sein zweites
Standbein neben dem Rap ist seit einiger Zeit: die Meditation. Deshalb
gibt es neben einem neuen Album jetzt von ihm auch ein Buch mit der
Anleitung zum Glücklichsein.

"Stell dir vor, du wachst auf" heißt sein Ratgeber zu "mehr Präsenz
und Klarheit im Leben". Dass er das mal schreiben würde, hätte Curse
wohl selber lange nicht gedacht. Er war als deutscher Rapper
hervorragend im Geschäft, hat ein Album nach dem anderen rausgebracht,
Preise bekommen, ist viel auf Tour gewesen. Es klingt nach dem
ultimativen Traum vom geilen Leben. Aber richtig glücklich war Curse
dabei nicht, irgendwas hat gefehlt. Er nahm eine Auszeit und entdeckte
die Meditation für sich, machte eine Ausbildung zum systemischen Coach
sowie einen Podcast zum Thema und schrieb besagtes Buch.

Aber auch die Liebe zum Rap hat Curse wiederentdeckt, und so erscheint
am 23. Februar sein neues Album "Die Farbe von Wasser". Damit ist er
im April auch im Sektor auf Tour - in Wuppertal, Köln, Münster,
Duisburg und seiner alten Heimat Minden.

Im 1LIVE Talk erzählt Curse uns vom Spagat, Rapper und Meditations-
Coach zu sein, von seinen ersten hingekritzelten Rapzeilen, und warum
es vor dem Hintergrund der Geschichte des Hip Hop eigentlich gar
keinen Sinn ergibt, wenn Rapper sich prügeln - das alles am 21.
Februar 2018 von 23 bis 24 Uhr und danach jederzeit als Podcast.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 
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KURSUS/1687: Unna - "Photoshop Grundlagen mit dem eigenen Gerät" am 2. und 3. März 2018


VHS-Aktuell: Photoshop Grundlagen mit dem eigenen Gerät

Einführungsveranstaltung in das Bildbearbeitungsprogramm von Adobe am
02. und 03. März



Kreisstadt Unna. Eine anspruchsvolle Bildbearbeitung zeichnet sich
unter anderem dadurch aus, dass eine bestimmte Reihenfolge von
Arbeitsschritten einzuhalten ist. Ziel der VHS-Veranstaltung ist es,
Einsteigende mit den wichtigsten Bildbearbeitungsfunktionen von Adobe
Photoshop vertraut zu machen und damit die Grundlage für erste
professionelle Arbeiten am digitalen Bild zu schaffen.

Die Veranstaltung "Photoshop - Grundlagen I mit dem eigenen Gerät" mit
der Buchungsnummer 181-4080 findet am Freitag, 02. März 2018, von
18:00 Uhr bis 22:00 Uhr und am Samstag, 03. März 2018, von 08:30 Uhr
bis 17:00 Uhr im zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt 98 Euro.
Bitte den eigenen Laptop oder das eigene MacBook mit installiertem
Photoshop mitbringen.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 44 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018
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KURSUS/1686: Unna - "Fotobücher mit dem eigenen Laptop erstellen", 1. bis 22. März


Fotobücher mit dem eigenen Laptop erstellen ab dem 01. März



Kreisstadt Unna. Grundlagenschulung zu CEWE-Fotobuch bei der VHS in
Fröndenberg. Fotobücher sind einfach zu erstellen und vielseitig zu
verwenden. Neben dem Klassiker Fotoalbum können mit Fotobüchern auch
tolle Reiseberichte, Kochbücher, Personenportraits sowie Familien- und
Firmenchroniken oder Produkt- und Unternehmenspräsentationen mit ein
paar Klicks erstellt werden.

Wie man professionelle Fotobücher mit wenigen Klicks erstellt, zeigt
die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede donnerstags vom 01. bis zum 22.
März 2018 im Bürgerzentrum Mühlenberg. Die Veranstaltung "Fotobücher
mit dem eigenen Laptop erstellen" mit der Kursnummer 181-4401F findet
jeweils von 09.00 Uhr bis 11.15 Uhr statt. Die Gebühr für den Kurs
beträgt 49 Euro.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 61 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Kurse in Fröndenberg" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot.

Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1685: Unna - Mit WORD fit für das Büro, 1.-22. März 2018


VHS-Aktuell: Fit für das Büro



Kreisstadt Unna. Word ist ein leistungsfähiges
Textverarbeitungsprogramm von Microsoft. Ein neuer VHS-Kurs zu Word
vermittelt Grundlagenwissen, um das Programm für die professionelle
Texterstellung und -bearbeitung zu nutzen. Neben Texteingabe und
-korrektur sowie dem Speichern und Drucken von Texten beschäftigen
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Kurses auch mit der
individuellen Textgestaltung und der Einbindung von grafischen
Elementen wie Rahmen und Schattierungen. In dem Kurs wird viel Raum
für Übungen gegeben.

Das Seminar "Fit für das Büro: Word - Grundlagen" mit der Kursnummer
181-4264 findet vom 01. bis zum 22. März 2018 jeweils zwischen 18:00
Uhr und 20:15 Uhr im Raum 003 im zib statt. Die Gebühr inklusive
Lehrmittelgebühr in Höhe von 6 Euro beträgt 64 Euro, ermäßigt 50 Euro.
Voraussetzung sind grundlegende Windows-Kenntnisse.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 57 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Office" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder 
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1323: Wenn Fahrer sich müde schnarchen - Pneumologen warnen vor Verkehrsunfällen durch Schlafapnoe (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin / Kommunikation - 15.02.2018

Wenn Fahrer sich müde schnarchen: Pneumologen warnen vor Verkehrsunfällen
durch Schlafapnoe



Fast 1900 Verkehrsunfälle mit Personenschaden wurden im Jahr 2016 durch
Übermüdung verursacht. Tagesschläfrigkeit und Sekundenschlaf sind häufig
die Folgen einer obstruktiven Schlafapnoe. Betroffene haben im
Straßenverkehr ein zwei- bis siebenmal so hohes Risiko Unfälle zu
verursachen (2). Viele Betroffene wissen gar nicht, dass sie an einer
Schlafapnoe leiden. Im Vorfeld ihres 59. Kongresses warnt die Deutsche
Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin (DGP) vor den
gesundheitlichen und gesellschaftlichen Folgen unbehandelter
Schlafstörungen. Auf einer Pressekonferenz am 15. März in Dresden erklären
Experten, wie Menschen mit Schlafstörungen besser versorgt werden könnten.

Wie gefährlich Sekundenschlaf sein kann, verdeutlichen zwei Zugunglücke,
die sich in New York und New Jersey ereigneten, weil die jeweiligen
Lokführer am Steuerpult eingenickt waren. Wie sich herausstellte, litten
beide an einer obstruktiven Schlafapnoe (3). In Deutschland und der EU
dürfen Menschen mit Schlafapnoe und Tagesschläfrigkeit Kraftfahrtzeuge nur
dann steuern, wenn sie kontinuierlich erfolgreich behandelt werden.
Ähnliches gilt auch für Menschen, die gefährliche Arbeitsgeräte bedienen.
Eine Schlafapnoe kann sich oft - aber nicht immer - durch lautes,
unregelmäßiges Schnarchen mit Atemaussetzern bemerkbar machen. "Aber die
obstruktive Schlafapnoe ist bei Weitem nicht der einzige Grund für
Tagesschläfrigkeit und Sekundenschlaf. Ein- und Durchschlafstörungen sowie
Atmungsschwächen bei Herz- oder Lungenerkrankungen können ebenfalls eine
wichtige Rolle spielen. Und nicht jeder Patient mit Schlafapnoe zeigt die
typischen Symptome", betont Prof. Dr. Winfried Randerath,
Kongresspräsident der DGP 2018. "Die Anzahl der Menschen die an einer
nicht diagnostizierten Schlafapnoe leiden ist immer noch hoch." Experten
schätzen, dass in Deutschland etwa 13 Prozent der Männer und 7 Prozent der
Frauen betroffen sind.

Bei der häufigsten Form der Schlafapnoe kollabieren im Schlaf die Atemwege
des Patienten immer wieder. Dies kann von 10 Sekunden bis zu 2 Minuten
dauern sowie die Atmung und die Sauerstoffversorgung unterbrechen. Der
Körper steigert seine Atmungsanstrengung, erlebt permanente
Stressreaktionen. Der Schlaf bringt unter diesen Umständen keine Erholung
mehr. "Wer sich tagsüber häufig - und scheinbar grundlos - müde oder
schläfrig fühlt, sich schlecht konzentrieren kann oder gar ungewollt
einschläft, sollte seinen Schlaf untersuchen lassen", rät Randerath, der
als Chefarzt am Krankenhaus Bethanien in Solingen tätig ist. Denn bei
unbehandelter Schlafapnoe drohen auch Folgeerkrankungen wie Bluthochdruck,
Herzschwäche, Herzrhythmusstörungen oder Schlaganfall.

Durch die große Zahl der Betroffenen, Arbeitsausfallzeiten, Unfälle und
Folgeerkrankungen wird die Schlafapnoe zu einem gesundheitlichen wie auch
gesellschaftlichen Problem. Die ambulante Versorgung deckt nur einen Teil
der Diagnostik und Therapie des nicht erholsamen Schlafs ab. Das
Versorgungsangebot für Patienten wird hierzulande immer knapper, so
Randerath. "Weil die Krankenkassen immer weniger stationäre Behandlungen
bezahlen und ambulante Möglichkeiten unter-finanziert werden, stehen
schlafmedizinische Angebote nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung. Die
Wartezeiten für einen Termin im Schlaflabor liegen in der Regel bei
mehreren Monaten bis hin zu einem Jahr." Die Schulung und Begleitung der
Patienten in der Therapie leidet darunter, auch würden Kosten für
alternative Verfahren oft nicht übernommen - selbst wenn sie sich schon
wissenschaftlich bewährt haben. Welche Maßnahmen notwendig sind, erklären
Experten auf einer Pressekonferenz im Rahmen des 59. DGP Kongresses in
Dresden.


Quellen

(1) Statistisches Bundesamt. Anzahl der durch Übermüdung verursachten
Verkehrsunfälle mit Personen-schaden in Deutschland von 1991 bis 2016

(2) KH Rühle, KJ Franke, G Nilius. Sekundenschlaf, Schläfrigkeit und
Verkehrstüchtigkeit beim Schlafapnoe-Syndrom. Pneumologie 2008; 62(10):
595-601

(3) Failure to screen for sleep apnea led to 2 recent train crashes.
New York Times feb 6, 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen

Fachgesellschaften e.V., Medizin / Kommunikation, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/519: Kinder- und Jugendgesundheit in Sachsen-Anhalt (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 15.02.2018

Studie erfasst erstmals repräsentative Daten zur Kinder- und
Jugendgesundheit in Sachsen-Anhalt

Eine Studie der Universitätsmedizin Halle (Saale) erfasst erstmals
repräsentative Daten zur Kinder- und Jugendgesundheit in Sachsen-Anhalt.
Die Daten werden durch das Institut für Medizinische Soziologie erhoben.



Seit vielen Jahren verantwortet Professor Dr. Matthias Richter den
deutschen Befragungsteil der Studie "Health Behaviour in School-aged
Children (HBSC)", in der international und unter Schirmherrschaft der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) die Gesundheit und das
Gesundheitsverhalten von Kindern und Jugendlichen untersucht werden. Neben
dem bundesweiten Survey, der im vergangenen Befragungsturnus erstmals auch
alle 16 Bundesländer umfasste, legt der Direktor des Instituts für
Medizinische Soziologie der Medizinischen Fakultät der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg in einem neuen, auf zwei Jahre
angelegten Projekt nun den Fokus ausschließlich auf Sachsen-Anhalt. Die
repräsentative Erhebung, die im Kontext der "Health Behaviour in
School-aged Children (HBSC) Studie" erfolgt, wird von der Krankenkasse IKK
gesund plus mit knapp 105.000 Euro finanziell unterstützt.

"Für Sachsen-Anhalt sind bisher in dieser Form keine repräsentativen Daten
vorhanden und im Rahmen der eigentlichen HBSC-Studie war die
Ausführlichkeit, wie wir sie jetzt anstreben, nicht möglich", erklärt
Prof. Richter.

Insgesamt sollen zwischen 3.000 und 3.500 Kinder und Jugendliche im Alter
von elf, 13 und 15 Jahren an rund 50 Schulen aller Schulformen im Land
befragt werden. In Anlehnung an die bundesweite HBSC-Studie werden
beispielsweise die subjektive und psychosoziale Gesundheit, das
Gesundheitsverhalten, das heißt auch Rauchen, Medienkonsum und tägliche
Bewegung, sowie Einflussfaktoren wie der soziale Kontext aus Familie,
Schule und Freunden der Heranwachsenden erhoben. Besonderes Augenmerk
liegt auf dem schulischen Kontext; es sollen ganze Schulklassen befragt
werden.

Ab März werden die Schulen in Sachsen-Anhalt kontaktiert. "Im Sinne einer
möglichst großen Stichprobe würden wir uns sehr freuen, wenn viele Schulen
kooperieren. Die Befragung der Schülerinnen und Schüler erfolgt anonym",
sagt Richter. Rückschlüsse auf einzelne Schüler und Klassen werden aus
Gründen des Datenschutzes nicht möglich sein. "Die Abbildung der Daten
wird nach der Verteilung der Schulformen erfolgen. Um eine
Vergleichsmöglichkeit zu haben und Ergebnisse in Relation setzen zu
können, steht aber jeweils der Landesdurchschnitt für die Schulformen zur
Verfügung. Des Weiteren besteht dann zudem die Vergleichbarkeit innerhalb
der Altersklassen", sagt Richter.

Die Ergebnisse werden eine Bandbreite gesundheitsrelevanter Indikatoren
für das Wohlbefinden und die Bedingungen des möglichst gesunden
Aufwachsens bieten. Sie sollen genutzt werden, um Ansatzpunkte für die
Prävention und Gesundheitsförderung zu identifizieren.

Die IKK gesund plus, auf die Prof. Richter aktiv zugegangen war,
finanziert das Projekt, denn die Krankenkasse hat im Sinne der
frühzeitigen Prävention großes Interesse an den Studienergebnissen.

"Mit der Jugendgesundheitsstudie haben wir das erste Mal in Sachsen-Anhalt
die Möglichkeit, repräsentative Gesundheitsdaten für Kinder und
Jugendliche international vergleichen und diese allen Präventionsakteuren
in unserem Bundesland zur Verfügung stellen zu können. Die Ergebnisse
bieten uns große Chancen, frühzeitig zielgerichtete Präventionsmaßnahmen
gerade im Hinblick auf die Umsetzung des Präventionsgesetzes zu
implementieren", erläutert Uwe Schröder, Vorstand der IKK gesund plus.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Jens Müller M.A., 15.02.2018
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DEMENZ/351: Pflege-Qualitätsbericht - Vorhaben im Koalitionsvertrag reichen nicht aus (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 16. Februar 2018

Pflege-Qualitätsbericht des MDS - Vorhaben im Koalitionsvertrag reichen aus Sicht der DAlzG nicht aus

Ohne die Unterstützung von Angehörigen ist die Pflege von Menschen mit Demenz im Heim oft nicht sichergestellt



Berlin, 16. Februar 2018. Am 1. Februar hat der Medizinische Dienst
des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V. (MDS) seinen 5.
Qualitätsbericht zur Pflege veröffentlicht. Dort heißt es: "Die
Qualität der Pflege hat sich in den letzten Jahren, gemessen an den
geprüften Qualitätskriterien, verbessert. Nicht zuletzt haben hierzu
die externen Qualitätsprüfungen des MDK beigetragen." Am
Beratungstelefon der Deutschen Alzheimer Gesellschaft (DAlzG) häufen
sich dagegen die Berichte über unzureichende Pflege, insbesondere in
stationären Pflegeeinrichtungen. Angehörige und Pflegekräfte berichten
am Alzheimer-Telefon über Personalmangel, Vernachlässigung und
unwürdige Zustände. Die DAlzG bezweifelt, dass die im
Koalitionsvertrag vereinbarten Vorhaben ausreichen werden, diese
Situation tatsächlich zu verbessern.

Besonders bedenklich ist das Untersuchungsergebnis, dass der Anteil
der Bewohner, die einen starken Gewichtsverlust erleiden, seit dem
letzten Pflege-Qualitätsbericht deutlich gestiegen ist. Gleichzeitig
ist der Anteil derjenigen, bei denen das Gewicht gar nicht
kontrolliert wurde, von etwa 10 Prozent auf fast ein Viertel der
Bewohner angestiegen. Menschen mit Demenz machen inzwischen mehr als
70 % der Pflegeheimbewohner aus. Sie haben aufgrund ihrer Erkrankung
ein besonders hohes Risiko für Unterernährung. Eine zunehmende Zahl
von Angehörigen berichtet, dass sie selbst jeden Tag ins Pflegeheim
gehen, um ihren demenzkranken Angehörigen Essen anzureichen.
Angesichts des Personalmangels kann dies von den vorhandenen
Pflegekräften nicht geleistet werden. Angehörige wagen es deshalb oft
gar nicht, Urlaub zu machen oder zu einer benötigten Kur zu fahren.
Sie haben Sorge, dass ihr Familienangehöriger im Heim nicht
ausreichend versorgt wird.

In seinem Bericht kommt der MDS außerdem zu dem Ergebnis, dass bei
Pflegeheim-Bewohnern mit Demenz zu 98,8 % die Angehörigen bzw.
Bezugspersonen in die Planung der Pflege und sozialen Betreuung
einbezogen würden. Dies widerspricht den Erfahrungen vieler
Angehöriger, die häufig berichten, dass das Pflegepersonal noch nicht
einmal Zeit für ein Gespräch über den aktuellen Gesundheitszustand
hat. Auch beim Einsatz von Medikamenten werden Angehörige offenbar oft
nicht einbezogen.

Bärbel Schönhof, 2. Vorsitzende der Deutschen Alzheimer Gesellschaft,
erklärte dazu: "Aufgrund der Häufung solcher Berichte stellt sich die
Frage, ob die Qualität der Pflege in den Heimen tatsächlich besser
geworden ist oder ob die Heime möglicherweise in erster Linie ihre
Pflegedokumentationen optimiert haben. Angesichts dieser Situation
haben wir erhebliche Zweifel, dass die im Koalitionsvertrag
vereinbarten Vorhaben im Bereich Pflege ausreichen werden, die
Qualität spürbar zu verbessern. Wir fordern deshalb, dass in einer
Nationalen Strategie mit allen Akteuren gemeinsam daran gearbeitet
wird, die Situation für Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen zu
verbessern."

 * 

Hintergrund:

Heute leben in Deutschland etwa 1,6 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60% davon leiden an einer Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz ist der
Bundesverband von derzeit 134 regionalen Alzheimer-Gesellschaften,
Angehörigengruppen und Landesverbänden. Sie nimmt zentrale Aufgaben
wahr, gibt zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und
Kongresse und unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der
Service-Nummer 01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen
Festnetz) oder 030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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DEMENZ/350: www.demenz-und-migration.de - Neue Internetseite zum Thema Demenz und Migration (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Neues Angebot der DAlzG: Das Projekt Demenz und Migration

von Helga Schneider-Schelte



Demenz hat viele Formen und Gesichter. Mit einer neuen Internetseite
bietet die DAlzG nun ein Informationsangebot für Familien, die von
Demenz betroffen sind und einen Migrationshintergrund haben. Unter
www.demenz-und-migration.de finden sie grundlegende Informationen über
Demenz in türkischer, polnischer und russischer Sprache. Alle in der
Beratung und der Altenhilfe Tätigen erhalten auf dieser Seite außerdem
Informationen über Migration, Demenz und Kultursensibilität.

In Deutschland leben zurzeit 18,5 Millionen Menschen mit
Migrationshintergrund, davon sind über 1,8 Millionen über 65 Jahre alt
(Statistisches Bundesamt, 2016). Eine Studie des Robert Koch-Instituts
(2008) kam zu dem Ergebnis, dass Migrantinnen und Migranten ab 55
Jahren höhere Gesundheitsrisiken aufweisen als vergleichbare Gruppen
aus der Aufnahmegesellschaft. Dies liegt vor allem daran, dass sie ein
höheres Armutsrisiko und einen geringeren sozialen Status haben als
andere ältere Menschen. Deshalb "altern" Menschen mit
Migrationshintergrund schneller und ihr Risiko steigt, an einer Demenz
zu erkranken.

Ältere Migrantinnen und Migranten mit Demenz

Schätzungen zufolge leben in Deutschland etwa 108.000 Menschen mit
Migrationshintergrund, die eine Demenz haben. Sie und ihre Familien
brauchen Beratung, Hilfe und Unterstützung. Daher ist es dringend
notwendig, dass sich alle Bereiche der Altenhilfe auch auf die
Bedürfnisse und Wünsche dieser Zielgruppe einstellen.

Die meisten älteren Migrantinnen und Migranten sind entweder als
sogenannte Aussiedler oder im Zuge einer Arbeitsmigration
("Gastarbeiter") nach Deutschland eingewandert. Es handelt sich dabei
um eine sehr heterogene Gruppe mit unterschiedlichen Muttersprachen,
kulturellen und religiösen Prägungen.

Menschen mit Demenz sind durch die Erkrankung häufig verunsichert und
fühlen sich unverstanden. Bei Menschen mit Migrationshintergrund sind
diese Gefühle oft noch deutlich stärker ausgeprägt. Das Ankommen in
einem für sie unbekannten Land war meist begleitet von Gefühlen der
Unsicherheit und Fremdheit. Durch die Demenz verstärken sich die
Gefühle von Fremdheit und Unsicherheit. Dies Wird als "doppelte
Fremdheit" bezeichnet.

Besondere Belastungen bei Demenz und Migration

Menschen mit Migrationshintergrund, die an einer Demenz erkranken,
verlieren oft ihre Fähigkeit, die deutsche Sprache zu sprechen. Die
Muttersprache ist dagegen im Langzeitgedächtnis gespeichert und bleibt
meist lange erhalten. Der Verlust der deutschen Sprache führt zu
Kommunikationsproblemen und dadurch häufig zu Rückzug und Isolation.

Menschen mit Migrationshintergrund erhalten oft erst spät eine
Demenz-Diagnose. Einerseits weil der Zugang zur medizinischen
Versorgung erschwert ist, andererseits weil die in Deutschland
gängigen Tests für sie ungeeignet sind. Die Tests wurden für deutsche
Seniorinnen und Senioren entwickelt und ihre Ergebnisse hängen stark
von sprachlichen Fähigkeiten und Kenntnis der deutschen Kultur ab.

Menschen mit Demenz, die einen Migrationshintergrund haben, sowie ihre
Familien werden vom deutschen Unterstützungssystem zu selten erreicht.
Die bestehenden Angebote orientieren sich kaum an den spezifischen
Gesundheitsvorstellungen, Lebensverhältnissen und Bedürfnissen älterer
Migrantinnen und Migranten. Zudem fehlen Informationen darüber, welche
Angebote es gibt und wie diese finanziert werden. Flyer und
schriftliches Material auf Deutsch erreicht die Zielgruppe oftmals
nicht.

Die Situation der Angehörigen

Menschen mit Demenz werden über die längste Zeit der Krankheit von
ihren Angehörigen gepflegt. Dies gilt für Menschen mit
Migrationshintergrund in besonderem Maße. Häufig wird von den Kindern
erwartet, dass sie die Eltern pflegen. Hilfe durch Dritte wird selten
angenommen. Die Gründe dafür sind vielfältig. Der Zugang zu Hilfen ist
mit viel bürokratischem Aufwand verbunden. Beratungsstellen und
Selbsthilfeorganisation, die hier weiterhelfen können, sind oft nicht
ausreichend auf migrantische Klientel eingestellt.

Aus zahlreichen Studien zur Situation pflegender Angehöriger wissen
wir, dass sich geeignete und frühzeitige Unterstützung positiv auf die
Lebensqualität und das Wohlbefinden sowohl der Pflegenden als auch der
Menschen mit Demenz auswirkt. Unser aktuelles Unterstützungssystem
erreicht jedoch Menschen mit Migrationshintergrund häufig nicht. Die
Hürden sind für sie zu hoch, was vielfach auch an der Komm-Struktur
der Angebote liegt.

Seitens des Unterstützungssystems ist es dringend erforderlich,
Migrantinnen und Migranten mit Demenz und ihre Angehörigen stärker in
den Blick zu nehmen und Versorgungsstrukturen zu entwickeln, die auf
sprach- und kulturspezifische Bedürfnisse der Betroffenen und ihrer
Angehörigen eingehen.

Das Projekt "Demenz und Migration" der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft möchte dazu einen Beitrag leisten. Es wird vom
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert.


Internet:

www.demenz-und-migration.de


Beratung auf Türkisch

Tel: 030 - 259 37 95 10

Das Alzheimer-Telefon bietet ab Dezember Beratung in türkischer
Sprache. Jeweils mittwochs von 10.00 - 12.00 Uhr ist dort Frau Güllü
Kuzu zu erreichen und beantwortet die Fragen der Anruferinnen und
Anrufer, die ein Gespräch auf Türkisch wünschen.



Infos
- Die neue Webseite der DAlzG bietet Informationen über Demenz in drei
verschiedenen Sprachen.

- Das Unterstützungssystem ist Deutschland ist noch zu wenig auf
Demenzkranke eingestellt, die einen Migrationshintergrund haben.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 12 - 13

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1027: Forschung - Die entscheidende Rolle des Enzyms PP5 bei Herzinsuffizienz (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 16.02.2018

Forscherteam deckt die entscheidende Rolle des Enzyms PP5 bei Herzinsuffizienz auf



Ein internationales Forscherteam um Prof. Wolfgang Linke vom Institut für
Physiologie ll der Universität Münster hat gezeigt: Bei Patienten mit
Diastolischer Herzinsuffizienz ist zu viel des Enzyms PP5 im Herzen
vorhanden. Das Enzym hemmt die "Titin-Federn", die eine wichtige Rolle bei
der Kontraktion der Herzmuskelzellen spielen.

Münster (mfm/sm) - 70 Milliliter pro Schlag, 8.000 Liter am Tag - das sind
die beeindruckenden Mengen an Blut, die ein gesundes menschliches Herz
täglich durch den Körper pumpt. Gerade bei Älteren ist diese Pumpleitung
jedoch oft beeinträchtigt, weil sich das Organ nicht mehr mit ausreichend
Blut füllt. Die Betroffenen leiden unter der sogenannten Diastolischen
Herzinsuffizienz, einer der häufigsten Herz-Kreislauf-Erkrankungen in
Deutschland. Ein internationales Forscherteam um Prof. Wolfgang Linke vom
Institut für Physiologie ll der Universität Münster konnte nun zeigen,
dass bei den Patienten zu viel des Enzyms PP5 im Herzen vorhanden ist,
dessen Funktion bis dato noch völlig unbekannt war. Die Ergebnisse der
Wissenschaftler sind von großer Bedeutung für die Entwicklung neuer
Medikamente gegen die Herzerkrankung und wurden jetzt in dem Fachmagazin
Nature Communications veröffentlicht.

Beim Einstrom von Blut in die Herzkammern, der sogenannten Diastole, dehnt
sich das Organ aus. Fließt das Blut anschließend wieder aus, zieht es sich
zusammen (Systole). Für diese Bewegung sind Abermillionen kleiner Fächer
in den Herzmuskelfasern verantwortlich - die Sarkomere. In ihnen befindet
sich das Eiweiß Titin, das hier die Funktion einer mechanischen Feder hat,
die bei der Dehnung der Muskelfächer eine Rückstellkraft entwickelt -
ähnlich wie bei einem Gummiband.

"Damit die Herzkammern sich während der Diastole ausreichend mit Blut
füllen, muss die Titin-Feder die richtige Elastizität haben. Nur so kann
sich das Herz genug weiten und ausreichend Blut einströmen. In unserer
Studie konnten wir zeigen, dass das Enzym PP5 an eine bestimmte Stelle der
Titin-Feder andockt und diese hemmt. Die Feder verliert an Elastizität und
genau das ist das Problem", erklärt Linke. In ihrer Arbeit weisen die
Forscher nach, dass Patienten mit einem schwachen Herzen einen Überschuss
an PP5 in dem Organ haben. Zusätzlich fanden sie heraus, dass PP5 auch das
Herzwachstum behindert, da es einen durch das Titin-Molekül vermittelten
Mechanismus in den Herzmuskelzellen beeinträchtigt, der dieses Wachstum
fördert.

Die Ergebnisse machen Patienten mit Diastolischer Herzinsuffizienz
Hoffnung: Auf Basis der Erkenntnisse könnten Medikamente entwickelt
werden, die die PP5-Aktivität bremsen und so die krankmachende
"Versteifung" der Herzmuskelzellen aufhalten. "Wir arbeiten in unseren
Laboren derzeit schon mit solchen Substanzen, allerdings dauert es von
einem neuen Therapieansatz bis zum endgültigen Medikament immer einige
Zeit", so Linke.

Die in Nature Communications veröffentlichte Studie konnte innerhalb eines
Teilprojektes des Sonderforschungsbereiches 1002 der Universitätsmedizin
Göttingen unter der Leitung des münsterschen Physiologen verwirklicht
werden. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert das Teilprojekt seit
2012 und noch bis 2020 mit insgesamt rund 900.000 Euro.


Originalveröffentlichung:

Krysiak J. et al.: 

Protein phosphatase 5 regulates titin phosphorylation
and function at a sarcomere-associated mechanosensor complex in
cardiomyocytes. 

Nature Communications volume 9, Article number: 262 (2018); doi:10.1038/s41467-017-02483-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Dr. Thomas Bauer, 16.02.2018
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HERZ/1026: Vorhofflimmern bei Herzschwäche - Neuer Therapieansatz (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 16.02.2018

Vorhofflimmern bei Herzschwäche: Neuer Therapieansatz

August Wilhelm und Lieselotte Becht-Forschungspreis für Heidelberger
Medizinerin



Vorhofflimmern ist die häufigste Herzrhythmusstörung mit bis zu zwei
Millionen Betroffenen in Deutschland. Typische Symptome sind Herzstolpern
und Herzrasen. Wegen der gesteigerten Neigung der Patienten zu
Blutgerinnseln, zählt Vorhofflimmern zur häufigsten Ursache des
Schlaganfalls. Oft liegt Vorhofflimmern eine Herzkrankheit zugrunde, es
kann aber auch eine mögliche Ursache für Herzkrankheiten wie die
chronische (systolische) Herzschwäche (Herzinsuffizienz) sein. Experten
gehen folglich von einer Zunahme der Neuerkrankungen an Vorhofflimmern
auch angesichts der jährlichen wachsenden Zahl an Diagnosen der
chronischen Herzschwäche mit über 455.000 vollstationären Fällen allein
2016 aus.

In der Herzforschung sind Erkenntnisse über die Bedeutung
elektrophysiologischer Veränderungen im Herzen mit eingeschränkter
Pumpfunktion der linken Herzkammer noch nicht ausgeschöpft. Zugleich sind
die Möglichkeiten der medikamentösen Behandlung des Vorhofflimmerns noch
begrenzt. "Das Interesse der Herzmedizin an neuen Ansätzen zur Behandlung
von Vorhofflimmern im Zusammenhang mit der chronischen systolischen
Herzschwäche ist daher groß", betont Prof. Dr. med. Hellmut Oelert,
Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats der Deutschen Stiftung für
Herzforschung (DSHF). Ein Forscherteam um PD Dr. med. Constanze Schmidt,
Internistin an der Abteilung Innere Medizin III: Kardiologie, Angiologie
und Pulmologie am Universitätsklinikum Heidelberg, hat mit der
Untersuchung eines speziellen Zweiporendomänen (K2P)-Kaliumkanals im
Herzen von Patienten mit unterschiedlich stark eingeschränkter
Pumpfunktion der linken Herzkammer und mit Vorhofflimmern einen
vielversprechenden Ansatz für die Entwicklung neuer wirksamerer
Rhythmusmedikamente entdeckt. Die Forschungsarbeit* wurde mit dem
renommierten August Wilhelm und Lieselotte Becht-Forschungspreis 2017 der
DSHF (Dotation: 15.000 Euro) ausgezeichnet und im "European Heart Journal"
2017* publiziert (Informationen zur chronischen Herzschwäche für
Betroffene unter https://www.herzstiftung.de/herzschwaeche-therapie ).

Kaliumkanal als Angriffspunkt für Medikamententherapie

Im Fokus der Untersuchungen von PD Dr. Schmidt und Kollegen steht der
Zweiporendomänen-Kaliumkanal K2P3.1 (TASK-1). Dieser TASK-1-Kaliumkanal
ist wesentlich an der Bildung sogenannter Aktionspotenziale in
Herzmuskelzellen (Kardiomyozyten) von Patienten mit Vorhofflimmern und mit
systolischer Herzinsuffizienz beteiligt. Beim Aktionspotenzial handelt es
sich um eine kurzzeitige Änderung des elektrischen Erregungszustands
innerhalb einer Muskelzelle, der für den Erregungsablauf im Herzen
(Bewegung der Herzkammern) eine wichtige Rolle spielt. Bereits in
Vorarbeiten (Schmidt et al., Circulation 2015) bei Patienten mit
chronischem Vorhofflimmern sowie normalem Herzrhythmus (Sinusrhythmus)
stellte die Ärztin fest, dass bei den chronischen Vorhofflimmer-Patienten
der TASK-1-Kaliumkanal deutlich verstärkt auftritt und eine daraus
resultierende deutliche Stromzunahme in den Herzmuskelzellen zu einer
starken Verkürzung des Aktionspotenzials auf Vorkammerebene führt. Diese
Aktionspotenzial-Verkürzung ist die entscheidende Basis für die Entstehung
von Vorhofflimmern. "Unterbricht man die erhöhten TASK-1-Ströme,
normalisiert sich die Aktionspotenzialdauer auf Werte von Patienten ohne
Vorhofflimmern." Umgekehrt verhält sich der Mechanismus in den
Herzmuskelzellen von Herzschwächepatienten: niedriges TASK-1-Level bei
Abnahme des TASK-1-Stroms und eine Verlängerung der Aktionspotenzialdauer.
Für die Herzmedizin ist dieses - wenn auch gegensätzliche, dafür
wiederkehrende - Muster ein Ansatz für das Wirkprofil neuer
pharmakologischer Therapien: "Wir wissen jetzt, dass Vorhofflimmern und
die chronische Herzschwäche voneinander unabhängige primäre Faktoren für
die Regulierung dieses TASK-1-Kaliumkanals sind", erläutert Schmidt.
Hingegen männliches Geschlecht, erhöhter Body Mass Index (>27) sowie
Raucherstatus wirken als sekundäre Einflussfaktoren auf den Kaliumkanal.
In ihrer mit dem Becht-Forschungspreis ausgezeichneten Arbeit wurden 175
Patienten untersucht, nach Sinusrhythmus, paroxysmalem und chronischem
Vorhofflimmern kategorisiert und nach der Pumpfunktion ihrer linken
Herzkammer eingestuft. "Dank dieser Erkenntnisse können wir
Rhythmusmedikamente gezielter auf die Regulierung des TASK-1-Kaliumkanals
ansetzen, um die Herzerkrankung zu behandeln. Das stellt einen neuen
therapeutischen Ansatz für eine individualisierte antiarrhythmische
Therapie dar."


*Inverse Remodelling of K2P3.1 K+ Channel Expression and Action Potential
Duration in Left Ventricular Dysfunction and Atrial Fibrillation:
Implications for Patient-Specific Antiarrhythmic Drug Therapy, European
Heart Journal 2017 (doi: 10.1093/eurheartj/ehw559).

Dank der finanziellen Unterstützung durch Stifterinnen und Stifter,
Spender und Erblasser kann die Deutsche Stiftung für Herzforschung
(https://www.dshf.de) - von der Deutschen Herzstiftung e. V. 1988
gegründet - Forschungsprojekte in einer Größenordnung finanzieren, die die
Deutsche Herzstiftung e. V. und die DSHF in der Herz-Kreislauf-Forschung
unverzichtbar machen.


Informationen für Betroffene und Angehörige

Ratgeber zur Herzschwäche: Für Patienten mit Herzinsuffizienz bietet die
Deutsche Herzstiftung den aktuellen Ratgeber "Das schwache Herz - Diagnose
und Therapie der Herzinsuffizienz heute" an. Der Band (160 S.) ist
kostenfrei unter https://www.herzstiftung.de/herzschwaeche-therapie
erhältlich oder per E-Mail: unter bestellung@herzstiftung.de und per Tel.
unter 069 955128400.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/herzschwaeche-therapie

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64715

PM_AWL BechtForschungspreis_Vorhofflimmern bei Herzschwäche

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1708: Forschung - Projekt "Molekulare Diagnostik und Epidemiologie der Leishmaniose" (idw)


Technische Hochschule Wildau - 16.02.2018

Bioforschung an der TH Wildau vs. Ausbreitung von Tropenkrankheit



In einer aktuellen Veröffentlichung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung wurde das vom BMBF geförderte Erfolgsprojekt "Molekulare
Diagnostik und Epidemiologie der Leishmaniose" von Dr. Katrin Kuhls
(Institut für Angewandte Biowissenschaften der TH Wildau) vorgestellt, das
sich mit der Verbesserung der Diagnostik der Tropenkrankheit Leishmaniose
befasst.

Biowissenschaften gehören zu den Kernbereichen der akademischen Lehre und
Forschung an der Technischen Hochschule Wildau. Dies bestätigte gerade
wieder eine Veröffentlichung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF). Dort wurde das vom BMBF geförderte Erfolgsprojekt
"Molekulare Diagnostik und Epidemiologie der Leishmaniose" von Dr. Katrin
Kuhls (Institut für Angewandte Biowissenschaften, Abteilung Molekulare
Biotechnologie und Funktionelle Genomik) vorgestellt. Dabei ging es um die
Verbesserung der Diagnostik der Tropenkrankheit Leishmaniose sowie um eine
Studie zur epidemiologischen Lage in Usbekistan und Armenien.

Im Ergebnis wurden Grundlagen für moderne Monitoringmethoden und
Bekämpfungsstrategien gelegt. Insbesondere konnten neue Erkenntnisse zum
Ursprung und zur Ausbreitung von Leishmaniose-Infektionen gewonnen werden.
Darüber hinaus wurde eine Prognose der zukünftigen Verbreitung dieser
Krankheit bedingt durch die globale Erwärmung erstellt.

Die Leishmaniose ist mit etwa 12 Millionen Fällen weltweit eine der sechs
bedeutendsten tropischen Krankheiten. Sie wird von einzelligen Parasiten
ausgelöst, die von Sandmücken auf den Menschen übertragen werden und die
verschiedene Tiere, insbesondere Hunde und Nagetiere, als Reservoire
nutzen. Befällt sie innere Organe, verläuft die Erkrankung bei
ausbleibender Behandlung in vielen Fällen tödlich.

Laut WHO ist die Leishmaniose inzwischen in 98 Ländern heimisch, unter
anderem in Südeuropa. Neuerdings kommt sie auch vereinzelt in Mitteleuropa
(Deutschland, Schweiz, Österreich) vor. Ursachen dafür sind der zunehmende
internationale Reiseverkehr, der Import von oftmals infizierten Hunden aus
Süd- und Südosteuropa und die Zuwanderung aus Risikoländern, aber auch
Klimaveränderungen, die die Ausbreitung der Sandmücken in Mitteleuropa
begünstigen.

Das Projekt von Katrin Kuhls ermöglichte den Aufbau eines Labors für
Molekulare Diagnostik am Isaev-Institut Samarkand (Usbekistan) und somit
die erstmalige Möglichkeit der molekularen Diagnostik vor Ort. In Armenien
konnte der Erreger erstmals genotypisiert werden. Durch die Schulung von
armenischen und usbekischen Nachwuchswissenschaftlern in den Laboren der
TH Wildau wurde die Basis für die Etablierung moderner molekularer
Methoden in den Zielländern und somit für eine zuverlässige, sensitive
Diagnostik der Erkrankung geschaffen. Darüber hinaus wurden
Sandmücken- und Feldstudien in Armenien und Usbekistan u.a. mit Beteiligung von
Studierenden der TH Wildau durchgeführt. Das Forschungsprojekt leistete
somit auch einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der
Wissenschaftspartnerschaft mit Ländern Zentralasiens und des Südkaukasus.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.th-wildau.de/hochschule/organisation/stabsstellen-und-zentrale-einrichtungen/hochschulkommunikation/presse-und-medien/newsroom/#/pressreleases/bioforschung-an-der-th-wildau-vs-
ausbreitung-von-tropenkrankheit-2420063

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution137

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Wildau, Dipl.-Ing. Bernd Schlütter, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHMERZ/772: Jymmin - Wie wir durch einen Mix aus Sport und Musik weniger Schmerzen spüren (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 15.02.2018

Jymmin: Wie wir durch einen Mix aus Sport und Musik weniger Schmerzen
spüren



Schmerz ist unangenehm. Als Warnsignal ist er zwar einerseits
überlebenswichtig. Andererseits kann er auch Erfolge in Rehakliniken
verlangsamen oder in chronischer Form zu einer eigenständigen Erkrankung
werden. Wie stark wir ihn empfinden, hängt auch von unserer individuellen
Schmerzschwelle ab. Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in Leipzig haben nun
erkannt, dass eine von ihnen entwickelte Fitnessmethode unsere
Schmerzschwelle erhöht und uns so weniger empfindlich gegenüber
körperlichen Qualen macht: das Jymmin, bei dem sich mit klassischen
Fitnessgeräten während des Sporttrainings Musik produzieren lässt.

Meist entsteht er akut durch eine Krankheit, Verletzung oder starke
körperliche Belastung. Etwa sieben Prozent der Erwachsenen in Deutschland
spüren ihn sogar permanent und fühlen sich durch ihn in ihrem Leben
beeinträchtigt: Schmerz. Ob Tabletten oder Wärmetherapie, es gibt
verschiedene Wege, um ihm zu begegnen. Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in
Leipzig haben nun entdeckt, dass eine von ihnen entwickelte Fitnessmethode auch
unser Schmerzempfinden beeinflusst: Jymmin, ein Mix aus Sport Gym und
freiem musikalischen Improvisieren Jammin, macht uns unempfindlicher
gegenüber Schmerzen.

Beim Jymmin werden Fitnessgeräte so modifiziert, dass die unterschiedlich
starken Bewegungen an Bauchmuskeltrainer, Zugstange oder Stepper eine
große Variation an Töne hervorbringen. Eine am MPI CBS entwickelte
Kompositionssoftware und ein dazugehöriges Sensorsystem verarbeiten diese
so, dass daraus zeitgleich eine für jeden Sportler und jede Einheit
individuelle Begleitmusik entsteht. Die Sportler werden damit zu
Komponisten, die Geräte zu ihren Instrumenten.

"Wir haben herausgefunden, dass Jymmin die Schmerzschwelle nach oben
verschiebt. Bereits nach zehn Minuten Training auf unseren Jymmin-Geräten,
konnten die Studienteilnehmer in einem Schmerztest durchschnittlich zehn
Prozent, einige gar bis zu 50 Prozent, mehr Schmerz ertragen", erklärt
Thomas Fritz, Leiter der Forschungsgruppe Musikevozierte Hirnplastizität
am MPI CBS. Aus früheren Studien wussten die Neurowissenschaftler zwar
bereits, dass sportliche Aktivität generell die Schmerzschwelle steigen
lässt. Beim Jymmin war dieser Effekt jedoch deutlich stärker als nach
herkömmlichem Kraftsport", erklärt Fritz. Entsprechend konnten die
Teilnehmer ihren Unterarm im Durchschnitt fünf Sekunden länger in einem
Grad kalten Eiswasser halten als nach einer Trainingseinheit auf
herkömmlichen Sportgeräten.

Den Grund dafür sehen die Wissenschaftler vor allem in einer erhöhten
Ausschüttung von Endorphinen während des Jymmins. Diese Hormone wirken als
eine Art körpereigener Schmerzhemmer. Je höher ihr Spiegel, desto
toleranter sind wir gegenüber Schmerzen. Die Kombination aus körperlicher
Verausgabung und Musikmachen scheint dabei besonders effektiv unser
Endorphinsystem anzuregen.

Das Interessante dabei: Wie stark sich das Schmerzempfinden durch diese
Methode manipulieren lässt, scheint vor allem vom individuellen
Schmerzempfinden abhängig zu sein. Die Wissenschaftler hatten die 22
Studienteilnehmer mithilfe von Beschreibungen wie "Als ich einen Nagel in
die Wand schlagen will, haue ich mir mit dem Hammer auf den Finger" und
anderer schmerzvoller Szenen innerhalb eines standardisierten Fragebogens
in Schmerzklassen eingeteilt. Und es zeigte sich: Die größte Wirkung
dieser Trainingsmethode erfuhren die Teilnehmer, die bereits ein weniger
ausgeprägtes Schmerzempfinden haben. Die Forscher vermuten, dass bei
diesen Teilnehmern generell Endorphine effektiver ausgeschüttet werden als
bei schmerzsensibleren.

"Aus diesen Effekten ergeben sich für das Jymmin zahlreiche
Einsatzmöglichkeiten", so Fritz. Zum einen für die Menschen, die an akuten
oder chronischen Schmerzen leiden. Gerade in Rehakliniken könnten die
Geräte wertvolle Dienste leisten, indem sie die Schmerzen der Patienten
verringern und ein effektiveres Therapie-Training ermöglichten. "Sie
erreichen im Training schlichtweg später ihre Schmerzschwelle." Eine
aktuelle Studie an chronischen Schmerzpatienten am MPI CBS deute zudem
bereits an, dass Jymmin auch Angstzustände verringern und damit einer der
wesentlichen Ursache chronischer Schmerzen entgegenwirken kann.

Zum anderen wären da die Hochleistungssportler, die besonders hohe
körperliche Leistungen erbringen wollen und dabei wortwörtliche an ihre
Schmerzgrenzen gehen. Und darüberhinaus. "Erste Untersuchungen mit
Leistungsschwimmern an einem olympischen Trainingszentrum in Südkorea
zeigten, dass die Sportler, die sich unmittelbar vor dem Wettbewerb mit
unseren Jymmin-Geräten aufwärmten, schneller schwammen als jene mit
herkömmlichen Aufwärmmethoden." Tatsächlich schwammen in einem Pilottest
fünf der sechs Athleten einige zehntel Sekunden schneller als in
vorherigen Durchläufen.

Dass Jymmin generell zahlreiche positive Effekte auf unseren Körper und
unser seelisches Wohlempfinden haben, hatten bereits frühere Studien am
MPI CBS entdeckt. Sie hatten gezeigt, dass sich dadurch nicht nur der
Arbeitsaufwand beim Fitness-Training verringert, sondern auch die
persönliche Stimmung und Motivation steigt. Sogar die Musik selbst
empfanden sie während des Sports als schöner und begeisterten sich für
Musikstile, die sonst außerhalb ihres persönlichen Musikrepertoires
liegen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cbs.mpg.de/Jymmin-Mix-Sport-und-Musik-weniger-Schmerzen 

Zur vollständigen Pressemitteilung des Max-Planck-Instituts für Kognitions- und
Neurowissenschaften

http://rokito.de/ref/jymmin/ 

Mehr zum Jymmin, der neuen Fitnessmethode, die Sport und Musikmachen miteinander
kombiniert

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften

Verena Müller, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/996: Neue Online-Adressdatenbank "Wegweiser Hospiz- und Palliativversorgung Deutschland" in neun Sprachen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. - 15.02.2018

Schwerkranken Menschen mit Migrationshintergrund Zugang zur
Hospiz-/Palliativversorgung erleichtern

WEGWEISER: Infos und Kontakte zu über 3.000 bundesweiten Adressen ab
sofort in neun Sprachen



Seit dem heutigen Tag steht die Online-Adressdatenbank "Wegweiser Hospiz-
und Palliativversorgung Deutschland" auch in den Sprachen Englisch,
Französisch, Polnisch, Russisch, Türkisch, Vietnamesisch, Rumänisch und
Arabisch zur Verfügung. Bundesfamilienministerin Dr. Katerina Barley
erklärt, warum ihr Ministerium dieses Projekt der Deutschen Gesellschaft
für Palliativmedizin vorrangig gefördert hat: "Das mehrsprachige
Informations- und Adressangebot ist ein wichtiges Angebot, damit Menschen
am Ende ihres Lebens die bestmögliche Versorgung und Lebensqualität
erfahren können!"

Informiert wird über die verschiedenen Versorgungsformen und mehr als
3.000 Anlaufstellen der Hospiz- und Palliativversorgung bundesweit, die
getrennt nach Erwachsenen bzw. Kindern und Jugendlichen mittels einer
Umkreissuche unkompliziert aufgerufen werden können.

"Menschen mit einer nicht mehr heilbaren Erkrankung und deren Angehörige
müssen schnell und unkompliziert erkennen können, an wen sie sich vor Ort
wenden können und wo sie welche Behandlung und Begleitung erwarten
dürfen." betont Prof. Dr. Lukas Radbruch, Präsident der Deutschen
Gesellschaft für Palliativmedizin (DGP). Die akute Situation ist für die
gesamte Familie oft so belastend, dass kaum Ressourcen für aufwendige
Recherchen bleiben, insbesondere dann nicht, wenn die Muttersprache eine
andere als Deutsch ist. Deshalb freut sich der Bonner Palliativmediziner
und Präsident der International Association for Hospice and Palliative
Care (IAHPC) besonders über die Erweiterung und Übersetzung des
Infoangebots in acht Sprachen.

Die Bundesministerin setzt auf zahlreiche Verlinkungen des Wegweisers,
denn: Mehr als 18 Millionen Menschen in Deutschland haben einen
Migrationshintergrund, d.h. sie selbst oder mindestens ein Elternteil sind
nicht mit deutscher Staatsbürgerschaft geboren. Internationale Studien
zeigen, dass schwerkranken Menschen mit Migrationshintergrund der Zugang
zu einer adäquaten Versorgung erschwert ist. Sprachbarrieren und
mangelndes Wissen um die Angebote der Hospiz- und Palliativversorgung
tragen dazu bei.

Bundesfamilienministerin Dr. Katarina Barley liegt neben der
Mehrsprachigkeit des Angebots deshalb ebenso die zukünftig erweiterte
Nutzungsmöglichkeit am Herzen: "Der Wegweiser Hospiz- und
Palliativversorgung Deutschland bietet einen umfassenden Überblick.
Patienten und Angehörige mit Migrationshintergrund stehen in einer ohnehin
schon schwierigen Situation vor besonderen Herausforderungen. Für sie sind
etwa Fragen wesentlich, ob mehrsprachige Angebote oder ein
Dolmetscherservice vor Ort existieren. Es geht aber auch um Angebote, die
sich mit besonderen Fragen rund um Rückführung, Bestattung und Trauer
beschäftigen. Zentrale Partner vor Ort sind auch die kulturspezifischen
Organisationen, die ebenfalls Teil dieses guten Wegweiserangebots sind."

Die Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin möchte die im Zusammenhang
mit der Erweiterung des Wegweisers gesammelten Informationen auch für
weitere Bedarfsanalysen nutzen. Grundsätzlich brauche es die Entwicklung
einer transkulturellen Kompetenz, die das individuelle Eingehen auf die
Belastungen, Nöte und Bedürfnisse eines kranken Menschen unabhängig von
seiner Herkunft oder Muttersprache ermöglicht, so eine Sprecherin der
DGP-Arbeitsgruppe, die die Überarbeitung des Wegweisers verantwortet hat.

Dies wurde auch von Expertinnen und Experten bestätigt, die sich auf
Einladung der Koordinierungs- und Vernetzungsstelle für Hospiz- und
Palliativversorgung in Deutschland im Bundesfamilienministerium getroffen
haben, um die Handlungsempfehlungen der Charta zur Betreuung
schwerstkranker und sterbender Menschen in Deutschland zu erörtern und
Umsetzungsmaßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund zu diskutieren.

Die Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP) steht als
wissenschaftliche Fachgesellschaft für die interdisziplinäre und
multiprofessionelle Vernetzung. Ihre 5.800 Mitglieder aus Medizin, Pflege
und weiteren Berufsgruppen engagieren sich für eine umfassende Palliativ-
und Hospizversorgung in enger Zusammenarbeit mit allen Beteiligten. Im
Zentrum steht die bestmögliche medizinische, pflegerische, psychosoziale
und spirituelle Behandlung und Begleitung schwerstkranker und sterbender
Menschen sowie ihrer Angehörigen. Gemeinsames Ziel ist es, für weitgehende
Linderung der Symptome und Verbesserung der Lebensqualität zu sorgen - in
welchem Umfeld auch immer Betroffene dies wünschen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wegweiser-hospiz-palliativmedizin.de

https://www.dgpalliativmedizin.de/images/20180215_DGP_Wegweiser_Hospiz_Palliativ_Neun_Sprachen.pdf

https://www.dgpalliativmedizin.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1908

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V.

Karin Dlubis-Mertens, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SUCHT/692: blu:app for school - Digitale Suchtprävention in der Klasse (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 15. Februar 2018

blu:app for school: Digitale Suchtprävention in der Klasse

DAK-Gesundheit unterstützt Blaues Kreuz bei Präventionsarbeit in Schulen



Die Welt wird digitaler und diese rasante Veränderung fordert die
Suchthilfe und die Schulen heraus, neue Methoden der
Wissensvermittlung zu entwickeln. Eine neue App zur Prävention von
Alkoholsucht kommt deshalb in die Schulen. Sie heißt blu:app und
ermutigt Jugendliche, sich mit sich selbst und ihrem Suchtmittelkonsum
konstruktiv auseinanderzusetzen. Sie wurde von blu:prevent, der
Suchtpräventionsarbeit des Blaues Kreuz in Deutschland e. V., 2016
entwickelt und jetzt aktuell für Schulen optimiert. Die DAK-Gesundheit
unterstützt dieses Projekt im Rahmen der Selbsthilfe im Jahr 2018 mit
188.000 Euro. Der Schauspieler Eric Stehfest, bekannt aus der
RTL-Serie GZSZ, unterstützt die Aktion. Er stellt das neue App-Modul
im Februar erstmalig gemeinsam mit blu:prevent auf der diadacta in
Hannover vor.

Die Schulmodule der blu:app ermöglichen es Lehrern, zwischen 45 und
120 Minuten interaktive und digitale Suchtprävention im Unterricht
durchzuführen. "Dieser neue Weg der Suchtprävention ist eine ideale
Ergänzung zu unseren eigenen Präventionskampagnen. Deshalb
unterstützen wir das Blaue Kreuz dabei gerne im Rahmen der
Selbsthilfe", sagt Klaus Overdiek, Leiter der DAK-Landesvertretung in
Nordrhein-Westfalen. Jedes Tool der "blu:app for school" ist
interaktiv konzipiert und garantiert durch die hohe Selbstbeteiligung
und den intensiven Austausch der Schüler untereinander einen hohen
Lerneffekt. Ein Methodenhandbuch unterstützt den Lehrer. Dieses wurde
für diese Unterrichtsform entwickelt und kann kostenlos unter
school.bluprevent.de angefordert werden. Im Handbuch finden sich eine
Erklärung der blu:app, Anwendungsmöglichkeiten für den
Schulunterricht, interaktive Spielideen, Filmtipps, Kontaktadressen,
Statements und vieles mehr. Auch wenn die "blu:app for school"
hauptsächlich für Schulen konzipiert ist, kann sie auch in der
Jugend- und Suchtarbeit außerhalb von Schulen eingesetzt werden.
Finanziell gefördert wird dieses innovative Projekt von der
DAK-Gesundheit im Rahmen der Selbsthilfeförderung. Ein erstes
gemeinsames Großprojekt ist der Versand des Praxisbuches an tausend
Schulen im ganzen Bundesgebiet.


Infos im Internet unter:

www.bluprevent.de und www.vollfrei.de

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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ENTWICKLUNG/1353: Extrem empfindliches Sensorsystem für magnetische Signale des Körpers (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 15.02.2018

Forschende der Uni Kiel entwickeln extrem empfindliches Sensorsystem für
Magnetfelder



Hochempfindliche Sensoren könnten in Zukunft magnetische Signale des
Körpers detektieren, um daraus Rückschlüsse auf Herz- oder Hirnströme zu
ziehen. Im Vergleich zu den etablierten elektrischen Messverfahren wären
sie in der Lage, kontaktlos zu messen. Eine wichtige erste Grundlage für
die biomagnetische Diagnostik konnten jetzt Forschende der Universität
Kiel schaffen. Sie entwickelten ein Sensorsystem, das nicht nur das
Erkennen eines magnetischen Signals umfasst, sondern auch seine
Verarbeitung. Ihre Ergebnisse stellten sie im Fachmagazin "Scientific
Reports" vor.

Hochempfindliche Sensoren könnten in Zukunft magnetische Signale des
Körpers detektieren, um daraus Rückschlüsse auf Herz- oder Hirnströme zu
ziehen. Im Vergleich zu den etablierten elektrischen Messverfahren wären
sie in der Lage, kontaktlos zu messen, also ohne direkten Hautkontakt.
Noch sind solche Messungen mit erheblichem Aufwand verbunden. So müssen
die Sensoren stark gekühlt oder gegen andere Magnetfelder abgeschirmt
werden. Eine wichtige Grundlage in Richtung biomagnetischer Diagnostik
konnten jetzt Forschende der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
schaffen. Im Sonderforschungsbereich 1261 "Magnetoelectric Sensors: From
Composite Materials to Biomagnetic Diagnostics" erforschen sie die
Entwicklung von Magnetfeldsensoren, die langfristig in der Lage sein
sollen, mit einer besseren Ortsauflösung ohne größeren Aufwand im
medizinischen Alltag eingesetzt zu werden. Das interdisziplinäre
Forschungsteam entwickelte ein erstes Sensorsystem, das nicht nur das
Erkennen eines magnetischen Signals umfasst, sondern auch seine
Verarbeitung. Ihre Ergebnisse stellten sie im Fachmagazin "Scientific
Reports" vor.

Bei manchen Diagnosen wie einem Verdacht auf Herzinfarkt muss es schnell
gehen. Die Herzaktivität lässt sich zum Beispiel mit einem
Elektrokardiogramm (EKG) untersuchen, bei dem direkt auf die Haut geklebte
Elektroden die vom Herzen erzeugten elektrischen Signale messen. Einfacher
könnten eines Tages magnetische Messungen sein. "Bei Notfällen oder
Langzeituntersuchungen hätten sie den Vorteil, dass sie kontaktlos
funktionieren", erklärt Professor Eckhard Quandt, Sprecher des SFB 1261.
Die Mitglieder des interdisziplinären Forschungsverbundes erforschen und
entwickeln Materialien und die erforderliche Elektronik für einen Einsatz
in der Magnetfeldsensorik. "Die elektrische Leitfähigkeit unterscheidet
sich außerdem an verschiedenen Stellen des Körpers. Magnetische Signale
werden hingegen überall gleich gut weitergegeben", erläutert Quandt einen
weiteren Vorzug magnetischer Diagnostik. "So werden genauere Messungen mit
einer besseren Ortsauflösung möglich." Prinzipiell ließen sich Sensoren
damit während der Messung bewegen und Signalveränderungen exakt
lokalisieren.

Sensor und Messsystem in enger interdisziplinärer Zusammenarbeit
entstanden

Zwar existieren bereits Sensoren, die biomagnetische Signale des Körpers
messen können, sie funktionieren jedoch nur mit supraleitenden
Materialien. Das heißt, die Umgebungstemperatur muss dafür aufwendig auf
-197 Grad Celsius heruntergekühlt werden, was spezielle Geräte erfordert
und mit hohen Kosten verbunden ist. Im SFB 1261 arbeiten daher Forschende
aus der Elektrotechnik, Physik, Materialwissenschaft und Medizin eng
zusammen, um Magnetfeldsensoren herzustellen, die sich bei Raumtemperatur
in der medizinischen Praxis einsetzen lassen. Wichtige Grundlagen dafür
konnten sie jetzt schaffen: Zum einen entwickelten sie einen
Oberflächenwellensensor, auch SAW-Sensor genannt (engl. Surface Acoustic
Wave). Zum anderen beschrieben sie das nötige elektronische Messsystem, in
das er integriert ist. Denn für ein sinnvolles Messergebnis kommt es auch
darauf an, wie die aufgenommenen Signale verarbeitet und ausgelesen
werden.

Den SAW-Sensor stellten die Forschenden mithilfe von Dünnschichttechnik,
Lithographie und Ätzverfahren im Kompetenzzentrum Nanosystemtechnik der
CAU her. Sein Kernstück ist ein spezielles magnetisches Material. Es ist
magnetostriktiv, reagiert also auf Magnetfelder, indem es seine
elastischen Eigenschaften ändert und weicher wird. "Wir lassen
Schallwellen über die Oberfläche des Sensors laufen. Tritt ein Magnetfeld
auf, wird die Welle im magnetischen Material langsamer", erklärt Anne
Kittmann, Doktorandin der Materialwissenschaft im SFB. Über die Änderung
der Geschwindigkeit lässt sich ablesen, wie stark das Magnetfeld ist.
"Ähnlich ist es bei Eisenbahngleisen: Legt man sein Ohr direkt auf die
Schiene, kann man einen kommenden Zug früher hören. Denn über das Metall
ist der Schall schneller als in der Luft."

Störgeräusche minimieren

Die größte Herausforderung bei der Sensorentwicklung sind Störungen durch
andere Magnetfelder. "Biomagnetische Signale sind extrem schwach. Bereits
das Magnetfeld der Erde beeinflusst ihre Messung", sagt Kittmann. Bisher
werden die Sensoren daher in Messkammern eingesetzt, die äußere
Magnetfelder abschirmen. Doch das ist weder praxistauglich noch schützt es
vor Störungen innerhalb der Kammern. "Denn jede elektrische Komponente des
Messsystems überlagert das magnetische Signal mit zusätzlichem Rauschen,
also eigenen Störgeräuschen", ergänzt Phillip Durdaut, der im Bereich
Elektrotechnik im SFB promoviert. Er konnte gemeinsam mit seinen
Kolleginnen und Kollegen das Zusammenspiel der einzelnen elektronischen
Bauteile so optimieren, dass ihr Rauschen vernachlässigbar wird.

Medizinische Anwendung verlangt aber noch höhere Empfindlichkeit

Bis biomagnetische Sensoren wie der des Kieler SFBs in der medizinischen
Praxis verwendet werden können, müssen sie allerdings noch kleiner und
empfindlicher werden, zum Beispiel durch die Anpassung des Sensoraufbaus
oder den Einsatz weiterer Methoden aus der Signalverarbeitung. Eine
Magnetfeldstärke im Piko- bis Femtoteslabereich (ein Billionstel Tesla)
messen zu können, ist das langfristige Ziel der Forschenden. SFB-Sprecher
Quandt ist zuversichtlich: "In der engen Zusammenarbeit verschiedener
Disziplinen und Arbeitsgruppen liegt das große Potential dieses Projekts.
Wir können maßgebliche Grundlagen schaffen, um Magnetfeldsensoren auf
langer Sicht als Standard in der kardiologischen und neurologischen
Diagnostik zu etablieren." Die Erkenntnisse seien außerdem
vielversprechend, um sie aufgrund der breiten Frequenzbereiche, die
magnetische Signale aufweisen, auf andere Anwendungen der
Magnetfeldsensorik zu übertragen, zum Beispiel auf Stromsensoren für die
Elektromobilität.


Originalpublikation:

Wide Band Low Noise Love Wave Magnetic Field Sensor System. Anne Kittmann,
Phillip Durdaut, Sebastian Zabel, Jens Reermann, Julius Schmalz, Benjamin
Spetzler, Dirk Meyners, Nian X. Sun, Jeffrey McCord, Martina Gerken,
Gerhard Schmidt, Michael Höft, Reinhard Knöchel, Franz Faupel & Eckhard
Quandt. Scientific Reports, volume 8, Article number: 278 (2018)
doi:10.1038/s41598-017-18441-4 www.nature.com/articles/s41598-017-18441-4


Der SFB 1261 ist Teil des Forschungsschwerpunkts "Nanowissenschaften und
Oberflächenforschung" (Kiel Nano, Surface and Interface Science - KiNSIS)
an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel. Im Nanokosmos herrschen
andere Gesetze als in der makroskopischen Welt. Durch eine intensive
interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Physik, Chemie,
Ingenieurwissenschaften und Life Sciences zielt der Schwerpunkt darauf ab,
die Systeme in dieser Dimension zu verstehen und die Erkenntnisse
anwendungsbezogen umzusetzen. Molekulare Maschinen, neuartige Sensoren,
bionische Materialien, Quantencomputer, fortschrittliche Therapien und
vieles mehr können daraus entstehen. Mehr Informationen auf 

www.kinsis.uni-kiel.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sfb1261.de

http://www.kompetenzzentrum-nanosystemtechnik.uni-kiel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Dr. Boris Pawlowski, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1352: Leichte Hirnschäden durch neues Messverfahren nachweisbar (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 15.02.2018

Neues Messverfahren revolutioniert Neurowissenschaften



Erstmals können am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - als
einzigem Standort in Ostdeutschland - bereits leichte Hirnschäden durch
Blutuntersuchungen auf das Gehirneiweiß Neurofilament nachgewiesen werden.
Die Mediziner am Zentrum für klinische Neurowissenschaften der Klinik für
Neurologie greifen dazu auf ein "SIMOa"-Analysegerät der Firma Quanterix
zurück. Damit könnten zukünftig eventuell Untersuchungen mit einer
Magnetresonanztomographie (MRT) eingespart werden.

Davon profitieren unter anderem Patienten mit multipler Sklerose (MS) oder
einer chronisch-traumatischen Encephalopathie (CTE), einer Erkrankung
unter der vor allem Profisportler leiden und die bisher erst nach Eintritt
des Todes verlässlich diagnostiziert werden konnte. Die durch den
"SIMOa-Analyzer" möglichen Untersuchungen sind das Ergebnis einer langjährigen
Forschungszusammenarbeit des Dresdner Universitätsklinikums mit Kliniken
in Boston, Basel, Barcelona, London und San Francisco.

"Der 'SIMOa-Analyzer' gewährt uns erstmals über das Blut indirekte
Einblicke in das menschliche Gehirn und bedeutet damit einen Quantensprung
für die Behandlung neurologischer Erkrankungen", beschreibt Prof. Tjalf
Ziemssen, Leiter des Zentrums für klinische Neurowissenschaften der Klinik
für Neurologie, den medizinischen Fortschritt. "Bisher glichen
Blutuntersuchungen auf Neurofilamente, das bei Schäden der Nervenzellen
freigesetzt wird, der berühmten Suche nach der Nadel im Heuhaufen -
aufgrund der geringen Konzentration waren sie nicht durchführbar. Doch mit
der uns nun zur Verfügung stehenden Technik könnten wir sogar ein Sandkorn
aus tausend 50-Meter-Schwimmbecken herausfiltern", beschreibt der
erfahrene Neurologe die neuen Möglichkeiten seines Fachbereichs. "Die neue
Blutuntersuchung ist ein Meilenstein für die Neurologie am Dresdner
Universitätsklinikum, von dem unsere Patienten in besonderem Maße
profitieren. Nichtinvasive Gehirn-Untersuchungen werden mit ihr zum neuen
Standard und schaffen die Möglichkeit einer personalisierten
Hochschulmedizin", betont auch Prof. Michael Albrecht, Medizinischer
Vorstand des Dresdner Universitätsklinikums.

Forschung mit Patientennutzen

Neurofilamente stellen das Skelett der Nervenzellen dar. Sterben diese
aufgrund neurologischer Erkrankungen ab, werden Neurofilamente
freigesetzt, die dann im Blut nachgewiesen werden. "Damit können wir
bereits in einem sehr frühen Stadium von Erkrankungen Veränderungen in der
Neurofilament-Konzentration im Blut feststellen und beispielsweise die
Therapie entsprechend anpassen", erklärt Prof. Ziemssen. "Bisher war dazu
noch eine Punktion des Gehirnwassers notwendig, bei der es zu ernsten
Komplikationen wie einer Hirnhautentzündung kommen konnte, sodass jeder
Einsatz dieser Methode sorgfältig abgewogen wurde. Die Blutuntersuchung
hingegen wird zukünftig bei vielen Krankheitsbildern standardmäßig
angewendet werden. Damit lassen sich auch die Zahl der für manche
Patienten belastenden MRT-Untersuchungen reduzieren."

Von der 150.000 Euro teuren Technik profitieren aktuell bereits die
Patienten des Multiple Sklerose-Zentrums der Klinik für Neurologie. Durch
ein enges Monitoring lassen sich rasch Veränderungen der
Neurofilament-Konzentration im Blut feststellen und bevorstehende
Krankheitsschübe besser einschätzen. Das Messverfahren wird zukünftig vor allem
auch jenen Patientengruppen zugutekommen, die als Risikogruppe für eine
chronisch-traumatische Encephalopathie (CTE) gelten. Dazu zählen vor allem
Profisportler, die im Laufe ihrer Karriere mehrere kleinere Hirntraumata
erleiden, die letztlich im Alter zur Ausbildung von CTE, einer
neurodegenerativen Erkrankung, führen können. Aus diesem Grund wird die
spezielle Blutanalyse zur Überprüfung von Hirnschäden bereits in der
National Football League (NFL) im US-amerikanischen Football-Sport
eingesetzt, um Spielern mit kritischen Werten Erholungsphasen zu
ermöglichen. Im Rahmen des internationalen Austauschs und neuen
Forschungsprojekten sollen weitere Therapiemöglichkeiten durch den Einsatz
des neuen Messverfahrens erprobt werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinikum-dresden.de/neu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, Holger Ostermeyer, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/902: Berlin - #sugarwatch ... Aufruf zur Teilnahme am ersten Berliner Schülertag gegen Diabetes, 09.05.2018


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 15.02.2018

#sugarwatch - Aufruf zur Teilnahme am ersten Berliner Schülertag gegen
Diabetes



Knapp sieben Millionen Menschen in Deutschland sind an Diabetes erkrankt,
jeden Tag kommen 1.000 Neuerkrankte hinzu - und die Erkrankten werden
immer jünger. "Wir fühlen uns aufgefordert, mit der Aufklärung über
Diabetes und die möglichen Präventionsmaßnahmen ein deutlich jüngeres
Publikum anzusprechen", sagt Professor Dr. med. Jochen Seufert,
Tagungspräsident des diesjährigen Diabetes Kongresses. Deshalb starten
Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) und diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe
den ersten Schüler-Informationstag #sugarwatch.

Jedes Jahr im Mai findet der Diabetes Kongress statt, ausgerichtet von der
DDG - in diesem Jahr mit einem echten Novum: einem Schülertag. Gemeinsam
mit der Partnerorganisation diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe lädt die
DDG am 9. Mai 2018 von 9.00 bis 12.00 Uhr im City Cube zum
Schüler-Informationstag #sugarwatch ein. Schüler und Schülerinnen der 9. Klassen
der Integrierten Sekundarschulen können sich dort über Diabetes, die
Risikofaktoren, aber vor allem auch die Prävention der Erkrankung
informieren.

"Natürlich haben wir mit den Schülern und Schülerinnen auch unseren
potentiellen diabetologischen und medizinischen Nachwuchs im Blick",
ergänzt Seufert. "Deshalb stellen wir die vielfältigen Berufsbilder in der
Versorgung von Menschen mit Diabetes vor und wollen Lust auf eine
Ausbildung in diesem Bereich machen." Alle Themenfelder werden auf die
Zielgruppe der 14- bis 15-Jährigen zugeschnitten. Die Moderation übernimmt
Matthias Steiner, Olympiasieger 2008 im Superschwergewicht und
Typ-1-Diabetiker.

"Als moderne medizinische Fachgesellschaft gehen wir gerne neue Wege der
Diabetesaufklärung, daher haben wir den Schülertag #sugarwatch ins Leben
gerufen", sagt Barbara Bitzer, Geschäftsführerin der DDG. "Damit der
Schülertag für die Zielgruppe der 14- bis 15-Jährigen auch interessant
ist, haben wir nicht nur mit Tomatolix einen Influencer integriert, der
sich einem Zuckerreduktionsselbsttest unterzogen hat, sondern den
Informationstag durchgehend interaktiv angelegt: Mitmach- und
Bewegungsangebote sowie Quizformate vermitteln spielend Wissen", ergänzt
Nicole Mattig-Fabian, Geschäftsführerin von diabetesDE - Deutsche
Diabetes-Hilfe. Die Veranstalter haben außerdem einen Anreiz gesetzt, bei
der Wissensvermittlung gut aufzupassen: Alle teilnehmenden Klassen
erhalten als Preis einen freien Entritt auf der nächsten YOU-Messe. "Die
Klasse mit dem besten Wissen erhält den Hauptpreis, den wir hier aber noch
nicht verraten", verspricht Mattig-Fabian. "Mitmachen lohnt sich also in
jeder Hinsicht."

"Wir müssen so früh wie möglich über Diabetes aufklären und Spaß an der
Bewegung und Freude an gesundem Essen vermitteln, damit Übergewicht und
Adipositas gar nicht erst entstehen", betont Dr. med. Jens Kröger,
Vorstandsvorsitzender von diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe. "Sind
Jugendliche bereits stark übergewichtig oder adipös, tragen sie ein hohes
Risiko in sich, später an Typ-2-Diabetes zu erkranken."

Interessierte Klassen können sich ab sofort unter info@ddg.info mit
folgenden Angaben bewerben:

1. Name der Schule.

2. Voraussichtliche Anzahl der Schüler.

3. Kurze Angabe, ob das Thema Diabetes/Ernährung bereits im Lehrplan war.

4. Eine kurze Begründung, warum die Klasse am Schülertag teilnehmen möchte.

Das Angebot ist auf vier bis fünf Klassen und maximal 100 Teilnehmer
begrenzt. Der Eintritt ist frei. Es zählt das Motto: First come, first
serve.

Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Michael Müller, übernimmt die
Schirmherrschaft für #sugarwatch.

Weitere Infos unter 

http://www.diabeteskongress.de/kongress/schuelertag-sugarwatch.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft, Kerstin Ullrich, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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VORTRAG/805: Bonn - Podium Social Freezing ... Kinderwunsch verschieben, Eizellen frühzeitig einfrieren, 15.03.2018


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin / Kommunikation, 15.02.2018

Social Freezing: Kinderwunsch verschieben, aber Eizellen frühzeitig
einfrieren



Mit steigendem Alter sinken die Chancen auf eine Schwangerschaft und ein
gesundes Baby. Doch eine moderne Methode der Fortpflanzungsmedizin, das
Social Freezing, erweitert den Spielraum für Frauen, sich auch später
ihren Kinderwunsch zu erfüllen. "Das Einfrieren von eigenen Eizellen und
eine künstliche Befruchtung ermöglichen Frauen spätere Schwangerschaften",
erklärt Professor Dr. med. Katrin van der Ven im Vorfeld des 61.
Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE). Die Ärztin
am MVZ für Frauenheilkunde und IvF Medizin Bonn GbR betont: "Das
Einfrieren der Eizellen sollte aber möglichst in Zeiten hoher
Fruchtbarkeit, idealerweise vor dem 35. Lebensjahr erfolgen."

Der Höhepunkt der fruchtbaren Phase einer Frau liegt vor dem dreißigsten
Lebensjahr. In dieser Zeit stehen aber häufig Ausbildung und berufliche
Entwicklung im Vordergrund. Danach sinken die Chancen für eine
Schwangerschaft und schließlich auch für ein gesundes Kind. Trotzdem
werden Frauen in Deutschland immer später Mütter: Seit 2003 liegt die
Geburtenrate für Frauen unter 30 niedriger als bei Frauen über 30 Jahren.
Diese soziokulturelle Entwicklung in den Industrieländern ist auch eine
Herausforderung für Fortpflanzungsmediziner. "Inzwischen ist es aber
möglich, Eizellen schonend einzufrieren und eine sogenannte
Fertilitätsreserve anzulegen", erklärt Professor Dr. med. Katrin van der
Ven. Mit Hilfe der künstlichen Befruchtung der eigenen Eizellen können
sich Frauen dann später ihren Kinderwunsch erfüllen und schwanger werden.
Ursprünglich war das Einfrieren von Eizellen (Kryokonservierung) eine
medizinische Vorsichtsmaßnahme bei Patientinnen mit Krebserkrankungen;
heute ist Social Freezing eine etablierte Variante der
Reproduktionsmedizin. Die Rate der so erreichten Befruchtungen und
Schwangerschaften ist genauso hoch wie bei einer künstlichen Befruchtung
mit frischen Eizellen. Risiken sind bei Schwangerschaften aus
eingefrorenen im Vergleich zu frischen Eizellen nach neuesten Daten nicht
erhöht. "Vor der Entscheidung für Social Freezing sollte sich jede Frau
individuell und ausführlich über gesundheitliche und finanzielle Aspekte
beraten lassen", rät Professor Dr. med. Matthias M. Weber, Mediensprecher
der DGE und Leiter der Endokrinologie der Universitätsmedizin der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz.

"Das Thema Social Freezing ist von großer gesellschaftlicher Relevanz.
Daher laden wir Interessierte zu unserer öffentlichen Podiumsdiskussion
ein", sagt der Kongresspräsident der DGE, Professor Dr. rer. nat. Ulrich
Schweizer vom Institut für Biochemie und Molekularbiologie, Rheinische
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn.

Von den medizinischen und psychologischen Aspekten abgesehen, gebe es
einige ungelöste rechtliche und ethische Aspekte, die in der Zukunft
geklärt werden müssten, ergänzt Schweizer. "Hierzu gehört beispielsweise
die Frage, was mit Eizellen beziehungsweise befruchteten Eizellen und
Embryonen geschehen soll, wenn diese nicht für eine Schwangerschaft
genutzt werden", sagt der Kongresspräsident.

Zu dem Thema findet daher eine offene Abendveranstaltung mit Referaten
und einer Podiumsdiskussion am Donnerstag, 15. März 2018, 18:30 bis 20:00 Uhr,
im Hörsaal I der Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn statt.

Neben dem Thema Social Freezing werden Experten der Deutschen Gesellschaft
für Endokrinologie auf der Kongress-Pressekonferenz am 14. März 2018 zudem
über psychische Effekte von Hormonen am Beispiel des "Kuschelhormons"
Oxytocin sprechen, die Rollen von Lebensstiländerungen und neuen
Medikamenten bei der Volkskrankheit Osteoporose diskutieren sowie
Forschungen zu chronischen Entzündungsreaktionen, die mit Diabetes,
Artherosklerose und Demenz zusammenhängen, vorstellen.

• Terminhinweise:

Öffentliche Abendveranstaltung: Podium Social Freezing

Termin: Donnerstag, 15.03.2018, 18:30 bis 20:00 Uhr

Ort: Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität, Hauptgebäude, Hörsaal I

Anschrift: Regina-Pacis-Weg 3, 53113 Bonn

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen zum Kongress und das Programm finden Sie im Internet
unter 

www.dge2018.de

Programm:

Nebenniere/Hypophyse, Diabetes, Osteoporose und Schilddrüsenerkrankungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen

Fachgesellschaften e.V., Medizin - Kommunikation, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/4828: Warner Music Klassik News - 16. Februar 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 16. Februar 2018



Münchner Philharmoniker und Christian Thielemann

Am 100. Todestag des Komponisten Gustav Mahler dirigierte Christian
Thielemann ein Programm mit Mahlers "Wunderhornliedern" interpretiert
vom renommierten Bariton Michel Volle sowie das Adagio aus Mahlers
unvollendeter 10. Symphonie. Die historische Aufnahme genau dieses
Konzertes wird im kommenden Frühjahr zum ersten Mal auf der neuesten
CD des MPHIL Labels einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

VÖ: 02. März 2018 - CD 0793052112714


Gautier Capuçons Intuition auf Vinyl

Gerade hat der Cellist Gautier Capuçon das spektakuläre Video zu
Saint-Saëns' Schwan (bei minus 15 Grad Celsius auf 3653 Höhe
gefilmt!) veröffentlicht, ab März stellt er sein Album INTUITION auch
auf verschiedenen Bühnen Deutschlands vor.

Zeit für seine erste Vinyl-Veröffentlichung: INTUITION lässt sich ab
dem 23. Februar auch am Plattenspieler genießen.

VÖ: 23. Februar - LP 0190295687601


Silvesterkonzert mit Joyce DiDonato


	Mit ihrem stimmungsvollen traditionellen Silvesterkonzert verabschieden die Berliner Philharmoniker feierlich das Jahr 2017.

	Das letzte Silvesterkonzert mit Sir Simon Rattle als Chefdirigent der Berliner Philharmoniker

	Mit Joyce DiDonato, die mit ihrem flexiblen, schlanken und zugleich dunkel timbrierten Mezzosopran begeistert. An der Seite von Sir Simon Rattle widmet sie sich der verschwenderisch ausgegossenen Schönheit in Richard Strauss' Orchesterliedern. Dazu gibt es Werke von Dvořák, Strawinsky, Bernstein und Schostakowitsch - voller Virtuosität, Grazie und Humor

	Blu-ray Disc mit High-Res Audio (24bit/96kHz)



VÖ: 16. Februar - DVD 880242674883, Blu-Ray - 880242674845


Riccardo Chailly und das Gewandhausorchester Leipzig


	Werke von MENDELSSOHN · ROSSINI · SCHUMANN · VERDI

	Die Box beinhaltet Riccardo Chailly's legendäres Antrittskonzert als Kapellmeister in Leipzig

	Beinhaltet Schumanns Klavierkonzert gespielt von Martha Argerich im Gewandhaus



Das DVD Set enthält die Petite Messe Solennelle von Rossini und eine
opulente Insenzierung von Verdi's "Un ballo in maschera" in der
Leipziger Oper. Regisseur Ermanno Olmi ist eine Ausnahmeerscheinung
des italienischen Kinos, der die Ästhetik in den zeitgenössischen
Film hineinträgt

VÖ: 16. Januar - 4 DVDs 880242644084

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





MATINEE/058: Braunschweig - Konzert mit dem Laokoon Trio am 25. Februar 2018


Musikmatinee mit dem Laokoon Trio im Kulturpunkt West



Braunschweig. Eine Musikmatinee mit der Band Laokoon Trio findet am
Sonntag, 25. Februar, um 11 Uhr im Kulturpunkt West, 
Ludwig-Winter-Str. 4, statt. Der Eintritt ist frei.

Das Jazztrio präsentiert sein aktuelles Programm "Miles & More", bei
dem in chronologischer Reihenfolge komponierte oder interpretierte
Stücke von Miles Davis gespielt werden. Die ungewöhnliche Besetzung
ohne Schlagzeug, die Zweistimmigkeit von Flöte und Synthesizer und der
warme Klang des Kontrabasses und Fender Rhodes machen zusammen mit den
Arrangements den Reiz dieser Gruppe aus. Weitere Informationen unter
der Telefonnummer (05 31) 86 25 64.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8621: Aus aller Welt - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Antikorruptionsbehörde ermittelt gegen Lettlands Notenbankchef

Lettlands Zentralbankchef und EZB-Ratsmitglied Ilmars Rimsevics ist
im Rahmen einer strafrechtlichen Untersuchung verhaftet worden. Wie
die Antikorruptionsbehörde KNAB des Baltenstaats mitteilte, soll
Rimsevics mindestens 100.000 Euro Bestechungsgeld verlangt und
angenommen haben. Der 52jährige war am vergangenen Wochenende
kurzfristig festgenommen und verhört worden. Zuvor hatten Beamte
seine Privatwohnung und sein Büro durchsucht. Weitere Details nannte
Behördenleiter Jekabs Straume nicht. Angesichts der schwerwiegenden
Vorwürfe forderte Ministerpräsident Maris Kucinskis den Notenbankchef
auf, von seinem Amt, das er seit 2001 ausübt, zurückzutreten.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8621: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schülerin durch Messerstiche schwer verletzt

In einer Berufsschule im niedersächsischen Goslar stach ein
19jähriger auf seine Ex-Freundin ein und verletzte sie dabei
erheblich. Die 18jährige versuchte zu fliehen, wurde von dem jungen
Mann aber eingeholt und erneut angegriffen. Die alarmierte Polizei
nahm den Angreifer noch vor Ort fest. Die Schülerin kam in ein
Krankenhaus und wurde notoperiert. Zum Hintergrund des Messerangriffs
gab es noch keine Informationen. Die Ermittler gehen davon aus, daß
das Motiv im persönlichen Bereich liegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8617: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kurdenmiliz YPG und syrische Armee wollen kooperieren

Unmittelbar nach Beginn der türkischen Offensive in der kurdischen
Region Afrin in Nordsyrien baten die Kurden die Regierung in Damaskus
um militärischen Beistand gegen die Türkei. Gut einen Monat später
stehen regierungstreue Kräfte offenbar unmittelbar vor dem Einmarsch
in die kurdische Enklave. Wie die syrische Nachrichtenagentur Sana am
Montag berichtete, haben sich syrische Regierungstruppen auf dem Weg
in das Kampfgebiet gemacht. Der Schritt diene der Verteidigung der
territorialen Einheit und Souveränität Syriens, hieß es. Der
türkische Außenminister warnte die syrische Regierung unterdessen vor
einer Ausweitung der kriegerischen Auseinandersetzung. Sollten die
Regierungstruppen sich an die Seite der kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) stellen, werde die türkische Armee
auch gegen sie kämpfen, sagte Mevlüt Cavusoglu.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8619: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kanzlerin Merkel holt Kramp-Karrenbauer nach Berlin

Die saarländische Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karrenbauer soll
in einer Woche auf einem Parteitag in Berlin zur neuen
CDU-Generalsekretärin gewählt werden. Die Personalie war nötig
geworden, nachdem der bisherige Amtsinhaber Tobias Tauber aus
gesundheitlichen Gründen seinen Rückzug erklärt hatte. Die
Ministerpräsidentin soll sich selbst für den Posten vorgeschlagen
haben. Sie gilt als enge Vertraute von Bundeskanzlerin Angela Merkel.
Als neuer Regierungschef im Saarland ist der Fraktionschef der
CDU-Landtagsfraktion, Tobias Hans, im Gespräch. Wie die Saarbrücker
Zeitung berichtete, will Kramp-Karrenbauer ihn am Montagabend dem
Landesvorstand und der Landtagsfraktion der CDU vorschlagen.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8618: Tragisches und Kurioses - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Starker Vulkanausbruch in Indonesien

Auf der indonesischen Insel Sumatra begann am Montagmorgen eine
starke Eruption. Der seit Jahren aktive Vulkan Sinabung spukte nach
Angaben der nationalen Katastrophenschutzbehörde dunkle Aschewolken
mehr als fünf Kilometer hoch in den Himmel. Zudem traten an den
Flanken des 2.460 Meter hohen Bergs vulkanische Gase aus. Lawinen aus
heißer Asche, Gasen, Gesteinsstücken flossen bis zu fünf Kilometer
weit und erreichten mehrere evakuierte Dörfer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7703: Aus Forschung und Technik - 19.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Marsrover Opportunity rollt von Krater zu Krater

Der NASA-Rover Opportunity sollte eigentlich nur drei Monate auf
unserem Nachbarplaneten unterwegs sein. Doch der sechsrädrige
Forschungsroboter ist nicht zu bremsen. Fast 13 Jahre nach seiner
Landung auf dem Mars fährt Opportunity immer noch und hat damit alle
Erwartungen übertroffen. Auf der Suche nach Wasseraktivitäten legte
das solarbetriebene Gefährt inzwischen 45 Kilometer auf dem
unwirtlichen Planeten zurück und funkte rund 225.000 Bilder zur Erde,
darunter die vom Viktoria-Krater, von einem Meteoriten oder vom
Marathonvalley. Derzeit erkunde der Roboter ein Tal am Rande eines
Kraters, teilte der zuständige Projektleiter John Callas vom Jet
Propulsion Laboratory der NASA in La Cañada Flintridge (Kalifornien)
mit.

19. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7716: Aus aller Welt - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Israel baut auf Einnahmen aus Gasgeschäft mit Ägypten

Ägypten wird in den nächsten zehn Jahren aus Israel Erdgas im
Gegenwert von rund zwölf Milliarden Euro beziehen. Die israelische
Regierung will das damit verbundene Steueraufkommen für Bildung,
Gesundheit und Sozialfürsorge verwenden. Von zwei Lieferabkommen
berichtete die israelische Delek Group. Ein Tochterunternehmen des
Mischkonzerns wird dem ägyptischen Unternehmen Dolphinus die
insgesamt rund 64 Milliarden Kubikmeter Gas liefern. Israel fördert
Erdgas im Tamar-Feld, das rund 90 Kilometer westlich der Hafenstadt
Haifa im Mittelmeer liegt. Knapp 50 Kilometer südwestlich vom
Tamar-Feld liegen die Leviathan-Lagerstätten, wo Delek Drilling
ebenfalls Gas fördern will.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7677: Medizin und Gesundheitswesen - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Säuglingssterblichkeit bleibt auf niedrigem Niveau

Es bleibt dabei. Nordrhein-Westfalen hat weiterhin eine geringe
Säuglingssterblichkeit. Von 1000 Säuglingen starben 2016 wie im
Vorjahr 4,1 vor ihrem ersten Geburtstag. Laut Deutschem Ärzteblatt
lag die Sterblichkeit Anfang der 1990er-Jahre noch doppelt und in den
1970er-Jahren sogar sechsmal so hoch. Dies teilte gerade das
Statistische Landesamt mit. Verantwortlich für diese Entwicklung soll
unter anderem der medizinische Fortschritt und ein größeres
Gesundheitsbewußtsein der Eltern sein.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7704: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Facebook muß illegal in Belgien erhobene Kundendaten löschen

Ein Gericht in Belgien hat dem Netzwerkanbieter Facebook die
Speicherung illegal erhobener Daten belgischer Bürger untersagt. Das
Unternehmen muß diese Daten löschen. Für jeden Tag, den dies nicht
geschieht, droht Facebook eine Geldstrafe von 250.000 Euro bis zu
einer Summe von 100 Millionen. Unter anderem geht es um Daten, die
Facebook von Kunden gesammelt hat, während diese nicht angemeldet
waren. Das Gericht rügte Facebook dafür, die Nutzer des sozialen
Netzwerkes unzureichend darüber zu informieren, daß Daten gesammelt
werden, um welche Daten es sich handelt und was mit diesen Daten
geschieht. Als Klägerin war die belgische Datenschutzbehörde
aufgetreten. Facebook hat die Einlegung von Rechtsmitteln gegen das
Urteil angekündigt.

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig läßt zur Zeit durch den
Europäischen Gerichtshof klären, welches Gericht bei
Rechtsstreitigkeiten mit Facebook zuständig ist, denn das Unternehmen
hat seinen für Europa zuständigen Sitz in Irland.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7630: Sprache, Kunst und Medium - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Schrottsammler wird mit Silbernem Bären nicht glücklich

Vor fünf Jahren war der Bosnier Nazif Mujic hierzulande für kurze Zeit
eine Berühmtheit. Dem Laiendarsteller wurde damals bei der Berlinale
der Silberne Bär als bestem Schauspieler in dem halbdokumentarischen
Film "Aus dem Leben eines Schrottsammlers" verliehen. Sein
"Entdecker", der bosnische Regisseur Danis Tanocis, hatte den damals
43jährigen Roma praktisch bei der Arbeit beobachtet und eine Episode
aus dessen Leben nachspielen lassen, die das Berliner Publikum
anrührte.

Zur Preisverleihung war Mujic noch erschienen, doch in seine Heimat
zurückgekehrt, geriet er in große Schwierigkeiten, weil die
Dorfbewohner davon ausgingen, daß er nicht nur berühmt, sondern
automatisch auch reich sein müßte. So wurde ihm das Revier, in dem er
Schrott gesammelt und damit die Frau und drei Kinder ernährt hatte,
streitig gemacht.

Die Familie versuchte daraufhin, in Berlin Fuß zu fassen. Doch
Silberner Bär hin oder her, die Behörden sahen keinen Grund für ein
Asyl in Deutschland, und die Filmleute kamen zwar für eine
Rechtsanwältin auf, aber das war es auch. Die Familie Mujic ging nach
Bosnien zurück, wo sie als Roma in bitterer Armut lebten.

Angeblich wollte der inzwischen 48jährige und schwer an Diabetes
erkrankte Mann die diesjährige Berlinale nutzen, um vielleicht doch
noch übersiedeln zu dürfen. Um die Familie durchzubringen, hatte er
inzwischen auch seine Filmtrophäe für 4000 Euro verkauft.

Doch nun wurde bekannt, daß Mujic vor ein paar Tagen gestorben ist.
Genaueres wurde nicht bekannt.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7694: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kurden in Afrin erwarten militärische Hilfe von Damaskus

Die syrische Regierung ist bereit, die kurdischen
Volkverteidigungseinheiten (YPG) im Norden des Landes im Kampf gegen
die türkischen Invasionstruppen militärisch zu unterstützen. Der
türkische Außenminister Cavusoglu warnte laut Reuters Damaskus am
Montag, in dem Fall würden die türkischen Soldaten auch gegen die
syrische Armee und Verbündete kämpfen. Die syrische
Nachrichtenagentur Sana hatte am Montagmorgen gemeldet, binnen
weniger Stunden würden regierungsnahe syrische Einheiten die Region
Afrin erreichen. Dort hatte die Türkei am 20. Januar mit
Unterstützung der Freien Syrischen Armee ihre Offensive gestartet. 
Daraufhin hatten die Kurden in Afrin die Regierung in Damaskus um 
militärischen Schutz gebeten. Im Verlauf des Syrienkrieges konnten 
sich neben Afrin zwei weitere kurdische autonome Regionen in Syrien 
etablieren.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7708: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel nominiert Kramp-Karrenbauer für Posten der Generalsekretärin

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die 55jährige Ministerpräsidentin
des Saarlandes, Annegret Kramp-Karrenbauer, für den Posten der
Generalsekretärin der CDU vorgeschlagen. Kramp-Karrenbauer könnte 
kommenden Montag vom Parteitag in Berlin zur Nachfolgerin von Peter 
Tauber gewählt werden. Der amtierende CDU-Generalsekretär gibt seinen 
Posten unter anderem aus gesundheitlichen Gründen auf. 

Kramp-Karrenbauer ist bereit, nach Berlin zu wechseln. Sie will in der 
CDU eine Grundsatzdebatte unter Berücksichtigung der 
christlich-sozialen und konservativen Wurzeln der Partei anstoßen. 
Merkels Vorschlag findet im Parteipräsidium eine breite 
Unterstützung. 

Der Grünenvorsitzende Robert Habeck sieht in der für ihn 
überraschenden Nominierung Kramp-Karrenbauers einen Hinweis darauf, 
daß die Christdemokraten von ihren Rechtskurs ablassen und in die 
Mitte der Gesellschaft zurückkehren wollen.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7680: Tragisches und Kurioses - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kleiner Tippfehler löst Großalarm aus

Ein heute aus dem schottischen Aberdeen kommender Lufthansapilot hat
bei seinem Anflug auf Frankfurt am Main für große Aufregung gesorgt.

Wie die FAZ berichtete, gab es im Cockpit Probleme mit einem
Kommunikationsgerät. Das wollte der Flugkapitän dem Tower mitteilen.
Doch am Boden wurde er nicht empfangen. Daraufhin gab der Pilot einen
Code ein - leider den falschen -, der besagte nämlich, daß Entführer
an Bord seien. Die Flugüberwachung verständigte umgehend die Landes-
und die Bundespolizei sowie die Bundeswehr.

20 Minuten später habe die Alarmstufe heruntergefahren werden können.
Erst dann habe der Flugkapitän seinen Fehler bemerkt und korrigiert.
Aber bis dahin war die Passagiermaschine nicht erreichbar. Es habe
zwar eine Verzögerung gegeben, aber das Flugzeug sei sicher gelandet,
sagte ein Lufthansa-Sprecher.

19. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7705: Arbeit, Soziales und Familie - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Pakistaner flieht vor Abschiebebeamten

In Rüsselsheim ist am Montagmorgen ein 35jähriger Flüchtling aus
Pakistan offenbar aus dem zweiten Obergeschoß seiner Unterkunft
gesprungen, um der Abschiebung zu entgehen. Tatsächlich wollten die
Beamten, die vor der Flüchtlingsunterkunft vorgefahren waren, einen
Pakistaner zur Abschiebung abholen, doch hat es sich um eine andere
Person gehandelt, die sich zu der Zeit nicht in dem Haus aufhielt.
Beim Fluchtversuch hat sich der erste Mann schwer verletzt. Nach
Angaben der Polizei in Darmstadt kam er in ein Krankenhaus.

19. Februar 2018
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UMWELT/7688: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Meeresspiegel steigt immer schneller

Während jenseits des Atlantiks von bestimmten Politikern die Existenz
des Klimawandels bestritten wird, zeigt eine neue Studie von Steve
Nerem, Professor für Raumfahrttechnik an der Universität von Colorado
Boulder, daß sich der Anstieg des Meeresspiegels beschleunigen wird
und bis zum Ende des Jahrhunderts 65 Zentimeter betragen könnte. Vor
allem für Küstenstädte wird das ernsthafte Folge haben. Grund für den
schnelleren Anstieg des Meeresspiegels soll vor allem die Eisschmelze
in Grönland und der Antarktis sein. Steve Nerem ist dabei der
Ansicht, daß ein Anstieg von mehr als 60 Zentimetern bis 2100 noch
eine konservative Schätzung ist.

19. Februar 2018
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WIRTSCHAFT/7693: Märkte und Finanzen - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Wikimedia Foundation läßt Wikipedia Zero auslaufen

Die Wikimedia-Stiftung stellt nach mehr als fünf Jahren das Programm
Wikipedia Zero ein. Der Stiftung zufolge hatten daran 97
Mobilfunkanbieter in 72 Staaten teilgenommen. Diese stellten über 800
Millionen Menschen einen kostenlosen Mobilfunkzugang zur
Online-Enzyklopädie Wikipedia zur Verfügung. Die Wikimedia Foundation
läßt die noch bestehenden Verträge mit den Providern auslaufen. Den
Angaben zufolge ist das Interesse an Wikipedia Zero nach 2016 stark
zurückgegangen. Außerdem sind die Kosten für Mobilfunk deutlich
gesunken. Bei der Ankündigung von Wikipedia Zero 2014 in Istanbul
hatte die Stiftung das Projekt als vorübergehend bis zum Zeitpunkt
erschwinglicher Mobilfunknetze bezeichnet. Die Online-Enzyklopädie
Wikipedia wird hauptsächlich in Nordamerika und Europa genutzt. Die
Stiftung will den freien Wissenszugang künftig verstärkt in den
anderen Weltregionen bekannt machen.

19. Februar 2018
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WISSENSCHAFT/7711: Aus Forschung und Technik - 19.02.2018 (SB)




VOM TAGE



AMD verschickt für BIOS-Update Leihprozessoren

Manchmal kann sich der Laie nur an den Kopf fassen. So meldete gerade
die Internetplattform WinFuture, daß der Chiphersteller AMD kostenlos
CPUs verschickt, damit mit ihrer Hilfe ein BIOS-Update gemacht werden
kann. Der Grund für diese Freigiebigkeit ist ganz einfach. Die neuen
Ryzen-2000-Prozessoren können in vielen Mainboards erst nach so einem
BIOS-Update betrieben werden. Wer also Ryzer-2000-Kombiprozessoren
kauft, dem wird von AMD leihweise ein sogenanntes Boot Kit zur
Verfügung gestellt, wenn die gekaufte CPU ansonsten nicht genutzt
werden kann.
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PLANET/644: Wenn es Ozeane regnet - Wie Super-Erden sich vor Wasserverlust schützen (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 16.02.2018

Wenn es Ozeane regnet: Wie Super-Erden sich vor Wasserverlust
schützen



In der Atmosphäre von Exoplaneten verbrennen hohe Konzentrationen von
molekularem Wasserstoff und Sauerstoff zu Wasser. Diese blitzartige
Reaktion bestimmt die Zusammensetzung der Atmosphäre und schützt Planeten
vor Wasserverlust. Dies zeigten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) in einer aktuellen
Studie.

Wenn in der planetaren Atmosphäre das richtige Niveau von molekularem
Wasserstoff und Sauerstoff erreicht ist, kann es in einer sehr schnellen
Reaktion zur Bildung von Wasser kommen. Das Team aus dem DLR-Institut für
Planetenforschung berechnete, dass der Mechanismus, der durch Lichtblitze
in der Atmosphäre oder durch hochenergetische kosmische Strahlung in Gang
gesetzt wird, sehr große Mengen an Wasser freisetzen kann, die dann auf die
Oberfläche fallen. "Diese lokalen Verbrennungen äußern sich durch eine
schnelle Freisetzung von Energie in Form von Licht, Hitze und Schall. Es
ist dieselbe Reaktion, die Raketen vorantreibt", erklärt 
DLR-Wissenschaftler Dr. John Lee Grenfell. So können Mengen entstehen, die bis
zu zehnmal so groß sind wie irdische Ozeane.

Wasserrecycling statt Austrocknung



Bei noch jungen Planetensystemen wird das vorhandene Wasser, das sehr
wahrscheinlich durch Kometeneinschläge geliefert wurde, durch starke
Bestrahlung des Sterns gespalten. So entstehen molekularer Sauerstoff und
Wasserstoff. Wasserstoff kann dem Schwerefeld des Planeten leicht
entkommen, während sich der molekulare Sauerstoff in der Atmosphäre
ansammelt. Ohne Recycling-Prozesse geht das Wasser in großen Mengen
verloren und Ozeane werden trocken gelegt.

Das Team um Grenfell untersuchte sogenannte "Super-Erden" - Planeten, deren
Masse nicht größer ist als zehn Erdmassen und deren Radius zwischen einem
und zwei Erdradien liegt - die um einen relativ kühlen M-Stern kreisen. Mit
dem Recycling-Mechanismus, den Grenfell und sein Team beschreiben, kann der
Wasserverlust von Super-Erden gebremst werden. Durch die Spaltung des
Wassers reichert sich nach und nach immer mehr molekularer Sauerstoff in
der Atmosphäre an. Wird ein bestimmter Grenzwert überschritten, kommt es
zur Reaktion. Bei sehr trockenen Planeten kann molekularer Sauerstoff
entstehen, wenn Kohlendioxid durch die Lichtenergie des Sterns aufgespalten
wird. So ist auch hier eine Verbrennung mit Wasserstoff zu Wasser möglich.
Wie genau dieses Wasser als Niederschlag erscheinen würde ist noch offen
und kann Teil zukünftiger Arbeiten sein.


Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

 http://www.dlr.de/dlr/desktopdefault.aspx/tabid-10212/332_read-26097

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.02.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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MELDUNG/520: Antibiotikaresistente Erreger in Haushaltsgeräten (idw)


Hochschule Rhein-Waal - 16.02.2018

Antibiotikaresistente Erreger in Haushaltsgeräten



Die Fakultät Life Sciences der Hochschule Rhein-Waal untersuchte Wasch-
und Spülmaschinen aus privaten Haushalten auf antibiotikaresistente Keime.
Die beruhigende Nachricht: Hinweise auf eine direkte Gesundheitsgefährdung
bestehen nicht. Doch man muss auch etwas dafür tun.

Kleve/Kamp-Lintfort, 16. Februar 2018: In Kooperation mit dem
medizinischen Versorgungszentrum Dr. Stein + Kollegen aus Mönchengladbach
untersuchte die Arbeitsgruppe "Hygiene und Mikrobiologie" an der Fakultät
Life Sciences der Hochschule Rhein-Waal Wasch- und Spülmaschinen aus
privaten Haushalten auf antibiotikaresistente Keime. Im Fokus der
Untersuchungen standen neben Methicillin-resistenten Staphylococcus
aureus-Stämmen (MRSA) auch von Bakterien gebildete Enzyme, sogenannte
Beta-Laktamasen. Diese Enzyme sind in der Lage, verschiedene Antibiotika
wie Penicilline oder Carbapeneme zu zerstören und unwirksam zu machen.

Während MRSA in den Hausgeräten nicht nachgewiesen werden konnten, waren
Wasch- und Spülmaschinen häufiger als erwartet von Beta-Laktamase-bildenden
Mikroorganismen besiedelt. Etwa 96 Prozent der Spülmaschinen
waren davon betroffen. Bei den Waschmaschinen wurden die Hygieniker in 79
Prozent der untersuchten Geräte fündig. Um die Wirkung von Waschvorgängen
auf resistente Keime zu überprüfen, versahen sie in einem weiteren Schritt
Baumwoll-Teststoffproben mit nicht resistenten sowie resistenten
Bakterienstämmen. Sie ließen die Proben Waschgänge sowohl mit als auch
ohne aktivierte Sauerstoffbleiche und mit Temperaturen zwischen 20 und 50
Grad Celsius durchlaufen. Ein Waschgang bei höheren Temperaturen konnte
die Verunreinigung durch die Keime zu nahezu 100 Prozent vollständig
beseitigen. Generell fiel die Reduktion bei den resistenten Bakterien
etwas geringer aus.

"Die Ergebnisse legen keinesfalls eine direkte gesundheitliche Gefährdung
durch die Haushaltsgeräte nahe, allerdings ist es sinnvoll, Wasch- und
Spülmaschinen regelmäßig zu reinigen und nicht ausschließlich
Niedrigtemperaturprogramme zu nutzen", rät Professor Dr. Dirk Bockmühl,
Professor für Hygiene und Mikrobiologie an der Hochschule Rhein-Waal und
Leiter der Studie. "Antibiotikaresistente Bakterien können den üblichen
Waschbedingungen zwar besser standhalten als nicht resistente Stämme, aber
höhere Temperaturen und der Einsatz von Waschmitteln mit Sauerstoffbleiche
können selbst diese Keime sicher entfernen", so Professor Bockmühl weiter.

Die Studie empfiehlt daher, dass insbesondere in Haushalten mit Säuglingen
oder zu pflegenden Angehörigen regelmäßig Waschprogramme von mindestens 40
Grad Celsius in Zusammenhang mit pulver- oder perlenförmigen
Vollwaschmitteln genutzt werden sollten. Ähnliches gilt für die
Geschirrspülmaschine: Der Untersuchung nach bieten die derzeit verwendeten
Programme einen sicheren Schutz vor Keimen. Gerade wenn hygienisch
kritische Lebensmittel wie rohes Fleisch zubereitet wurden, ist laut
Professor Bockmühl der Geschirrspüler die beste Wahl für Geschirr und
Besteck, das mit diesen Lebensmitteln in Kontakt gekommen ist.


Weitere Informationen unter:

http://www.hochschule-rhein-waal.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1441

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Rhein-Waal, Gabriele Stegers, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1497: Stammbaum der Tagfalter erstmalig umfassend neu aufgestellt (idw)


Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig, Leibniz-Institut
für Biodiversität der Tiere - 16.02.2018

Stammbaum der Tagfalter erstmalig umfassend neu aufgestellt



Ein internationales Wissenschaftlerteam unter der Federführung von Dr.
Marianne Espeland, Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig -
Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere in Bonn, überarbeitet mit
einer großen Datenmenge an genomischen Informationen den Stammbaum der
Tagfalter. Die neuen Erkenntnisse zeigen: Die mutualistischen
Wechselbeziehung zwischen Schmetterlingen und Ameisen sind in der
Evolution drei Mal unabhängig entstanden: ein Mal bei den Bläulingen
(Familie Lycaenidae) und zwei Mal bei den Würfelfaltern (Riodinidae).
Bisher dachte man, dieses Phänomen sei maximal zwei Mal aufgetreten.




[image: Bild: © Dr. Marianne Espeland]

Africanischer Ameisenbläuling (Lepidochrysops hypoleucus). Wie in der
Europäischen Gattung Maculinea leben die Raupen die meiste Zeit in
Ameisennestern von Ameisenbrut.

Bild: © Dr. Marianne Espeland



Anhand einer drei Mal so großen Menge an untersuchten Arten wie in
früheren Studien und mit mehr als 340 untersuchten Genen anstelle von
bisher 10 ermöglicht die Anzahl der Daten eine neue und bessere
Betrachtung der Evolution vieler Verwandtschaftsverhältnisse. Die größte
Diversität der Tagfalter trat nach dem Kreide-Tertiär-Massenaussterben
auf, dem auch die Dinosaurier zum Opfer fielen.

Besonders interessant ist hinsichtlich der adaptiven Radiation ein Blick
auf mutualistischen Interaktionen zwischen Ameisen und Tagfaltern, bei
denen die Raupen ein zucker- und aminosäurereiches Sekret produzieren, das
die Ameisen als Nahrung lieben. Im Gegenzug für die Versorgung mit
Nährstoffen schützen die Ameisen die Raupen gegen Fressfeinde und
Parasiten. Diese Wechselbeziehung zwischen Schmetterlingen und Ameisen ist
in der Evolution drei Mal unabhängig entstanden: ein Mal bei den
Bläulingen (Familie Lycaenidae) und zwei Mal bei den Würfelfaltern
(Riodinidae).

"Die Fähigkeit mit Ameisen zu interagieren muss drei Mal unabhängig in der
Evolution entstanden sein" erläutert Dr. Marianne Espeland und ergänzt:
"Man dachte früher, die Fähigkeit zu dieser Interaktion ist entweder ein
Mal im Laufe der Evolution in einem Vorfahr der Bläulinge und Würfelfalter
entstanden, oder - alternativ - je ein Mal in einem Vorfahr jeder der
beiden Familien. Bisher wurde niemals gedacht, dass dieses Phänomen drei
Mal neu auftrat." Die hier präsentierte These wird allerdings durch die
Tatsache unterstützt, dass, die Raupen der zwei Würfelfaltergruppen, die
mit Ameisen interagieren, unterschiedliche Schallorgane zur Kommunikation
mit den Ameisen entwickelt haben. Dieser morphologische Befund bestätigt
somit die genetischen Untersuchungen der hier vorgestellten Studie.

Indem alle Unterfamilien und fast sämtliche Tribus untersucht wurden, wird
in dieser Veröffentlichung auch der erste Stammbaum der Bläulinge
aufgestellt, der zeigt dass die traditionellen Bläulinge (Unterfamilie
Polyommatinae) sich innerhalb der Zipfelfalter (Theclinae) befinden, und
die alte, auf Morphologie basierte Klassifikation innerhalb der Familie
zum größten Teil völlig neu überarbeitet werden muss.




[image: Bild: © Dr. Marianne Espeland]

Der Bläuling Pentila pauli besticht durch seine Schönheit.

Bild: © Dr. Marianne Espeland



Weiterhin zeigt die Studie, dass die südamerikanische Familie Hedylidae,
obwohl sie wie Nachtfalter aussehen, eindeutig Tagfalter sind, ein Befund,
der von einigen aktuellen Studien unterstützt wird, doch einige Forscher
wollen dies immer noch nicht glauben. Die Hedylidae trennten sich vor
ungefähr 105 Millionen Jahren von den Dickkopffaltern (Hesperiidae). Sie
wurden in der oberen Kreidezeit oder im Paläogen (frühes Tertiär), danach
sekundär wieder nachtaktiv, und entwickelten auf ihren Flügeln
Sinnesorgane, die den Ultraschall von Fledermäusen wahrnehmen können, wie
sie viele Nachtfalter auch haben. Hierdurch können sie ihrem Feind im
Dunkeln entgehen.


Quelle: 

Marianne Espeland, Jesse Breinholt, Keith R. Willmott, Andrew D.
Warren, Roger Vila,Emmanuel F.A. Toussaint, Sarah C. Maunsell, Kwaku
Aduse-Poku, Gerard Talavera, Rod Eastwood, Marta A. Jarzyna, Robert
Guralnick, David J. Lohman, Naomi E. Pierce, and Akito Y. Kawahara.

A Comprehensive and Dated Phylogenomic Analysis of Butterflies.

Current Biology 28, 1-9.e1-e5, March 5, 2018

DOI: https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.01.061



Das Zoologische Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Institut für
Biodiversität der Tiere hat einen Forschungsanteil von mehr als 75 %. Das
ZFMK betreibt sammlungsbasierte Biodiversitätsforschung zur Systematik und
Phylogenie, Biogeographie und Taxonomie der terrestrischen Fauna. Die
Ausstellung "Unser blauer Planet" trägt zum Verständnis von Biodiversität
unter globalen Aspekten bei.

Zur Leibniz-Gemeinschaft gehören zurzeit 91 Forschungsinstitute und
wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen für die Forschung sowie drei
assoziierte Mitglieder. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute reicht von
den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-,
Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute arbeiten strategisch und themenorientiert an
Fragestellungen von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung Bund und Länder
fördern die Institute der Leibniz-Gemeinschaft daher gemeinsam.

Näheres unter www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution150

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig,

Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere, Sabine Heine, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ELEKTROTECHNIK/267: Elektrobleche - Starke Magnetfelder durch scharfe Kanten (idw)


Technische Universität München - 16.02.2018

Elektrobleche: Starke Magnetfelder durch scharfe Kanten



Um in einem Elektromotor die Elektrizität in Bewegungsenergie
umzuwandeln, müssen Magnetfelder erzeugt werden. Entscheidend für die
Effizienz des Elektromotors sind die magnetischen Eigenschaften seiner
Hauptbestandteile, der sogenannten Elektrobleche. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Technischen Universität München (TUM) haben den
Verarbeitungsprozess dieser Bleche untersucht. Ihr Ergebnis: Stumpfe
Werkzeuge vermindern die magnetischen Eigenschaften der Bleche beim
Schneiden erheblich.

Die lange Ladedauer der Batterien und die geringe Reichweite - das sind
aktuell die Hauptkritikpunkte an der Elektromobilität. Forscherinnen und
Forscher arbeiten daran, die Effizienz der Elektromotoren zu erhöhen, um
so den Energiebedarf von Elektrofahrzeugen zu senken. Dabei spielen viele
Einzelkomponenten eine Rolle, allen voran die Elektrobleche. Sie sind
wichtig, da in ihnen die Magnetfelder erzeugt werden, die den Motor durch
die Anziehungs- und Abstoßungskräfte in Bewegung versetzen.

Je nachdem wie der Motor aufgebaut ist, müssen unterschiedliche Löcher in
die Bleche geschnitten werden - zum Beispiel, um Platz für die
Kupferspulen zu schaffen, die im Motor verbaut werden. Jedes Blech wird
dabei einzeln in einer Presse gestanzt - das Prinzip ist vergleichbar mit
dem eines Lochers. Das Schneiden erledigen spezielle Schneidwerkzeuge, die
vorgegebene Geometrien in die Bleche einbringen. Zum Schluss werden die
Bleche zu kompakten Paketen verbunden.

Strombedarf steigt um bis zu 400 Prozent

In der Werkstatt haben Forscherinnen und Forscher vom Lehrstuhl für
Umformtechnik und Gießereiwesen der TUM diesen Prozess im Detail
untersucht. "Wir wollten herausfinden, wie die Verarbeitung der Bleche
durch den Stanzprozess die magnetischen Eigenschaften der Bleche
beeinflusst", erklärt Projektleiter Hannes Weiss.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fanden heraus, dass die
Schärfe der entsprechenden Schneidstempel einen sehr großen Einfluss auf
die magnetischen Eigenschaften der Bleche hat. Vergleichen lässt sich
dieser Effekt mit einer Schere, die mit der Zeit stumpf wird: Es ist mehr
Kraft nötig, um das Papier zu schneiden. In den Blechen entstehen durch
die stumpferen Kanten größere Spannungen - das Material wird gebogen und
damit einer mechanischen Belastung ausgesetzt. Die resultierenden
Spannungen haben einen großen Einfluss auf die magnetischen Eigenschaften.
"Teilweise ist die vierfache Strommenge nötig, um die gleiche
Magnetisierung zu erreichen", erklärt Weiss.

Einen großen Einfluss hat auch der sogenannte Schneidspalt, der Abstand
zwischen den Schneidkanten. Wieder lässt sich dieser Zusammenhang am
Beispiel der Schere verdeutlichen: Wenn die Schraube, die die Klingen
fixiert, locker wird, wird der Abstand zwischen diesen zu groß und das
Papier franst beim Schneiden aus. "Um die besten magnetischen
Eigenschaften und somit einen hohen Wirkungsgrad zu erreichen, sind
scharfe Schneidkanten und ein sehr kleiner Schneidspalt optimal."

Weiss und sein Team haben Empfehlungen für den Produktionsprozess
erarbeitet. Allerdings müssen dabei auch ökonomische Faktoren
berücksichtigt werden, erklärt der Ingenieur. Denn wenn die Werkzeuge und
deren Wartung mehr Kosten verursachen, steigt auch der Gesamtpreis der
Elektromotoren.

Große Energieeinsparung

Die Verarbeitung von Elektroblechen ist nicht nur im Zusammenhang mit
Elektromotoren ein Thema. Sie werden auch in Transformatoren verwendet,
zum Beispiel in Ladegeräten von Handys oder Netzteilen von Computern. Auch
in diesem Kontext wollen sich die Forscherinnen und Forscher dem
Verarbeitungsprozess widmen. Weiss: "Wenn man sich die große Zahl an
Transformatoren anschaut, dann kann bereits durch eine kleine
Wirkungsgradsteigerung sehr viel Energie eingespart werden."

Informationen zum Projekt:

Die Arbeiten fanden im Rahmen des ersten Teils des Forschungsprojekts
FOR1897 "Verlustarme Elektrobleche für energieeffiziente Antriebe" statt.
Das Projekt wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(DFG) - 218259799.


Veröffentlichungen:

• Weiss, H. A. et al.:

Loss reduction due to blanking parameter optimization for different
non-grain oriented electrical steel grades.

Electric Machines and Drives Conference (IEMDC), 2017 IEEE
International, 2017

• Weiss, H. A. et al.:

Influence of shear cutting parameters on the electromagnetic
properties of non-oriented electrical steel sheets.

Journal of Magnetism and Magnetic Materials Volume 421, 2016, 250-259


Weitere Informationen unter:

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34480/

- Pressemitteilung auf TUM-Aktuelles

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ELEKTROTECHNIK/266: In besten Kreisen - Erste integrierte Schaltkreise (IC) aus Plastik (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 16.02.2018

In besten Kreisen: Erste integrierte Schaltkreise (IC) aus Plastik



Erstmals ist es einem Forscherteam am Max-Planck-Institut (MPI) für
Polymerforschung in Mainz gelungen, einen integrierten Schaltkreis (IC)
aus einer monomolekularen Schicht eines Halbleiterpolymers herzustellen.
Dies erfolgte in einem sogenannten Bottom-Up-Ansatz durch einen
selbstanordnenden Aufbau.

In diesem selbstanordnenden Aufbauprozess ordnen sich die
Halbleiterpolymere als geordnete monomolekulare Schicht in einem
Transistor an. Transistoren sind binäre Schalter, die für die logische
Verknüpfung in digitalen Schaltungen verwendet werden; sie sind die
Bausteine eines integrierten Schaltkreises (IC).

Das grundlegende Konzept der selbstanordnenden Elektronik gibt es schon
seit 1976. Seit Jahrzehnten besteht die Herausforderung darin, eine
selbstanordnende Monoschicht eines Halbleiterpolymers in einem Transistor
zu bilden. "Die Idee ist, dass alle Komponenten eines Transistors sich in
einer hierarchischen Ordnung zusammenfügen und anordnen", sagte Kamal
Asadi, Leiter der Humboldt-Forschungsgruppe am MPI für Polymerforschung.
Die Monoschicht ist hoch organisiert und kann elektrische Ladungsträger
gut leiten. Das Forschungsteam benutzte hierfür die Lösung eines Polymers.
Durch das kontrollierte Eintauchen des Transistor-Substrates in die Lösung
konnten die Forscher eine vollständige Polymer-Monoschicht wachsen lassen
und erzeugen.

Wissenschaftlicher Durchbruch

Um diesen wissenschaftlichen Durchbruch zu erzielen, haben die Forscher
das Halbleiterpolymer absichtlich in einem organischen Lösungsmittel
aufgelöst, das das Polymer allerdings nicht vollständig auflösen sollte.
Auf diese Weise konnten die Wissenschaftler den ersten selbstanordnenden
Polymer-Feld-Effekt-Transistor (PoM-FET) herstellen. Dennoch macht ein
PoM-FET noch keinen funktionellen integrierten Schaltkreis aus. Deshalb
hat das Forschungsteam hunderte von PoM-FETs zusammengefasst und diese
gleichzeitig betrieben, um einen 15-Bit-Code-Generator zu erstellen.
Dieser Generator ist ein integrierter Schaltkreis, der eine Spannung in
einen digitalen Code umwandelt. Dieses wissenschaftliche Ergebnis ist ein
Meilenstein für die Anwendungen in der flexiblen Elektronik und in schnell
reagierenden Sensoren.

Internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit

Diese wissenschaftliche Arbeit war eine Zusammenarbeit von mehreren
internationalen Forschungsgruppen weltweit. Die Halbleiterpolymere wurde
von der Gruppe von Professor He Yan an der Hong Kong University of Science
and Technology, Hongkong synthetisiert. Die Polymermonoschichten wurden
von der Gruppe von Professor Harald Ade an der North Carolina State
University, USA, und von der Gruppe von Professor Wojtek Pisula an der
Technischen Universität in Lodz, Polen, analysiert. Die PoM-FETs und die
integrierten Schaltkreise wurden am MPI für Polymerforschung, Mainz
hergestellt. Der Postdoktorand Dr. Mengmeng Li führte die
Forschungsarbeiten durch, die von Dr. Kamal Asadi gemeinsam mit Prof.
Wojtek Pisula geleitet wurden.


Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung (MPI-P) zählt zu den
international führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der
Polymerforschung. Durch die Fokussierung auf weiche Materie und
makromolekulare Materialien ist das MPI-P mit seiner Forschungsausrichtung
weltweit einzigartig. Seine Aufgabe ist es, neue Polymere herzustellen und
zu charakterisieren. Zum Aufgabengebiet gehört auch die Untersuchung ihrer
physikalischen und chemischen Eigenschaften. Das MPI-P wurde 1984
gegründet. Es beschäftigt mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus dem In- und Ausland, von denen die große Mehrzahl mit
Forschungsaufgaben befasst ist.

Alexander von Humboldt-Stiftung

Jährlich ermöglicht die Humboldt-Stiftung über 2.000 Forschern aus aller
Welt einen wissenschaftlichen Aufenthalt in Deutschland. Die Stiftung
pflegt ein Netzwerk von weltweit mehr als 28.000 Humboldtianern aller
Fachgebiete in über 140 Ländern - unter ihnen 55 Nobelpreisträger.

Weitere Informationen unter:

http://www.mpip-mainz.mpg.de/

https://www.humboldt-foundation.de/web/start.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, Kerstin Felix, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1540: Verborgene Talente - Mit Bleistift und Papier Wärme in Strom umwandeln (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 16.02.2018

Verborgene Talente: Mit Bleistift und Papier Wärme in Strom umwandeln



Thermoelektrische Materialien können Wärmeunterschiede zur Stromerzeugung
nutzen. Nun gibt es eine preiswerte und umweltfreundliche Lösung, um sie
mit einfachsten Zutaten herzustellen: Ein normaler Bleistift, Kopierpapier
und ein leitfähiger Kunststofflack reichen aus, um eine
Temperaturdifferenz über den thermoelektrischen Effekt in Strom
umzuwandeln. Dies hat nun ein Team am Helmholtz-Zentrum Berlin
demonstriert.

Der thermoelektrische Effekt ist keine Neuigkeit, sondern wurde vor fast
200 Jahren von Thomas J. Seebeck entdeckt: Bringt man zwei
unterschiedliche Metalle zusammen, dann kann eine elektrische Spannung
entstehen, wenn ein Metall wärmer ist als das andere. Über diesen Effekt
lässt sich Restwärme teilweise in elektrische Energie umwandeln. Restwärme
entsteht als Nebenprodukt bei fast allen technischen und natürlichen
Prozessen, zum Beispiel in Kraftwerken und jedem Haushalt, aber auch im
menschlichen Körper. Sie ist eine der größten ungenutzten Energiequellen
auf der Erde - meist verpufft sie. 

Winziger Effekt

Leider ist dieser an sich so nützliche Effekt in normalen Metallen extrem
klein. Denn Metalle besitzen nicht nur eine hohe Leitfähigkeit für Strom,
sondern ebenso für Wärme, sodass Unterschiede in der Temperatur sofort
verschwinden. Thermoelektrische Materialien müssen also trotz hoher
elektrischer Leitfähigkeit eine geringe Wärmeleitfähigkeit haben. In der
Technik werden heute schon stellenweise Thermoelektrika aus anorganischen
Halbleitermaterialien wie Bismuttellurid eingesetzt. Allerdings sind
solche Materialsysteme teuer und ihr Einsatz rentiert sich nur punktuell.
Darüber hinaus werden für den Einsatz am menschlichen Körper auch
flexible, ungiftige organische Materialien erforscht, zum Beispiel
basierend auf Nanostrukturen aus Kohlenstoff.

Dass es auch viel einfacher geht, hat nun ein Team um Prof. Norbert Nickel
am HZB gezeigt: Mit einem normalen Bleistift, Härtegrad HB, zeichneten sie
auf gewöhnlichem Kopierpapier eine kleine Fläche aus. Als zweites Material
pinselten sie einen transparenten, leitfähigen Kunststofflack (PEDOT:PSS)
auf.




[image: Bild: © HZB]

Ein thermoelektrisches Element lässt sich schon mit einem Bleistift
auf Papier herstellen - kombiniert mit einem leitfähigen Lack.

Bild: © HZB



Konkret liefern die Bleistift-Proben (Graphit) bei einem
Temperaturunterschied von 50 Grad Celsius etwa eine Spannung von 0,875
Millivolt. Dieses Ergebnis ist vergleichbar zu anderen, weitaus teureren
Nanokompositen, die bisher für biegsame thermoelektrische Elemente genutzt
werden. Und dieser Wert ließ sich verzehnfachen, indem sie dem Graphit
etwas Indium-Selenid zusetzen.

Unter dem Rasterelektronenmikroskop und mit spektroskopischen Methoden
(Raman-Streuung) am HZB untersuchten die Forscher die Graphit- und
Kunststofflack-Filme. "Die Ergebnisse waren für uns auch sehr
überraschend", erklärt Nickel. "Aber wir haben nun eine Erklärung
gefunden, warum dies so gut funktioniert: Der Bleistiftabrieb bildet auf
dem Papier eine Fläche aus ungeordneten Graphitflocken, etwas Graphen und
Lehm. Während dies die elektrische Leitfähigkeit nur wenig reduziert, kann
Wärme deutlich schlechter transportiert werden."

Mit diesen einfachen Zutaten könnten sich künftig thermoelektrische
Baulemente auf Papier drucken lassen, die äußerst preiswert,
umweltfreundlich und ungiftig sind. Solche winzigen und biegsamen
Bauelemente wären auch direkt am Körper einsetzbar und könnten die
Körperwärme nutzen, um kleine Geräte oder Sensoren zu betreiben.


Zur Publikation in ACS Appl. Mater. Interfaces (2018):

"Fine Art of Thermoelectricity",

Viktor Brus, Marc A. Gluba, Joerg Rappich, Felix Lang, Pavlo Maryanchuk,
and Norbert H. Nickel.

DOI: 10.1021/acsami.7b17491

https://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acsami.7b1749

Die Arbeit wurde von der American Chemical Society (ACS) mit dem Editors'
Choice Award ausgezeichnet und steht jetzt Open Access allen Leserinnen
und Lesern zur Verfügung.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH,

Dr. Antonia Rötger, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/204: Pavement-Scanner spürt visuell nicht erkennbare Straßendefizite auf (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 16.02.2018

Pavement-Scanner spürt visuell nicht erkennbare Straßendefizite auf



Wissenschaftler der Bergischen Universität Wuppertal arbeiten an einem
Pavement-Scanner. "Mit seiner Hilfe können wir Tragfähigkeitsmessungen auf
Straßen durchführen und visuell nicht erkennbare strukturelle Defizite
aufspüren", erläutert Prof. Dr.-Ing. Hartmut Beckedahl vom Lehr- und
Forschungsgebiet Straßenentwurf und Straßenbau.

Erfasst werden beispielsweise die unter Einwirkung von dynamischen
Achslasten verursachte Straßendurchbiegung, Substanzmerkmale der
Oberfläche wie Risse oder Flickstellen, die Längs- und Querebenheit sowie
die Anzahl, Dicke und Folge vorhandener Konstruktionsschichten. "Anhand
dieser Messdaten lässt sich das Managementsystem so optimieren, dass die
Erhaltung von Straßen schneller, zielgerichteter, effektiver und
effizienter gestaltet werden kann", beschreibt der Wissenschaftler den
zukünftigen Nutzen des zunächst unter Forschungsbedingungen betriebenen
Scanners.

Basis des Messsystems ist ein sogenanntes Traffic Speed Deflectometer.
Kurz: TSD. "Seit den 1950er Jahren wird die Tragfähigkeit von Straßen
stationär ermittelt. Unter Anwendung der Doppler-Laser-Sensoren im TSD
kann die Tragfähigkeit im fließenden Verkehr mit bis zu 80 km/h
berührungslos gemessen werden", so Prof. Beckedahl. "Wir wollen dieses
System erweitern bzw. optimieren." Damit werde Wuppertal die weltweit
einzige Universität sein, die über eine Forschungsinfrastruktur auf
TSD-Basis verfügt.

Das Projekt mit dem Titel "Innovative multifunktionale erweiterte
Messtechnische Zustandserfassung für Asphaltstraßen auf Basis des Traffic
Speed Deflectometer" wird mit über 2,8 Millionen Euro aus dem Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) finanziert. Es wird gefördert durch
die Europäische Union, das Land Nordrhein-Westfalen und die Bergische
Universität Wuppertal.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, Stefanie Bergel, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/579: Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz begrüßt (BAG SELBSTHILFE)


Pressemitteilung der BAG SELBSTHILFE vom 19.02.2018

Unterstützung und Orientierung im Gesundheitssystem für chronisch
kranke und behinderte Menschen notwendig

BAG SELBSTHILFE begrüßt den Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz



Düsseldorf 19.2.2018. Um sich im Gesundheitssystem zurechtzufinden
brauchen Menschen heute gezielte Informationen und gesichertes Wissen.
Eine repräsentative Studie der Universität Bielefeld zeigt aber, dass
mehr als die Hälfte der Deutschen sich von der Informationsflut zu
Gesundheitsthemen überfordert fühlt. Das gilt auch für chronisch
kranke und behinderte Menschen. Denn sie müssen sich in einem
Dschungel von Paragraphen und Verordnungen zurechtfinden, um an die
für sie lebensnotwendigen Hilfsmittel und Unterstützungen zu kommen.
Der heute in Berlin präsentierte "Nationalen Aktionsplan
Gesundheitskompetenz" unter der Schirmherrschaft von
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe, will dem entgegenwirken. Die
BAG SELBSTHILFE begrüßt den Aktionsplan sehr.

"Wir befürworten die Umsetzung des Nationalen Aktionsplan
Gesundheitskompetenz ausdrücklich, denn er sieht eine bessere
Unterstützung chronisch kranker Menschen im Umgang mit
gesundheitlichen Fragen und mit dem Gesundheitssystem vor", sagt Dr.
Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE.

Im Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz (NAP) für Deutschland
wurden konkrete Handlungsempfehlungen von einem Expertenkreis aus
Wissenschaft und Praxis erarbeitet, um die Gesundheitskompetenz
flächendeckend zu fördern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 19.02.2018

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung,

chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Kirchfeldstr. 149, 40215 Düsseldorf

Burga Torges, Referatsleitung Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 0211-31006-25, Fax: 0211-31006-48

E-mail: burga.torges@bag-selbsthilfe.de

Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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BEGEGNUNG/2259: Hamburg - Neues Besuchsprojekt 'Zeit zu Zweit', Infoabend am 8. März 2018


Zeit zu Zweit

Ein neues Besuchsprojekt für Harburg geht an den Start!



In 'Zeit zu Zweit' geht es darum, einem anderen Menschen Zeit zu
schenken, seine Lebenswelt kennen zu lernen, ein Hobby zu teilen,
Freude zu teilen. Angesprochen sind Frauen und Männer jeden Alters,
die Zeit und Lust haben, einen Menschen einer anderen Generation
kennen zu lernen und ihn oder sie einmal die Woche zu treffen. Ob in
dieser Zeit ein Spaziergang gemacht wird, gespielt, geklönt oder etwas
anderes, das bleibt denen, die sich treffen überlassen. Dieses Projekt
ist bewusst offen gehalten, dass die Treffen gerne im Aufenthaltsraum
im Heim, im Café oder Park stattfinden können, so dass die persönliche
Atmosphäre vom eigenen Wohnraum nicht berührt wird oder erst, nachdem
man sich ein wenig kennt.

Das Projekt wird in Kooperation des Projektes HERBSTDRACHEN mit dem
Pflegen und Wohnen Heimfeld initiiert. Für Interessierte besteht beim
Infoabend am Donnerstag den 8. März um 17 Uhr im Pflegen und Wohnen
Heimfeld, An der Rennkoppel 1, 21075 Hamburg die Möglichkeit, alle
Fragen und Ideen anzusprechen. Vor dem Beginn des Engagements gibt es
fünf Vorbereitungsabende. Danach finden die wöchentlichen Treffen
statt, das erste wird begleitet. Die Gruppe der Ehrenamtlichen trifft
sich in den ersten drei Monaten einmal monatlich zu einer
Reflexionsrunde. Nach den drei Monaten entscheidet sich jeder, ob er
oder sie weiter bei 'Zeit zu Zweit' mitmachen möchte oder nicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hamburg, den 16.02.20108

Projekt HERBSTDRACHEN

Pastorin Regina Holst

Haakestraße 100 f, 21075 Hamburg

E-Mail: herbstdrachen@kirche-harburg.de
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BERATUNG/704: Münster - Nächste Sprechzeit zu Depressionen am 22. Februar 2018


Beratung zu Depressionen



Münster (SMS) Das "Bündnis gegen Depression" bietet persönliche und
professionelle Beratung zu allen Fragen rund um das Thema Depression
an. Der nächste Termin ist am Donnerstag, 22. Februar, 16 bis 18 Uhr
im Paritätischen Zentrum, Dahlweg 112, Erdgeschoss. Eine Anmeldung ist
nicht erforderlich. Diese Einzelberatung findet regelmäßig am letzten
Donnerstag im Monat statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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LESUNG/057: Oldenburg - Lesung zum Thema Demenz mit Andreas Wenderoth, 9.3.2018


Oldenburg - Freitag 09.03.2018 um 19 Uhr

Lesung zum Thema Demenz mit Andreas Wenderoth



Demenz: ein wichtiges und oft schwieriges Thema, dass viele von uns
direkt oder indirekt betrifft. Demenz hat aber auch eine andere Seite,
wie der Autor Andreas Wenderoth zu berichten weiß. Das DemenzNetz
Oldenburg und DIKO lädt in Kooperation mit der Buchhandlung Isensee
zur Lesung mit Andreas Wenderoth ein, der aus seinem Buch "Ein halber
Held. Mein Vater und das Vergessen" lesen wird.

"Ein halber Held" ist die berührende, zuweilen aber auch absurd
komische Liebeserklärung eines Sohnes an seinen Vater, der sich stets
über den Geist definierte. Das Buch liefert einen einzigartigen
Einblick in das Erleben eines Demenzkranken. Auf einfühlsame Weise
werden dabei auch die kreativen Seiten der Krankheit geschildert, die
sich von der herkömmlichen Wahrnehmung deutlich abheben.

Eine Vater-Sohn-Geschichte, die zeigt, dass nach der Diagnose Demenz
das letzte Wort noch lange nicht gesprochen ist und bei allem
Abschiedsschmerz auch Trost bleibt.

Wann? 09.03.2018 um 19 Uhr (Einlass ab 18 Uhr)

Wo? in der Limonadenfabrik, Steinweg 20 in Oldenburg

Karten zum Preis von Euro 10 sind ab sofort in der Buchhandlung
Isensee in der Haarenstr. 20 erhältlich

DemenzNetz Oldenburg

Alexanderstr. 189

26121 Oldenburg

Tel. 0441/ 25122

http://www.demenznetz-oldenburg.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.02.2018

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de
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AUSSEN/1664: Bundesregierung muss türkische Androhung weiterer Eskalation des Syrien-Krieges verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Februar 2018

Bundesregierung muss türkische Androhung weiterer Eskalation des Syrien-Krieges verurteilen



"Die Bundesregierung muss die neuen Drohungen der Türkei, den Syrien-Krieg weiter zu eskalieren, in aller Schärfe verurteilen. Die Angriffe auf die Kurden und der Einmarsch der türkischen Armee im Norden Syriens sind völkerrechtswidrig. Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Gabriel stärken mit ihrem Stillhalten in dieser Frage dem türkischen Aggressor den Rücken", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den türkischen Außenminister Mevlüt Cavusoglu, der Angriffe auf die syrische Armee ankündigte, sollte diese den kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG in der syrischen Provinz Afrin zu Hilfe kommen. Dagdelen weiter:

"Mit der Drohung Cavusoglus, die syrische Armee anzugreifen, sofern diese in Verteidigung der nationalen Souveränität den Kurden in Afrin zu Hilfe kommen sollte, wächst die Gefahr einer unmittelbaren Verwicklung der AWACS-Mission der NATO in den türkischen Aggressionskrieg. Die Bundesregierung muss die deutschen Soldaten vom NATO-Stützpunkt Konya abziehen und alle Rüstungsexporte in die Türkei stoppen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/1865: Nicht Geldmangel, sondern falsche Ausrichtung der Bundeswehr ist das Problem


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Februar 2018

Nicht Geldmangel, sondern falsche Ausrichtung der Bundeswehr ist das Problem



"Wenn ein jährlicher Verteidigungsetat von gut 40 Milliarden Euro (nach NATO-Kriterien) nicht ausreicht, um die Bundeswehr einsatzfähig zu halten, dann hat entweder das Verteidigungsministerium bei der Planung und Kalkulation völlig versagt oder - und das ist deutlich wahrscheinlicher - man braucht schlichtweg einen Vorwand, mit dem man die stetige Erhöhung des Militäretats und die allmähliche Anpassung an die NATO-Forderung von zwei Prozent des BIP vor der Bevölkerung rechtfertigen kann. Auf diese PR-Kampagne der Verteidigungsministerin fallen wir nicht herein", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss, zu den aktuellen Diskussionen über Ausrüstungsmängel bei der Bundeswehr.

Matthias Höhn, sicherheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE ergänzt: "Dass es Ausrüstungsmängel gibt, mag unbestritten sein. Sie sind jedoch nicht die Folge von zu wenig Geld, sondern von der grundlegend falschen Ausrichtung der Bundeswehr. Wer die Übernahme von globaler Verantwortung mit ständig neuen Militäreinsätzen verwechselt und sich sowohl in der NATO als auch in der EU als militärische Führungsmacht profilieren will, der braucht sich nicht wundern, wenn er sich am Ende verzettelt. Der Leidtragende ist mal wieder der Steuerzahler, der diese Misere nun mit noch mehr Milliarden ausbaden soll."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Februar 2018
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SOZIALES/2494: Katja Kipping zum Welttag der sozialen Gerechtigkeit


DIE LINKE - Presseerklärung vom 19. Februar 2018

Katja Kipping zum Welttag der sozialen Gerechtigkeit



Zum Welttag der sozialen Gerechtigkeit am 20. Februar erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

"Das reichste Prozent der Menschen besitzt mehr Vermögen als der gesamte Rest der Weltbevölkerung. Die soziale Ungleichheit wächst täglich. Weltweit gibt es 2043 Milliardäre während 3,7 Milliarden Menschen in Armut leben. In Deutschland ist Umverteilung eine Frage von Gerechtigkeit - weltweit ist sie eine Frage von Leben und Tod.

Das Streben um soziale Gerechtigkeit, um soziale Garantien für alle, erfordert den Mut sich mit Superreichen und Konzernen anzulegen. Es darf kein "Weiter so" geben. Kleine Kurskorrekturen innerhalb des neoliberalen Kapitalismus reichen nicht. Die künftige Große Koalition aus SPD, CDU und CSU muss die täglich wachsende soziale Ungleichheit in Deutschland stoppen und eine Kehrtwende einleiten: Dazu gehört eine Politik, bei der Konzernprofite zu einem reichen Gemeinwesen beitragen und Vermögende endlich angemessen besteuert werden.

Soziale Rechte, Demokratie und Weltoffenheit sind heute nur noch im Vorwärtsgang zu verteidigen. Wir streiten für eine Gesellschaft, in der alle garantiert vor Armut geschützt sind und das Öffentliche gestärkt wird. Es gibt viel zu gewinnen: Eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt. Eine Welt frei von Armut und ein gutes Leben für alle."

F.d.R. Sonja Giese

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Bundesgeschäftsstelle
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BUNDESTAG/6928: Heute im Bundestag Nr. 076 - 19.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 076

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. Februar 2018, Redaktionsschluss: 13.17 Uhr

1. Immobilienverkäufe der Deutschen Bahn

2. Kein Schleusenneubau in Kiel geplant

3. Steuern und unbezahlte Überstunden

4. Linke fragt nach Altersuntersuchung



1. Immobilienverkäufe der Deutschen Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Seit 1994 wurden insgesamt 50.088 Wohneinheiten des
Bundeseisenbahnvermögens (BEV) - teilweise durch die Deutsche Bahn AG
(DB AG) - mit einem Gesamtwert von 1,16 Milliarden Euro veräußert. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/701) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/413) hervor. Über die Käufer der
Wohnungen kann die Bundesregierung nach eigener Aussage keine Angaben
machen. "Eine Statistik über die Käufer von Liegenschaften des BEV und
deren Kategorisierung wird vom BEV nicht vorgehalten, da die
Aufgabenerledigung des BEV eine derartige Datenhaltung nicht
erfordert", heißt es dazu in der Antwort.

Der aktuelle Immobilienbestand des BEV umfasse 3.056 Wohneinheiten,
schreibt die Regierung. Das BEV entscheide anhand wirtschaftlicher
Überlegungen jährlich, welche Objekte zu welchem Zeitpunkt auf dem
Markt angeboten werden. Aufgrund der jeweiligen Marktsituation und
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit nach Paragraf 7 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) könnten
sich jedoch unterjährige Änderungen ergeben, heißt es in der Vorlage.
Für 2018 ist den Angaben zufolge der Verkauf von 254 Wohneinheiten
geplant, von denen 174 derzeit leer stehen.

 * 

2. Kein Schleusenneubau in Kiel geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Beim Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals ist nach
Regierungsangaben der Neubau einer weiteren Schleuse in Kiel-Holtenau
nicht geplant. Das geht aus der Antwort (19/718) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/603) hervor. Die beiden vorhandenen,
großen Schleusen in Kiel-Holtenau seien in einem besseren Zustand als
die Anlagen in Brunsbüttel, bei denen eine neue Schleusenkammer
benötigt worden sei, so dass in Kiel-Holtenau eine Sanierung der
beiden Schleusen ausreiche, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Steuern und unbezahlte Überstunden

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Einnahmeausfälle durch unbezahlte Überstunden für
Sozialversicherungen und Staatskasse geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/703). Die Bundesregierung soll Angaben zur
Höhe der Mindereinnahmen bei Steuern und Abgaben machen. In der
Vorbemerkung verweisen die Abgeordneten auf Berechnungen des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, der die Lohnsumme, die durch unbezahlte
Überstunden nicht gezahlt werde, auf 20 Milliarden Euro geschätzt
habe.

 * 

4. Linke fragt nach Altersuntersuchung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die
medizinischen Altersfeststellung bei Asylsuchenden und Flüchtlingen.
In einer Kleinen Anfrage (19/690) will sie unter anderem wissen,
welche Methoden der Altersfeststellung bei Minderjährigen in den
Bundesländern und von Bundesbehörden angewandt werden. Zudem möchte
sie über die durchschnittliche Differenz zwischen dem von den
Betroffenen angebenen Alter und dem medizinisch ermittelten Alter
informiert werden.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 076 - 19. Februar 2018 - 13.17 Uhr
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BUNDESTAG/6927: Heute im Bundestag Nr. 075 - 19.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 075

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Weniger private Krankenversicherungen

2. Datenschutz bei technischen Beweismitteln

3. Fast 2.900 Deutsche im Ausland inhaftiert

4. Havarie des Frachters Glory Amsterdam

5. Entwicklung strukturschwacher Regionen

6. Untersuchungskommission Volkswagen



1. Weniger private Krankenversicherungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Einzel- und Gruppenversicherungen in
der privaten Krankheitskostenvollversicherung ist seit 2010 leicht
gesunken. Wie sich aus einer Antwort der Bundesregierung (19/746) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/423) ergibt, ging die
Zahl dieser Versicherungen von rund 8,9 Millionen im Jahr 2010 auf
rund 8,6 Millionen im Jahr 2016 zurück. Größtes Unternehmen in diesem
Bereich ist die Debeka, die ihren Bestand an diesen Versicherungen von
rund 2,1 Millionen im Jahr 2010 auf rund 2,3 Millionen im Jahr 2016
erhöhen konnte. Mit nur 800 Verträgen (im Zeitraum unverändert) war
die "St. Martinus Kranken" der kleinste Anbieter.

Der durchschnittliche Beitrag je Versicherten in der
Krankheitskostenvollversicherung betrug nach Angaben der Regierung im
Jahr 2010 223 Euro. Bis 2016 stieg dieser durchschnittliche Beitrag
auf 242 Euro an. Die Beitragsspannen reichen hier von 94 Euro
(Berufsfeuerwehr Hannover) bis 382 Euro (Münchener Verein). Mehrere
Antworten auf weitere Fragen der Fraktion zur Situation einzelner
Unternehmen wurden von der Bundesregierung in der Geheimschutzstelle
zur Verfügung gestellt, da es sich um Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse der Unternehmen handele, die vor Kenntnisnahme
durch Wettbewerber zu schützen seien.

 * 

2. Datenschutz bei technischen Beweismitteln

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Laut Bundesregierung haben Bundespolizei Zoll und
Bundesamt für Verfassungsschutz keine bei Durchsuchungen oder
Beschlagnahmungen sichergestellten Datenträger oder technischen
Endgeräte zur Auswertung an Dritte weitergegeben. Das schreibt sie in
einer Antwort (19/716) auf eine Kleine Anfrage (19/538) der Fraktion
Die Linke. Das Bundeskriminalamt (BKA) habe Dritte mit der Auswertung
nicht selbst beauftragt. Dies sei durch die sachleitende
Staatsanwaltschaft erfolgt.

Die Bundesregierung betont, die beschlagnahmten technischen
Beweismittel würden grundsätzlich vom beauftragten Dritten beim
Bundeskriminalamt abgeholt und nach Auswertung wieder zum BKA
zurückgebracht. Um die Integrität der Daten sicherzustellen, werde bei
der Sicherung ein sogenannter HashWert dokumentiert. Zudem würden
Sicherungskopien auf verschlüsselten Datenträgern erstellt.

 * 

3. Fast 2.900 Deutsche im Ausland inhaftiert

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Auslandsvertretungen haben im Jahr 2017
insgesamt 2.867 Fälle von im Ausland inhaftierten deutschen
Staatsbürgern betreut. Zur Zahl der darunter befindlichen
möglicherweise aus politischen Gründen Inhaftierten weltweit könne die
Bundesregierung jedoch keine verlässliche Aussage treffen, da sie
nicht in allen Fällen Kenntnis vom konkreten Tatvorwurf erhalte,
schreibt sie in einer Antwort (19/543) auf eine Kleine Anfrage
(19/404) der AfD-Fraktion. Zudem seien belastbare Einschätzungen zu
möglichen politischen Gründen der Inhaftierung nur in Ausnahmefällen
möglich.

Die Inhaftierten würden unabhängig vom Inhaftierungsgrund konsularisch
betreut, betont die Bundesregierung. Diese Betreuung umfasse
grundsätzlich neben regelmäßigen Konsularbesuchen und der Vermittlung
von Rechtsschutz auch den Kontakt mit Angehörigen, dem Rechtsbeistand
und den Behörden des Gaststaates. Die Auslandsvertretungen
beobachteten auch, ob die ausländischen Behörden und Gerichte in
Strafverfahren gegen Deutsche rechtsstaatlichen Grundsätzen in
angemessener Weise Rechnung tragen und nähmen etwaige Missstände mit
den örtlichen Behörden auf.

Erst heute war bekannt geworden, dass der seit einem Jahr inhaftierte
deutsch-türkische Journalist Deniz Yücel aus der Haft in der Türkei
entlassen worden ist. Ihm drohen laut Anklageschrift 18 Jahre Haft.

 * 

4. Havarie des Frachters Glory Amsterdam

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Havarie des Frachters "Glory Amsterdam"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/640). Wie
die Abgeordneten schreiben, lag die "Glory Amsterdam" am 29. Oktober
2017 auf der Tiefwasserreede "Deutsche Bucht" westlich von Helgoland
auf Reede, als bei stürmischem Wetter die Anker nicht mehr hielten.
Das Schiff sei daraufhin "mit ausgebrachten Ankern vor dem Wind in
Richtung deutsche Küste vertrieben". Auf Grund eines Ruderschadens
nach Grundberührung sei der unbeladene Frachter dann manövrierunfähig
geworden und, beladen mit 1.800 Tonnen Schweröl im Treibstoffbunker,
in Richtung der deutschen Küste und des UNESCO-Weltnaturerbes
Wattenmeer weiter getrieben, heißt es in der Vorlage. Nach
zwölfstündiger Drift sei die "Glory Amsterdam" bei Hochwasser dicht
vor Langeoog gestrandet. "Glückliche Umstände" haben aus Sicht der
Liberalen eine Umweltkatastrophe verhindert. "Allerdings traten
zahlreiche Probleme während der Notschleppversuche und viele Fragen
zur nicht verhinderten Strandung sowie den Einsatzkonzepten des
Havariekommandos im Zusammenhang mit dem Sicherheitskonzept Deutsche
Küste auf", schreiben die Abgeordneten.

Von der Bundesregierung wollen sie nun unter anderem wissen, ob es im
Zusammenhang mit der Havarie der "Glory Amsterdam" eine konkrete
Gefährdung des Lebens der Besatzung sowie der Sicherheit und
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs oder für die Umwelt gab. Gefragt wird
auch, ob die Bundesregierung Handlungsbedarf sieht, das
Sicherheitskonzept Deutsche Küste zu überdenken und zu überarbeiten.

 * 

5. Entwicklung strukturschwacher Regionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich,
welche Folgerungen es aus Sicht der Bundesregierung aus dem
Raumordnungsbericht 2017 für die Regionalentwicklung strukturschwacher
und ländlicher Regionen gibt. In einer Kleinen Anfrage (19/697) wollen
die Abgeordneten unter anderem wissen, welche Regionen nach der
Bevölkerungsprognose des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) bis 2030 zu den schrumpfenden Regionen gehören
und in welchen Regionen die Anzahl der über 60-Jährigen bis 2030
besonders stark zunimmt. Welche Konsequenzen die Bundesregierung aus
regionalem Bevölkerungsrückgang, der Verschiebung der Altersstruktur
sowie der Entwicklung der regionalen Versorgungseinrichtungen für die
Wirtschaftskraft der betroffenen Regionen zieht, interessiert die
Abgeordneten ebenso.

 * 

6. Untersuchungskommission Volkswagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke hat Nachfragen zu den
laufenden Prüfungen der Untersuchungskommission "Volkswagen". In einer
Kleinen Anfrage (19/698) verweisen die Abgeordneten darauf, dass das
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) im Dezember 2017 auf seiner Homepage einen
Rückruf des Volkswagen Touareg V.6. 3.0 l Euro 6 bekanntgegeben habe.
Gemäß der Pressemitteilung des KBA sei bei diesem eine im Realverkehr
nicht aktivierte schadstoffmindernde Aufwärmstrategie, sowie eine
Strategie, die die Nutzung von Ad Blue unzulässig einschränke,
entdeckt worden. Die Linksfraktion will nun von der Bundesregierung
wissen, aufgrund welcher Erkenntnisse und welcher Annahmen die
Untersuchungskommission im Frühjahr 2017 von einer vertieften Prüfung
des VW Touareg abgesehen und dieses Fahrzeug als unbedenklich
eingestuft hat.

 * 

Quelle:
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INNEN/4654: Politik neu denken - auf Innovation kommt es an


FDP-Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Politik neu denken - auf Innovation kommt es an



Das Präsidium der Freien Demokratischen Partei hat auf seiner Sitzung
am 19.02.2018 den folgenden Beschluss gefasst:

In einer Welt der Veränderung ist Stillstand das größte Risiko. Das
Tempo der Veränderung unserer Gegenwart ist atemberaubend. Daher
müssen wir bereit sein, diese Veränderungen zu nutzen und zu
gestalten. Denn politische und ökonomische Machtverhältnisse zwischen
den Staaten verschieben sich. Die digitale Revolution ist in vollem
Gange. Sie erfasst immer mehr Lebensbereiche und verändert alles. Der
demografische Wandel wird spürbar. Die Vorboten haben den
Arbeitsmarkt und die sozialen Sicherungssysteme bereits erreicht. Die
Reformdividende der Vor-Merkel-Regierung ist aufgebraucht. Unser Land
braucht jetzt eine dynamische Zukunftspolitik, die diese
Veränderungen nutzt und gestaltet.

Die gegenwärtige Stärke unseres Landes wird von Teilen der Politik
missbraucht. Einige behaupten, man müsse nichts verändern. Sie wollen
das Land dazu verführen, es sich in einer Komfortzone bequem zu
machen. Sie übersehen, dass es vor allem die günstigen
Rahmenbedingungen wie Niedrigzins und Außenwert des Euro sind, die
das wirtschaftliche Wachstum stabilisieren. Die Mehrheit der Ökonomen
geht jedoch davon aus, dass Deutschland sich am Ende seines eigenen
Wachstumszyklus? befindet.

Andere missbrauchen die Sehnsucht vieler Menschen nach einer
Veränderungspause. Sie versprechen ihnen, dass sie ihnen eine Auszeit
oder gar eine Rückkehr in eine angeblich gute alte Zeit verschaffen
können. Das ist gedankliches Gift in einer Zeit, in der Innovation
und Tempo über den Wohlstand der Zukunft entscheiden.

Deutschland kann angesichts des Wandels nicht länger auf eine Politik
des Stillstands und des "Weiter so" setzen. Vielmehr muss die
Kreativität, Leistungsbereitschaft und das Potential eines jeden
entfesselt werden, damit der Wohlstand in Deutschland zuhause bleibt
und die Chancen des Wandels nicht an den Bürgern vorbeiziehen.

Wir arbeiten deshalb für eine Zukunftsagenda.

1. Grundlagen für weltbeste Bildung

Bildung ist die Basis für Innovation und Fortschritt unserer
Gesellschaft. Sie ist Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben und
Chancengleichheit. Damit jeder sein volles Potenzial aufbauen und
ausschöpfen kann, wollen wir jedem Einzelnen ein Leben lang die
weltbeste Bildung ermöglichen. Mit der Umsetzung bundesweit
einheitlicher und ambitionierter Bildungsstandards schaffen wir
Chancengleichheit für sozialen Aufstieg, nehmen Schulwechseln den
Schrecken und haben beste Chancen im Bildungswettbewerb mit Asien
oder Amerika. Durch die komplette Aufhebung des Kooperationsverbotes
können Bund, Länder und Kommunen nicht nur bei Investitionen, sondern
endlich auch bei inhaltlichen und personellen Fragen
zusammenarbeiten. Wir wollen die Schulen digitalisieren und deutlich
mehr in Technik, Lehrerausbildung und neue Methoden investieren, die
zu den unterschiedlichsten Lebensentwürfen passen. Um Transparenz mit
Blick auf die gestiegene Vielfalt von Bildungsangeboten zu schaffen,
brauchen wir neue Instrumente der Qualitätssicherung wie etwa
Zertifizierung und Akkreditierung sowie Bildungsplattformen. Darüber
hinaus setzen wir uns für eine Exzellenzinitiative für die berufliche
Bildung ein und setzen auf das Versprechen, dass alle Bürger durch
lebenslange Weiterbildung beim digitalen Wandel mithalten können.

2. Innovation und Forschung voranbringen

Wir wollen mehr Fortschritt für Gesellschaft und Wirtschaft schaffen.
Mit Innovation und Forschung werden wir die Grundlagen für neue
Technologien legen. Nicht zuletzt in den Bereichen der Bio-, Nano-
sowie der Medizin- und Gesundheitstechnologie sehen wir große
Chancen. Als Spitzenstandort für Innovationen brauchen wir die besten
Rahmenbedingungen für Wissenschaft und Forschung sowie
interdisziplinäre Kooperationen. Wir setzen uns außerdem für ein
Innovationsgebot zusätzlich zum Vorsorgeprinzip bei politischen
Entscheidungen ein. Damit sollen bei jedem Gesetzgebungsverfahren
neue Technologien künftig nicht nur im Hinblick auf mögliche Risiken,
sondern auch auf die Chancen geprüft werden.

3. Deutschland digital machen

Die Digitalisierung verändert unser Privatleben, unsere Arbeitswelt
und unsere Wirtschaft grundlegend. Wir müssen garantieren, dass die
Menschen in Deutschland die Chancen des digitalen Fortschritts
ergreifen können. Grundlage dafür ist ein ambitionierterer Ausbau
eines flächendeckenden Glasfasernetzes als Investition in die Zukunft
des Landes. Das darf nicht an der Finanzierung scheitern, deshalb
sollten hierfür auch Erlöse an dem Verkauf staatlicher Anteile von
Telekom und Post genutzt werden. Wir schaffen ebenfalls ein neues
Datenrecht. Wettbewerbs- und Urheberrecht müssen die Realitäten der
digitalen Ökonomie widerspiegeln, z.B. mit effektivem Schutz vor
Datenmonopolen. Neue Geschäftsmodelle wie digitale Mobilitätsdienste
oder digitale Techniken wie autonomes Fahren fördern wir durch gute
rechtliche Rahmenbedingungen. Zugleich wollen wir die
Verfügungsgewalt über personenbezogene Daten der Bürger gewährleisten
und für eine bestmögliche Datensicherheit sorgen. Wir schaffen
außerdem flexiblere Arbeitszeitmodelle für eine moderne Arbeitswelt.
Für all diese Themen wollen wir ein Digitalministerium als Think Tank
und koordinierender Antreiber schaffen.

4. Einwanderung klar regeln

Deutschland ist ein Zuwanderungsland - und wir sind zur Sicherung
unseres Wohlstands auf Zuwanderung angewiesen. Wir brauchen daher ein
Einwanderungsgesetzbuch, das nicht nur die bestehenden Regelungen
zusammenfasst, sondern fortentwickelt. Wir wollen den deutschen
Arbeitsmarkt durch ein Punktesystem nach kanadischem Vorbild für
Migranten öffnen, auch wenn sie noch keinen konkreten Arbeitsvertrag
vorweisen können. Gleichzeitig steht Deutschland zu seiner
humanitären Verpflichtung, Verfolgten und Flüchtlingen zu helfen.
Daneben wollen wir einen neuen Status für Kriegsflüchtlinge schaffen,
der diesen unbürokratisch einen umfassenden Schutz bietet, aber
endet, sobald eine Rückkehr in ihren Heimatstaat möglich ist. Wer
sich in Deutschland gut integriert, dem wollen wir - auch wenn er aus
humanitären Gründen zu uns gekommen ist - mit einem "Spurwechsel"
auch eine dauerhafte Perspektive für ein Leben in Deutschland geben.

5. Ein Europa der Chancen

Wir wollen Europa wieder zu einem Kontinent der Chancen machen, wo
demokratische, marktwirtschaftliche und rechtsstaatliche Prinzipien
gelten. Wir brauchen mehr Europa und europäische Lösungen, wo es
sinnvoll ist. Dazu wollen wir insbesondere eine echte Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik mit dem Ziel einer Europäischen Armee
unter gemeinsamem Oberbefehl und parlamentarischer Kontrolle. Wir
setzen uns in diesem Zusammenhang für eine Stärkung der Hohen
Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik ein. Darüber hinaus
wollen wir eine gemeinsame Flüchtlings- und Einwanderungspolitik,
EU-Freihandelsabkommen und einen Digitalen Binnenmarkt. Europa
braucht zudem weniger Bürokratie und mehr Bürgersouveränität. Ein
stabiler Euro ist Voraussetzung für Wachstum und Wohlstand in Europa.
Stabilität gründet auf soliden Haushalten, wettbewerbsfähigen
Volkswirtschaften und krisenfesten Finanzsektoren. Wir sagen:
Solidarität gegen Solidität. Finanzhilfen dürfen nur gegen
marktwirtschaftliche Reformen gewährt werden. Deshalb muss das
Grundprinzip der Eigenverantwortung von Mitgliedstaaten fest
verankert bleiben. In diesem Zusammenhang wollen wir auch eine
Staateninsolvenzordnung für die Eurozone schaffen.

6. Wirksamer Klimaschutz durch Wettbewerb

Klimaschutz ist eine zentrale Aufgabe der Politik, um die
Lebenschancen zukünftiger Generationen zu sichern. Wir müssen daher
weg von nationalen Alleingängen und endlich global denken und
handeln. CO2-Emmissionen müssen dort eingespart werden, wo die
größten Fortschritte zum besten Preis zu erreichen sind. Deshalb
werden wir in der Entwicklungszusammenarbeit Klimaschutzprojekte
stärker in den Fokus nehmen. Für Europa brauchen wir einen CO2-Preis
in allen Sektoren der Wirtschaft. Mit dem Ausbau des
Emissionshandelssystems für alle Sektoren schaffen wir
marktwirtschaftliche Anreize, um die Klimaziele von Paris zu
erfüllen. Wir setzen beim Klimaschutz auf smarte Technologien und
Ideenwettbewerb, statt auf Askese und Verzicht. Denn Ökonomie und
Ökologie sind kein Gegensatz. Sie müssen zusammengedacht werden.

7. Unternehmen im Wettbewerb stärken

Wir müssen Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit mit einer
Unternehmenssteuerreform angesichts der US-Steuerreform und
bevorstehendem Brexit wieder auf die Höhe der Zeit bringen. Durch ein
Venture-Capital-Gesetz wollen wir für die Unternehmen etwa einen
Abbau der Substanzbesteuerung erreichen oder durch die Verbesserung
der Verlustnutzung die Anreize für eine höhere
Investitionsbereitschaft gerade auch in junge Unternehmen erhöhen.
Beim Bürokratieabbau wollen wir mit dem "one in, two out"-Prinzip
Aufwand und Kosten bei den Unternehmen senken, indem bei jeder neuen
Regelung mit Folgekosten, zugleich Folgekosten im doppelten Umfang an
anderer Stelle zurückgeführt werden.

8. Faire Steuern und Abgaben für Bürger

Der Staat profitiert von Rekordsteuereinnahmen, wirtschaftlichem
Aufschwung und niedrigen Zinsen. Bei Bürgern kommt davon nichts an.
Auch die Unternehmen warten bisher vergeblich auf Entlastungen. Den
Solidaritätszuschlag wollen wir - wie es den Bürgern bei seiner
Einführung versprochen wurde - komplett abschaffen. Zudem wollen wir
zur Vermeidung heimlicher Steuererhöhungen einen "Tarif auf Rädern"
einführen, bei dem der Steuertarif einschließlich der Freibeträge,
Freigrenzen und Pauschbeträge automatisch an die Inflation angepasst
wird. Bei der Grunderwerbsteuer wollen wir einen Freibetrag von bis
zu 500.000 Euro einführen, um gerade Familien den Erwerb von
Wohneigentum zu erleichtern. Die Überschüsse in den Sozialkassen
müssen in Form von Beitragssenkungen an die Beitragszahler
zurückgegeben werden. Der Beitragssatz der Arbeitslosenversicherung
muss zur Entlastung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern um 0,5 Prozent
auf 2,5 Prozent gesenkt werden. Es ist auch eine Frage der
Solidarität, Beiträge abzusenken, wenn die konjunkturelle Lage dies
ermöglicht.

9. Bürgerrechte stärken

Mit der Stärkung der Bürgerrechte können wir eine vernünftige Balance
zwischen Freiheit und Sicherheit der Menschen auch im digitalen
Zeitalter wahren. Durch ein Bürgerrechtestärkungsgesetz werden wir
die informationelle Privatsphäre der Bürger im digitalen Zeitalter
stärken. Wir wollen daher die Vorratsdatenspeicherung aus dem
Telekommunikationsgesetz streichen. Der EuGH hat - ebenso wie
deutsche Gerichte - klargestellt, dass diese Regelung gegen
europäische Grundrechte verstößt. Ebenso wollen wir das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz aufheben, da zulässige Meinungen
vorsorglich gelöscht werden könnten.

10. Modernes Rentensystem mit flexiblem Renteneintritt

Mit einem modernen Rentensystem wollen wir für die vielfältigeren
Lebensläufe in der digitalisierten Arbeitswelt den einfachen Wechsel
zwischen Anstellung, Selbstständigkeit und Gründung ermöglichen. Die
Rente der Zukunft ist deshalb ein modularisierter Baukasten, in dem
unterschiedliche Elemente kombiniert werden können und private
Vorsorge stärker gefördert wird - egal ob angestellt oder
selbstständig. Durch die Einführung eines flexiblen
Renteneintrittsalters sollte zudem künftig jeder oder jede selbst
entscheiden können, wann er oder sie in Rente geht - mit entsprechend
höherer oder niedrigerer Versorgung. Wir wollen so bei der Rente die
Generationengerechtigkeit in den Mittelpunkt stellen. Angesichts des
demografischen Wandels gehört dazu auch, bei neuen Leistungen klar
über die Höhe und die Finanzierung zu sprechen.

 * 
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HAMBURG/4285: Sozialbehörde will "Tagwerk" weiterhin einstampfen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Februar 2018

Sozialbehörde will "Tagwerk" weiterhin einstampfen



Zwar hat die Sozialbehörde in letzter Minute dem öffentlichen Druck nachgegeben und lässt unter anderem die für den Stadtteil Steilshoop so wesentlichen "Tagwerk"-Projekte des Trägers Alraune (Café, Fahrradwerkstatt, Verkehrsübungsplatz) vorerst bis Ende 2018 weitgehend weiterlaufen. Das bedeutet jedoch nur kurzfristig Entwarnung: "Die Senatorin hat am Freitag im Sozialausschuss ganz klar gesagt, dass 'Tagwerk' nur eine Überbrückung für die 2015/16 deutlich reduzierten Arbeitsgelegenheiten sein sollte", stellt Carola Ensslen klar, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Damit ignoriert sie das rot-grüne Arbeitsmarktprogramm 2015-2020. Dort ist nicht die Rede von einer Überbrückung, sondern das landeseigene und stadtteilbezogene Programm 'Tagwerk' ist mit 300 Plätzen festgeschrieben. Übrig bleiben davon jetzt schon nur noch 108 Plätze."

Ersatz sollen kofinanzierte Bundesprogramme wie "Soziale Teilhabe" und "Staffel" sein. Sie haben jedoch andere Adressaten und andere Voraussetzungen. "Auch der damit verbundene Trägerwechsel schadet der kontinuierlichen Arbeit und der Verankerung vor Ort. Die Regierungsfraktionen sind der Sozialsenatorin mit einem wachsweichen Beschluss ohne konkrete Festlegungen zur Seite gesprungen", kritisiert Ensslen. "Dieser Beschluss trifft keine Aussage über die Finanzierung und ignoriert, dass am Jahresende ein neuer Haushalt beschlossen wird."

Die Fraktion DIE LINKE veranstaltet am morgigen Dienstag um 18:30 Uhr eine öffentliche Anhörung zur Lebensrealität von Kindern und Jugendlichen in Steilshoop und anderswo in Hamburg. An der Veranstaltung in der Martin-Luther-King-Kirche, Gründgensstr. 28, nehmen unter anderem der Pastor der Kirchengemeinde, Andreas Holzbauer, sowie die Geschäftsführerin von Alraune, Petra Lafferentz teil, Musik macht die "Crew 309" aus Steilshoop.

 * 
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HAMBURG/4284: Lehrkräftemangel - Senat ist hilflos, ignorant und inkompetent (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 18. Februar 2018

Lehrkräftemangel: Senat ist hilflos, ignorant und inkompetent



Die Pläne des Schulsenators zur Behebung des Lehrkräftemangels durch eine Anhebung der Pensionierungsgrenze belegen für DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft die Hilflosigkeit und Realitätsferne des Senats. "Weder gibt es einen nennenswerten Wunsch bei den Lehrer_innen, über die Pensionierung hinaus zu arbeiten, noch würde das sinnvolle Entlastungen bringen", erklärt die Schulexpertin der Fraktion, Sabine Boeddinghaus. Denn laut aktuellen Zahlen auf ihre Anfrage (21/11805) arbeiten über alle Schulformen hinweg gerade einmal 32 Prozent der Lehrkräfte überhaupt bis zum Renteneintritt, der Rest geht bereits vorzeitig in Ruhestand. Und lediglich drei Lehrkräfte stellten zuletzt Anträge auf eine Beschäftigung über die Pensionsgrenze hinaus.

"Von einer brauchbaren Strategie kann bei Rabes Plänen daher keine Rede sein. Die Zahlen sprechen im Gegenteil deutlich für die hohen Belastungen der schulischen Arbeit", kritisiert Boeddinghaus. "Dass der Senator keinen weiteren Handlungsdruck beim Stellenbedarf an Grundschulen erkennen will, wieder mal den Schulen die Verantwortung zuschiebt und zu wichtigen Details beim Personal angeblich keine Daten hat,  finde ich grob fahrlässig. Denn allein schon der hohe Anteil dauerhaft eingesetzter Vertretungskräfte überwiegend ohne abgeschlossene pädagogische Ausbildung zeigt klar Arbeitsbelastung und den Mangel."

Laut Senatsantwort auf die Anfrage 21/11895 der Fraktion sind an den Grundschulen zu 64 Prozent Vertretungslehrerkräfte ohne Lehramtsausbildung tätig. Die meisten dieser Vertretungen waren 2017 nicht kurzfristig, sondern langfristig, bei insgesamt 80 Prozent über 20 bis 30 Wochen pro Schuljahr oder mehr. "Der Schulsenator täte gut daran, endlich das ewige Selbstlob über mehr Lehrer_innen seit 2011 bleiben zu lassen", so Boeddinghaus. "Die Aufgaben, die allein Inklusion, Ganztag und Flüchtlingsbeschulung gerade an den Grundschulen stellen, werden schon heute nicht bedarfsgerecht gelöst. Hier muss endlich vorausschauend und ehrlich gehandelt werden - Notlösungen wie bei der Pensionierungsgrenze helfen niemandem weiter."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4717: Tourismus-Kommission befasst sich mit Situation im Hotel- und Gastgewerbe (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.02.2018

Tourismus-Kommission befasst sich mit Situation im Hotel- und
Gastgewerbe 

Klinkel: "BUGA 2031 ist Chance für Tourismus im Mittelrheintal"



In ihrer heutigen Sitzung hat sich die Enquete-Kommission Tourismus
mit den Herausforderungen des Gastgewerbes befasst. Bereits im Vorfeld
der Anhörung hatten die Kommissionsmitglieder zwei Gastbetriebe im
Mittelrheintal besucht. Dazu erklärt die Obfrau der
SPD-Landtagsfraktion in der Tourismus-Kommission, Nina Klinkel:

"Beim Vor-Ort-Besuch der Enquete-Kommission Tourismus haben die
Betreiber des Hotels Weinhaus Weiler in Oberwesel und des Bellevue
Rheinhotels in Boppard eindrücklich die vielfältigen Herausforderungen
des Gastgewerbes geschildert. Für die Arbeit der Tourismus-Kommission
sind diese Erfahrungsberichte aus erster Hand sehr wertvoll. Am
Praxistag im Mittelrheintal wie auch in der heutigen Anhörung wurde
deutlich, dass insbesondere in den ländlichen Regionen des Landes die
Themen Fachkräftesicherung und Entsaisonalisierung die Gastwirte
umtreiben. Von großer Bedeutung für das Gastgewerbe im ländlichen
Rheinland-Pfalz ist zudem der Ausbau der Infrastruktur und der
Breitbandversorgung. Die Bewerbung des Mittelrheintals um die
Ausrichtung der Bundesgartenschau 2031 ist daher eine enorme Chance
für den Tourismus in der gesamten Region. Es ist zu erwarten, dass die
Blumenschau beträchtliche Investitionen in den nachhaltigen Ausbau der
Infrastruktur in die Region spülen wird. Wie die Landesgartenschauen
gezeigt haben, können Tourismus und Gastbetriebe über Jahrzehnte von
einem solchen Investitionsschub profitieren", so Klinkel.

Klinkel weiter: "Deutlich wurde in der heutigen Anhörung auch, dass
das Gastgewerbe nach wie vor mit einem Imageproblem zu kämpfen hat.
Die neue Fachkräftestrategie 2018-2021 der Landesregierung kommt daher
zum richtigen Zeitpunkt. Darüber hinaus sind auskömmliche Löhne und
geregelte Arbeitszeiten unerlässlich, um dem Fachkräftemangel wirksam
zu begegnen und eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erreichen. Eine vollständige Flexibilisierung und Individualisierung
der Beschäftigungsverhältnisse im Gastgewerbe kann in diesem
Zusammenhang nicht das Ziel sein. Vielmehr gilt es, die Instrumente
Mindestlohn, Arbeitszeitregelung und Tarifbindung zu stärken. Nur so
kann die Attraktivität des Hotel- und Gastgewerbes bei Auszubildenden
und Beschäftigten langfristig erhalten und gestärkt werden. Als
SPD-Fraktion stehen wir dabei an der Seite der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer."

 * 
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AUSSEN/1572: Die Freilassung von Deniz Yücel war längst überfällig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Februar 2018

Arbeitsgruppen: Kultur und Medien, Außenpolitik

Deniz Yücel ohne Auflagen aus Untersuchungshaft entlassen



Michelle Müntefering, kultur- und medienpolitische Sprecherin;

Niels Annen, außenpolitischer Sprecher:

Die Freilassung von Deniz Yücel war nach mehr als einem Jahr ohne Anklageschrift längst überfällig. Umso mehr freut sich die SPD-Bundestagsfraktion für Deniz Yücel und seine Familie.

"Deniz Yücel hat als Journalist in der Türkei gearbeitet. Ohne die journalistische Recherche und die differenzierte Berichterstattung über politische Entwicklungen kann die Presse- und Meinungsfreiheit, einer der zentralen Pfeiler eines demokratischen und freien Staates, nicht gewährleistet werden. Die Vorwürfe in der jetzt vorgelegten Anklageschrift gegen Yücel und die Forderung nach 18 Jahren Haft sind völlig haltlos. Die SPD-Bundestagsfraktion hofft, dass nun ein schnelles und rechtsstaatliches Verfahren dafür sorgt, dass Herr Yücel freigesprochen wird.

Nicht vergessen werden dürfen die Journalisten, Menschenrechtsverteidiger und Vertreter der Zivilgesellschaft und Opposition, die weiterhin aus politischen Gründen in der Türkei inhaftiert sind. Hierunter befinden sich immer noch fünf Deutsche. Auch sie müssen schnellst möglich freigelassen werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FORSCHUNG/1122: Rinderhaltung - Europäische Agrarwissenschaftler betreten Neuland in der Forschungskooperation (idw)


Leibniz-Institut für Nutzierbiologie (FBN) - 16.02.2018

Rinderhaltung: Europäische Agrarwissenschaftler betreten Neuland in der
Forschungskooperation

• Europäische Union fördert wegweisendes Projekt mit 5 Mio. Euro

• SmartCow-Konsortium soll internationalen Austausch befördern

• Leibniz-Institut in Dummerstorf übernimmt Federführung in
Deutschland



In der Energiewirtschaft und der Maritimen Biotechnologie ist es längst
üblich, für die europäische Agrarwirtschaft ist es Neuland. Die
Europäische Union hat das Gemeinschaftsprojekt SmartCow bewilligt, an dem
Institute der Spitzenforschung aus sieben europäischen Ländern beteiligt
sind, darunter das Leibniz-Institut für Nutztierbiologie Dummerstorf. Neu
ist, dass diese Forschungsstätten ihre experimentelle Infrastruktur und
ihr Know-how zur Verfügung stellen. Naturwissenschaftler aus allen
europäischen Ländern sowie Wirtschaftspartner können diese für ihre
eigenen Forschungsaktivitäten nutzen. Das Projekt mit einer Laufzeit von
vier Jahren startet am 19. Februar 2018 im französischen Clermont-Ferrand.
Frankreich koordiniert das mit 5 Millionen Euro geförderte Projekt
federführend. Forschungsschwerpunkt ist der europäische Rindersektor.

"Topstandorte der Agrarforschung öffnen sich mit ihrer exzellenten
Ausstattung für die internationale Wissenschaft. Die Auslastung der
hochspezialisierten Infrastruktur wird verbessert und der Wissenstransfer
optimiert. Das ist der Ansatz des neuen Modells der Forschungsförderung
und für unser Institut ist es ein großer Erfolg, als ein starker
europäischer Partner in diesem neuen Kompetenznetzwerk zu agieren",
betonte der Vorstand des Leibniz-Institut für Nutztierbiologie Dummerstorf
(FBN), Prof. Klaus Wimmers.

Durch die Abdeckung aller physiologisch relevanten Themen zur Vielfalt von
Rinderrassen und Produktionssystemen bietet SmartCow akademischen und
privaten Forschungseinrichtungen künftig einen Zugang zu elf großen
Forschungseinrichtungen in sieben Ländern mit hochwertigen
Dienstleistungen und Anlagen. Diese werden benötigt, um innovative
Lösungen für die effiziente und ethische Nutzung von Tier- und
Futterressourcen zu entwickeln, die den Tierschutz und gesunde Tiere sowie
eine nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit fördern.

Im Rahmen von SmartCow spielen hauptsächlich wissenschaftliche und
technische Fragestellungen in der Tierernährung zur Nährstoffverwertung
und Emissionsmessung, in der Genetik zur Verbesserung der
Ressourceneffizienz sowie in der Ethologie zur automatischen Aufzeichnung
von Verhaltensmerkmalen eine Rolle.

Attraktiv für Wissenschaftler und Forschungsinstitute

Mit dem EU-SmartCow-Projekt wird auf die immer weiter spezialisierte
Nutztierforschung reagiert. "Es ist gar nicht mehr möglich, die
Ausstattung für eine komplette Spitzenforschung an einem Standort
vorzuhalten", erklärte der Teilprojektleiter Privatdozent Dr. Björn Kuhla
vom Institut für Ernährungsphysiologie am FBN. "Zudem wachsen die
Herausforderungen für eine nachhaltige Rinderproduktion, so dass die
intensivere Vernetzung europäischer Forschungsinfrastrukturen einen
folgerichtigen Schritt darstellt und unnötige Mehrfachförderung vermieden
wird."

Neben dem Institut für Ernährungsphysiologie sind auch Prof. Birger Puppe
und Dr. Jan Langbein vom Institut für Verhaltensphysiologie an SmartCow
beteiligt. Insgesamt erhält das Dummerstorfer Leibniz-Institut 400.000
Euro für die kommenden vier Jahre.

"Das Forschungsförderungsmodell ist sowohl für Wissenschaftler als auch
für Forschungseinrichtungen von hohem Interesse", unterstrich Kuhla.
"Wissenschaftler können sich freier und entsprechend ihrer Ausrichtung in
einem bestmöglichen Umfeld ihrer Wahl bewegen und die beteiligten
Institute werden stärker ausgelastet und international bekannter."

Das FBN bietet mit seiner modernen Experimentalanlage Rind, den
Respirationskammern sowie neuesten Analysemethoden zur Messung von
Methanemissionen und mehr als 25 Jahren Erfahrung in der
Verhaltensforschung ideale Forschungsbedingungen. Erwartet werden in
Dummerstorf somit insbesondere externe Forscher auf dem Gebiet der
Rinderernährung, Stoffwechsel- und Verhaltensphysiologie. Während in
Deutschland vor allem die Laufstallhaltung von Holsteinkühen und die
Silage-basierte Fütterung im Fokus stehen, ist es in Frankreich vorwiegend
die dort verbreitete Limousin-Rasse und in Irland die Weidetierhaltung.

Über ein Koordinierungsbüro können sich Wissenschaftler aus allen
EU-Ländern um Forschungsaufenthalte zu konkreten Fragen der Rinderproduktion
in den SmartCow-Einrichtungen bewerben. In diesem Gremium vertritt Prof.
Cornelia Metges vom Institut für Ernährungsphysiologie das FBN. Die Kosten
für Forschungsaufenthalte am FBN werden vom SmartCow-Projekt getragen.
180.000 Euro stehen dafür bis 2022 bereit.

Ein britischer Industriepartner ist für den Aufbau einer cloudbasierte
Datenplattform verantwortlich, in der alle Netzwerkaktivitäten, vor allem
bei der Tierhaltung und -messung, der Versuchsplanung, der Datenerfassung
und -analyse standardisiert erfasst werden. Die Ergebnisse sollen nicht
nur den europäischen Wissenschaftlern zur Verfügung gestellt werden,
sondern auch Agrarverbänden und der Wirtschaft, Naturschutzorganisationen
und politischen Entscheidungsträgern.

Weitere Informationen zum SmartCow-Projekt

https://cordis.europa.eu/project/rcn/212581_en.html


Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. 
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen, u.a. 
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen 
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und 
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen 
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft 
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 18.700 Personen, darunter 
9.500 Wissenschaftler. Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,8
Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution180

 * 

Quelle:
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MARKT/2247: Milch - Von Süd nach Nord (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Milch: Von Süd nach Nord

Praktiker treffen sich in Hofgeismar zum Austausch über aktuelle
Entwicklungen und mögliche Alternativen

von Marcus Nürnberger



Aus dem ganzen Bundesgebiet waren AbL-Milchbauern nach Hofgeismar
gekommen, um sich mit ihren Kollegen auszutauschen. Für die
Milchbauern müsste es noch immer oberste Priorität haben, ihre
Position in der Lieferkette zu stärken. Entgegen kommen ihnen hierbei
die Ergebnisse, die das Bundeskartellamt in seinem Sachstandsbericht
Milch zusammengefasst hat. Immer wieder machen die Kartellwächter
deutlich, dass ein Sektor mit derart ungleichen Machtverhältnissen wie
der Milchmarkt äußerst ungewöhnlich ist. Zwar hat, so berichtet Ottmar
Ilchmann, Milchbauer aus Ostfriesland, die Aufforderung zur
Neuregelung der Verträge mit kürzeren Kündigungsfristen und mehr
Transparenz bei der Preisgestaltung zu Änderungen geführt. Diese seien
aber - wie die Ankündigungen bei Deutschlands größter
Molkereigenossenschaft, dem Deutschen Milchkontor (DMK), zeigen - noch
unbefriedigend, weil nach einem Molkereiwechsel die Geschäftsanteile
und damit das Kapital lange in der Genossenschaft gebunden blieben. Im
politischen Spiel wechselnder Zuständigkeiten zwischen EU,
Bundesrepublik und Ländern befindet sich die Forderung nach
verbindlichen Verträgen, die Liefermenge, Preis, Qualitäten usw. im
Vorfeld regeln. Die Regelungen, die auch den Milcherzeugern klare
Mengenvorgaben und Preise vorschreiben würden, könnten dazu beitragen,
eine sichere Planungsgrundlage für die Vertragspartner zu schaffen.
Auf die schwankende Nachfrage bei den Molkereien könnten diese durch
"häufige Nachverhandlungen" beispielsweise halbjährlich die
Liefermengen bei plus/minus gleichbleibendem Preis anpassen. Den
Milchbauern würde dieses System mehr Marktverantwortung übertragen und
bessere Planungssicherheit bieten. "Welche Macht hat der Einzelne?",
fragt Ilchmann und fordert die Milchbauern auf, sich zu bündeln.

Heumilch im Süden

Genau das haben Bäuerinnen und Bauern in Süddeutschland getan, als sie
den Wirtschaftsverein Demeter Milchbauern Süd w. V. im Juli 2013
gründeten. Inzwischen liefern 25 Betriebe 4,8 Mio. Liter Milch,
berichtet Petra Müller, Gründungsmitglied und stellvertretende
Vorständin des Vereins. Und das sieht nicht nur sie so. Ein besonderes
Gefühl sei es, so Müller, seine Milch nicht mehr bloß abzuliefern,
sondern auch für deren Vermarktung verantwortlich zu sein. "Es ist
eine andere Situation, wenn man in der Genossenschaft produziert und
auch für den wirtschaftlichen Erfolg der anderen Lieferanten
verantwortlich ist." Dass vieles organisiert sein will, wird deutlich,
wenn Müller von der Planung der Touren berichtet. 500 km fährt der
Milchtankwagen bei einer Tour. Die Molkereien, die die Milch abnehmen,
liegen glücklicherweise zum größten Teil im Liefergebiet. Und was noch
ein großer Vorteil ist: Es gibt "viele" davon. Ganz anders als in
Norddeutschland, wo das DMK in vielen Regionen der einzige Abnehmer
ist. Auch ist die produzierte Heumilch eine Qualitätsstufe für sich.
Vermarkter werde die Heumilch und die hergestellten Produkte zum einen
als Rohmilch an handwerkliche Käsereien, zum anderen über den
Biogroßhandel und über REWE.

Eine Besonderheit ist sicherlich der enge Zusammenhalt in der Gruppe,
die sich einmal im Monat trifft, um aktuelle Entwicklungen zu
besprechen. Dabei werden die Finanzen offen gelegt und jeder Betrieb
kann alle Einnahmen und Ausgaben nachvollziehen. Auf feste Mitarbeiter
haben die Milchbauern verzichtet. Dafür zahlen sie sich einen
Stundenlohn von 40 Euro für die Erledigung der anfallenden
Büroarbeiten. "Wir hatten eine gute Zeit zum Start", gibt Petra Müller
freimütig zu. Heumilch sei als Nischenprodukt besonders gefragt
gewesen. Inzwischen bezeichnet sie die Marken, die Heumilch als
Rohstoff brauchen, als ihre Lebensversicherung.

Weidemilch im Norden

Völlig andere Strukturen findet man in Norddeutschland vor. Der
Konzentrationsprozess bei den Molkereien hat nur noch einige wenige,
zum Teil sehr große Konzerne übrig gelassen. Während der Milchkrise
sei der Biomilchmarkt nicht betroffen gewesen, so Ilchmann. Offenbar
sind Qualitätsmärkte weniger von Preisschwankungen betroffen. So
entstand die Idee zum Weidemilchprojekt. "Das bietet sich für uns an",
sagt Ilchmann, "wir haben viel Grünland und bei den Verbrauchern ist
Weidemilch auch beliebt." Zudem unterstütze der frühere grüne
Landwirtschaftsminister Niedersachsens das Projekt und es entstand ein
breites Bündnis aus Milchbauern, Molkereien, den
Futtermittellieferanten, dem Bauernverband, der AbL und Vertretern der
Natur- und Umweltschutzverbände. Die zentralen Kriterien sind 120
Weidetage mit mindestens sechs Stunden Weidezeit und gentechnikfreier
Fütterung. Ziel ist ein Mindestzuschlag für die Bauern von 5 Cent pro
kg Milch. Noch allerdings kommt bei den Bauern nur ein Cent Aufschlag
für die gentechnikfreie Fütterung an. Die für das Projekt gewonnene
Molkerei Ammerland nutzt die Mehreinnahmen der höherpreisigen
Weidemilch bisher, um die Werbekosten zu finanzieren. Es sei die
Aufgabe des Trägervereins, der beim Grünlandzentrum Niedersachsen
angesiedelt ist, die notwendige Transparenz und auch die Entlohnung
der Weidemilchbauern sicherzustellen, fasst Ilchmann seine Erwartungen
zusammen. Derzeit werden ca. 800 Mio. Liter Weidemilch erfasst, aber
nur ein Zehntel davon als solche verkauft. Hier rechnet Ilchmann mit
einem deutlich wachsenden Absatz und dann auch bald mehr Milchgeld.

Die Kuh beschaut

Die angespannte finanzielle Situation setzt nicht nur die Menschen auf
den Betrieben unter Druck, ist sich Kirsten Wosnitza, Milchbäuerin aus
Schleswig-Holstein, sicher. Auch die Leistungsanforderungen an die
Milchkühe ist in den letzten Jahren immer weiter gestiegen. Immer mehr
Milch pro Laktation, mit einem Herdendurchschnitt von über 10.000
Litern, habe zu immer größeren Kühen mit immer früherem Abgangsalter
geführt, so die Holsteinerin. "Ist es ein fehlerhaftes Management oder
eine inzwischen falsche Genetik, die den Tieren und Betrieben zu
schaffen macht?", fragt Wosnitza und führt durch die Anforderungen,
die eine 10.000-Liter-Kuh an ihren Betreuer stellt. Viel Spielraum für
Fehler, so wurde im Vortrag deutlich, lassen diese Tiere dem Betreuer
nicht. Und natürlich gibt es Betriebe, die vorzugsweise in den
einschlägigen Medien vorgestellt werden, denen es gelingt, den
schmalen Grad zwischen maximaler Leistung, ökonomischem Erfolg und
Tiergesundheit zu beschreiten. Ein Großteil der Tierhalter sei aber
schlichtweg überfordert. Auch weil die Milchkühe aufgrund ihrer
genetischen Festlegung als Organismus überfordert seien. Eigentlich
gibt es einen gesellschaftlich und ökonomisch begründeten Druck auf
Langlebigkeit, so Wosnitza. In ihrer eigenen Herde möchte die
Milchbäuerin "schöne Kühe" mit einem guten Fundament haben. Es sei
Zeit für einen Wandel. Weg von immer größeren, immer mehr leistenden
Tieren, die schon jetzt nicht mehr richtig in die Liegeboxen passen.
Bei einem "Weiter so!" prognostiziert die - auch im Bundesverband
deutscher Milchviehhalter aktive - Milchbäuerin ein System, bei dem
der Bauer seine Färsen einkauft, wenige Jahre nutzt und dann verkauft.
"Hochleistungskühe zu halten und alt werden zu lassen ist etwas für
Künstler - die meisten von uns sind aber gute Handwerker", schließt
Wosnitza.

 * 
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ASYL/1250: Über 10.000 zivile Opfer in Afghanistan und trotzdem wieder ein Abschiebungs-Charter nach Kabul (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Das vierte Jahr in Folge mehr als 10.000 zivile Opfer in Afghanistan

Trotzdem: Morgen wieder ein Abschiebungs-Charter nach Kabul



Knapp eine Woche nachdem die UN-Unterstützungsmission für Afghanistan UNAMA
in ihrem Sicherheitsbericht für 2017 die Dramatik der Situation
veröffentlicht hat, soll der zehnte Abschiebungs-Charterflug nach Kabul
starten. PRO ASYL bezeichnet die Fortsetzung der Abschiebungen als
unverantwortlich und fordert den Stopp von Abschiebungen nach Afghanistan.
Die jüngsten internationalen Berichte zeigen, Afghanistan zerfällt und 70 %
des Gebietes werden ständig durch Taliban bedroht. Über 10.000 zivile Opfer
in einem Jahr sowie Anschläge selbst in der hochgesicherten Hauptstadt
Kabul zeigen die Eskalation.

PRO ASYL wirft Bund und Ländern vor, die Augen zu schließen und sich hinter
Schutzbehauptungen zu verstecken. Ablehnungen in Asylverfahren und
Abschiebungsentscheidungen gründen auf einem veralteten Lagebericht des
Auswärtigen Amtes vom Oktober 2016. »Die Zerstörung der deutschen Botschaft
in Kabul im Mai 2017 nutzt das AA als Alibi, um in der innenpolitischen
Diskussion abzutauchen. Das AA muss unverzüglich die zentralen Fakten und
aktuellen Erkenntnisse internationaler Organisationen aufarbeiten und
Bundesamt, Ausländerbehörden und Gerichten zur Verfügung stellen.« fordert
Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. »Das Nichtstun gefährdet
Menschenleben und ermöglicht abschiebungswilligen Innenministern
Abschiebungen ins Kriegs- und Krisengebiet durchzuführen.«

Nach dem am 15.2.18 veröffentlichen Bericht der UNAMA wurden 3.438
Zivilisten getötet und 7.015 verletzt, das sind täglich 29 Opfer pro Tag
und im vierten Jahr in Folge über 10.000 zivile Opfer - 42 Prozent davon
sind laut UNAMA Frauen und Kinder. Die UN gehen davon aus, dass die
tatsächliche Opferzahl deutlich höher liegt: Offiziell registriert werden
nur Opfer, die von drei unabhängigen Quellen bestätigt werden. Aber wo die
Taliban herrschen oder aktiv sind, ist nicht zu erwarten, dass die
Bevölkerung Opfer an staatliche oder auch nicht staatliche Institutionen
meldet. Ergo: je mehr Gebietskontrolle durch die Taliban, umso größer die
Dunkelziffer bei den Opfern.

Der Bundesnachrichtendienst geht laut BND-Präsident Bruno Kahl davon aus,
dass bereits 40 Prozent des Landes nicht mehr von der Regierung, sondern
von den Taliban oder anderen Widerstandsgruppen kontrolliert werden. Eine
aktuelle Studie der BBC kommt zu dem Ergebnis, dass die afghanische
Regierung nur noch 30 Prozent der Distrikte unter voller Kontrolle hat und
die anderen 70 Prozent ständig durch Taliban-Kämpfer bedroht sind. Der
aktuelle Report des Spezialinspekteurs des US-Senats für Afghanistan
(SIGAR) weist dagegen zum ersten Mal im Quartalsbericht von Januar keine
Zahlen mehr darüber aus, wer welche Gebiete in Afghanistan kontrolliert.
Laut Medienberichten auf Wunsch des US-Militärs.

 * 
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WISSENSCHAFT/1402: Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft ist offiziell eröffnet (idw)


Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft - 19.02.2018

Arbeit wandelt sich - geht aber nicht aus

Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft ist offiziell eröffnet

Wanka: "Der Mensch kann den Wandel der Arbeitswelt gestalten"



Berlin, 19. Februar 2018 - Jetzt richten sich die Blicke auf die
Arbeitsplätze von morgen und übermorgen: Bundesforschungsministerin
Johanna Wanka hat das Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft
eröffnet. Das neue Wissenschaftsjahr bietet viele Gelegenheiten, um sich
über die Zukunft der Arbeit auszutauschen, mehr über mögliche
Entwicklungen zu erfahren und auch neue Perspektiven zu entdecken. Bildung
und Wissenschaft sind auch hier wieder Motoren für neue Entwicklungen und
gleichzeitig Anker in einer sich ständig ändernden Welt.

"Wir wollen eine Zukunft, in der der Mensch den Fortschritt beherrscht und
lenkt, nicht umgekehrt. Der Mensch kann den Wandel der Arbeitswelt
gestalten. Bildung und Forschung sind dafür der Schlüssel", sagt Wanka.
"Es kommt jetzt darauf an, die Menschen für die kommenden Arbeitswelten
fit zu machen, indem berufliche Kompetenzen angepasst und ausgebaut
werden. Wenn uns das gelingt, ist das Ziel der Vollbeschäftigung in
Deutschland machbar."

Das Wissenschaftsjahr 2018 fördert unter dem Motto "Erleben. Erlernen.
Gestalten." den Dialog zwischen Zivilgesellschaft, Wissenschaft,
Wirtschaft und Politik. Bürgerinnen und Bürger sind eingeladen, an
zahlreichen Veranstaltungen und Aktionen rund um die Arbeitswelten der
Zukunft teilzunehmen - zum Beispiel an einer Mitsing-Aktion, bei der unter
dem Motto "Klingt nach Teamwork" Kreativität und Kollegialität anstelle
musikalischer Fähigkeiten im Vordergrund stehen. Zudem werden die MS
Wissenschaft, eine schwimmende Ausstellung zum Wissenschaftsjahr, und der
InnoTruck mit Informationen zu den Arbeitswelten der Zukunft auf
Deutschlandtour gehen. Es gibt einen Hochschulwettbewerb, in dem junge
Forschende aller Fachrichtungen eigene Projekte zu den Arbeitswelten der
Zukunft entwickeln können. Das Wissenschaftsjahr 2018 wird allein in der
Auftaktwoche in fünf deutschen Städten präsent sein: in Berlin, Hannover,
Frankfurt am Main, Dortmund und Bonn.

Henning Kagermann ist Präsident von acatech - Deutsche Akademie der
Technikwissenschaften. Drei Handlungsfelder entscheiden aus seiner Sicht
über den Erfolg der Digitalisierung: Agilität, lebenslanges Lernen und
eine zukunftsorientierte betriebliche Mitbestimmung. "Wir sollten den
Menschen dabei mehr zutrauen und sie als mündige Arbeitskräfte in die
Gestaltung ihrer Arbeitswelt einbeziehen."

Klaus Bengler, Präsident der Gesellschaft für Arbeitswissenschaft (GfA)
und Leiter des Lehrstuhles für Ergonomie der Technischen Universität
München sagt mit Blick auf die Gestaltung und Bewertung der zukünftigen
Interaktion zwischen Menschen und Maschinen: "Innovative Technologien
sollen durch ergonomische Gestaltung den Menschen vor allem im Alltag
nutzen und Arbeitsprozesse erleichtern. Gerade das kooperative
Zusammenwirken gut gestalteter smarter Maschinen und kreativer Menschen
kann neue Lebens- und Arbeitsweisen ermöglichen, die ähnliche Horizonte
eröffnen wie die Entwicklung vom Telefon zum Smartphone oder der Kutsche
zum Automobil."

Die Vorsitzende des Lenkungsausschusses von Wissenschaft im Dialog (WiD),
Antje Boetius, sagt: "Wissenschaftsjahre mit einem Gesellschaftsthema wie
der Zukunft der Arbeit zeigen, wie Forschung unseren Alltag betrifft. An
Bord des Ausstellungsschiffs MS Wissenschaft werden Besucher in die
Zukunft der Arbeit reisen und mit Forschern diskutieren, wie unsere
Arbeitswelten aussehen können."

Qualifizierung und Kompetenzentwicklung sind der Schlüssel, um die
Potenziale der Digitalisierung zu heben und faire Zugangschancen für den
Arbeitsmarkt der Zukunft zu eröffnen. Das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) fördert im Programm "Zukunft der Arbeit" neue
Konzepte der Arbeitsgestaltung, um dem Wandel wirkungsvoll zu begegnen und
Chancen für Beschäftigte und Unternehmen nutzbar zu machen. Daraus
entstehen unter anderem digitale Assistenzsysteme, moderne Lernformate
sowie innovative Dokumentationstools für das betriebliche
Kompetenzmanagement von morgen. Zudem wurden erfolgreich
Präventionsallianzen mit Vertretern der Wirtschaft, Wissenschaft und
Sozialpartnern aufgebaut. Somit konnten innovative Maßnahmen zur
langfristigen Erhaltung und Stärkung der Kreativität sowie Vitalität der
Unternehmen und ihrer Mitarbeiter implementiert werden. Mit der Initiative
"Berufsbildung 4.0" sorgt das BMBF dafür, dass junge Menschen in ihrer
Ausbildung sowohl für die Arbeitsplätze von heute und wie auch die
Herausforderungen von morgen bestmöglich vorbereitet werden.

Weitere Informationen unter:

https://www.bmbf.de und

https://www.wissenschaftsjahr.de


Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft


Das Wissenschaftsjahr 2018 widmet sich dem Thema Arbeitswelten der
Zukunft. Durch die Digitalisierung, alternative Arbeitsmodelle und die
Entwicklung künstlicher Intelligenz stehen Forschung und Zivilgesellschaft
vor neuen Chancen und Herausforderungen: Wie werden die Menschen in
Zukunft arbeiten? Wie machen sie sich fit dafür? Und welche Rolle spielen
Wissenschaft und Forschung bei der Gestaltung eben dieser neuen
Arbeitswelten? Das Wissenschaftsjahr 2018 zeigt, welchen Einfluss soziale
und technische Innovationen auf die Arbeitswelten von morgen haben - und
wie diese nicht nur den Arbeitsalltag verändern, sondern auch neue
Maßstäbe im gesellschaftspolitischen Dialog setzen. "Erleben. Erlernen.
Gestalten." - unter diesem Motto werden Bürgerinnen und Bürger im
Wissenschaftsjahr 2018 dazu aufgerufen mitzumachen, Fragen zu stellen und
gemeinsam Lösungsansätze zu finden.

Die Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit Wissenschaft im Dialog (WiD).
Sie tragen als zentrales Instrument der Wissenschafts-kommunikation
Forschung in die Öffentlichkeit und unterstützen den Dialog zwischen
Forschung und Gesellschaft.


Weitere Informationen unter:

https://www.wissenschaftsjahr.de

https://www.facebook.com/wissenschaftsjahr

https://www.youtube.com/user/wissenschaftsjahr

https://twitter.com/w_jahr

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1930

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft, Nina Petersen, 19.02.2018
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RAUB/1131: Waldkollateralbeute ... (SB)




Es hat der Orang-Utan-Frau Sandra wenig genützt, daß ein argentinisches Gericht
ihr im Dezember 2014 den Status eines Rechtssubjektes zuerkannte. Bis heute muß
sie, obwohl das Gericht ihre Freilassung und Überführung in ein Schutzgebiet
angeordnet hat, im Zoo von Buenos Aires ausharren. Dieser soll zwar in einen
Öko-Park verwandelt werden, doch für die am 14. Februar 1986 im Zoo von Rostock
geborene Sandra ist aus ihrer rechtlichen Aufwertung von einer Sache zu einer
Person lediglich herausgekommen, daß sie nicht mehr nach Belieben begafft werden
darf [1]. Das vor vier Jahren weltweit diskutierte Urteil mag das Los von
Primaten in den sogenannten Tierparks westlicher Staaten erleichtern, für die in
Sumatra und Borneo seit jeher lebenden Orang-Utans hat sich nichts am Zustand
ihrer Verfolgung und Ermordung geändert.

Mehr als 100.000 "Waldmenschen", so die Übersetzung des malaiischen Wortes
Orang-Utan, wurden zwischen 1999 und 2015 allein auf Borneo umgebracht. Zum Teil
starben sie bei der Abholzung des Waldes, in dem sie leben, zum Teil wurden sie
von Jägern erschossen [2]. Der ihnen zugewiesene Schutzstatus einer bedrohten
Art hat praktisch keine Auswirkungen darauf, daß sie als Freiwild gelten. Die
ForscherInnen, die die Zahl der getöteten Hominiden ermittelten, waren selbst
überrascht von der großen Zahl an Orang-Utans, die direkt erschossen wurden und
nicht durch Brandrodungen umkamen.

Die Zahl von, großzügig geschätzt, noch bis zu auf 100.000 auf Sumatra wie
Borneo lebenden Orang-Utans wird, so die Prognose der ForscherInnen, in den
nächsten 35 Jahren um weitere 45.300 aufgrund der fortschreitenden Abholzung
ihrer Lebensumgebungen abnehmen. Verschwinden die Wälder, in denen sie in
regelrechten Baumhäusern aus zusammengebundenen Ästen und Zweigen wohnen und von
deren Früchten sie sich ernähren, dann verschwinden auch die für ihre Sanftheit
und Empathie berühmten Waldmenschen. Der an ihnen verübte Genozid ist nicht nur
der industriellen Verarbeitung von Palmöl in Nahrungsmitteln geschuldet, sondern
auch der Verwendung des Fettes der Ölpalmen für die Produktion von Biosprit und
Kosmetika. Für diesen Raubzug sind mithin nicht nur die Regierungen in Indonesien
und Malaysia verantwortlich, sondern alle Industrien und KonsumentInnen von
Palmölprodukten weltweit.

Da Orang-Utans als hominide Primaten unterhalb der Schwelle bleiben, die
angeblich Mensch und Tier voneinander scheidet, taugt ihre massenhafte
Vernichtung lediglich für eine Kurznachricht. Politische Maßnahmen von einer
Wirksamkeit, mit der die sogenannten Sicherheitsinteressen von Staaten und die
Eigentumsinteressen von Unternehmen durchgesetzt werden, wurden und werden nicht
ergriffen. Die Waldmenschen erfüllen in der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung keinen anderen Zweck als die herrschenden Kräfte bei der
Ausübung ihrer Geschäfte zu stören. Die Zerstörung der tropischen Urwälder ist
denn auch kein bloßes Nebenprodukt des kontrollierten Anbaus von
Palmölplantagen, sondern Ausdruck einer Ordnung, der nichts mehr zuwider ist als
der unkontrollierte und unberechenbare Wildwuchs noch nicht kolonisierten und
domestizierten Lebens.

Was als rationale Gestaltung und Bewirtschaftung der Natur propagiert wird, kann
eigenständig lebende Primaten offensichtlich nur im Zoo oder tot ertragen. In
beiden Fällen wird den davon betroffenen Individuen genommen, was sie als soziale
Wesen und kollektiv organisierte Gemeinschaften überhaupt ausmacht. Die
umfassende Forschung und Literatur zu der Frage, wo genau der Unterschied
zwischen Mensch und Tier verläuft und inwiefern sogenannte Menschenaffen eine
Art Zwischenstufe darstellen, dient nicht zuletzt der Legitimation ihrer
straflosen Ausbeutung und Ermordung. Trennen und Unterscheiden zum Zwecke einer
Distanzierung, die den Verbrauch des solchermaßen vogelfrei gegebenen Lebewesens
rechtfertigt, ist weit mehr als ein neutrales Instrument wissenschaftlicher
Erkenntnis. Der Objektivierung des anderen zum Gegenstand der Forschung liegt
eine Ratio zugrunde, die in der beanspruchten Unberührbarkeit des Menschen
und ihrer permanenten Widerlegung im kapitalistischen Alltag keinen Zweifel an
ihrer zweckkonformen Funktionslogik läßt.

Wie der Mensch seinesgleichen auf eine Weise unterdrückt und verwertet, die sich
durch einen Rechtsanspruch weder legitimieren noch aus der Welt schaffen läßt,
darf am Tier ausgelebt werden, was mit dem Prädikat des "Unmenschlichen" in die
Zone finsterer Grausamkeit verbannt wird. In letzter Konsequenz ist jede
Definition, mit der ein Lebewesen als schutzwürdig privilegiert oder dem
Verbrauch überantwortet wird, den Interessen unterworfen, die ihre UrheberInnen
leiten. Es stellt sich mithin die Frage, inwiefern das Postulat der Rechte
überhaupt ein geeignetes Mittel ist, dem anschwellenden Blutfluß Einhalt zu
gebieten. Oder, mit Eyal Weizman [3] gesprochen, der starke Zweifel daran hegt,
ob Orang-Utans überhaupt die Grenze zur Spezies Mensch überschreiten wollen:
Geht es, anstatt Orang-Utans Menschenrechte zu gewähren, nicht eher darum, den
Menschen Orang-Utan-Rechte zuzugestehen?


Fußnoten:

[1] http://www.zeit.de/2017/29/tierschutz-zoo-buenos-aires-schliessung/komplettansicht

[2] http://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)30086-1

[3] Eyal Weizman: Are They Human?
 
http://www.e-flux.com/architecture/superhumanity/68645/are-they-human/
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REPRESSION/1587: Türkei - osmanisch graziös ... (SB)




Es hat nie einen Deal gegeben.


Mevlüt Cavusoglu nach der Freilassung Deniz Yücels [1]

"Es hat nie einen Deal gegeben", verwahrte sich der türkische
Außenminister Mevlüt Cavusoglu nach der Freilassung des Journalisten
Deniz Yücel gegen allfällige Spekulationen. Von deutscher Seite seien
keine Gegenleistungen versprochen worden, beteuerte Sigmar Gabriel.
Nach offizieller Lesart ist der vielzitierte Tausch Geisel gegen
Panzer damit ins Reich böswilliger Unterstellungen verwiesen worden.
Daß der türkische Ministerpräsident Binali Yildirim am Rande der
Münchner Sicherheitskonferenz gleich einen ganzen Wunschzettel voller
Projekte vertiefter Zusammenarbeit zum besten gegeben hat, muß man
demnach wohl als rein zufällige zeitliche Koinzidenz verbuchen. Panzer
sind dabei, gegenseitige Besuche auf höchster Ebene, eine Aufhebung
der deutschen Reisehinweise für die Türkei und Auftritte türkischer
Spitzenpolitiker vor ihren Landsleuten in Deutschland. Was man in
Ankara unter einer alsbaldigen Normalisierung der Beziehungen
versteht, hört sich so offensiv und zuversichtlich an, als gelte es
bei der geschäftsführenden Bundesregierung lediglich offene Türen
einzurennen.

Für Yildirim gehört der Rüstungsbereich definitiv zu den
entwicklungsfähigen Kooperationsfeldern. Er bringt den gemeinsamen Bau
eines Kampfpanzers ins Gespräch, von dem beide Seiten profitieren
würden. Die türkische Regierung plant den Bau von etwa 1000 Panzern
des Typs "Altay" im geschätzten Wert von etwa sieben Milliarden Euro.
Die Motoren sollen aus Deutschland kommen, einfache Teile in der
Türkei hergestellt werden. Für die erste Tranche von etwa 100 bis 200
Panzern bietet auch der türkische Lastwagen- und Omnibusbauer BMC, mit
dem der Düsseldorfer Rheinmetall-Konzern 2016 das
Gemeinschaftsunternehmen RBSS gegründet hatte.

Die Beteiligung eines deutschen Unternehmens am Panzerbau in der
Türkei bedarf einer Genehmigung der Bundesregierung. Diese hatte
jedoch im vergangenen Jahr aufgrund der Spannungen mit Ankara die
Exportgenehmigungen auf einen Tiefstand zurückgefahren und nach Beginn
der "Operation Olivenzweig" gegen den nordsyrischen Kanton Afrin
praktisch ganz gestoppt. Das hält Yildirim für falsch, seien doch
beide Länder NATO-Mitglieder, wobei die Türkei die Grenzen der NATO in
ihrer Region schütze. Unverfroren verteidigt er den Einsatz deutscher
"Leopard"-Panzer gegen die kurdischen YPG/YPJ: "Wir haben sie ja für
Tage wie heute gekauft, wenn wir angegriffen werden. Wann sollten wir
sie denn sonst einsetzen?" Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Außenminister Sigmar Gabriel hatten sich angesichts des türkischen
Angriffskriegs im Nachbarland darauf verständigt, die geplante
Nachrüstung der Panzer mit Minenschutz zu stoppen. Das ist Yildirim
zufolge für die Türkei verkraftbar, da sein Land in dieser Hinsicht
andere Möglichkeiten habe und die Schutzvorrichtung auch selbst
herstellen könne.

Da die türkische Tourismusbranche in erheblichem Maße von deutschen
Urlaubern abhängt, schlägt deren Fernbleiben besonders negativ zu
Buche. Seit der Festnahme des Menschenrechtlers Peter Steudtner im
Juli 2017 warnt das Auswärtige Amt vor willkürlichen Verhaftungen, zu
denen es in allen Landesteilen "einschließlich der touristisch
frequentierten Regionen" kommen könne. Nun hofft die türkische
Regierung, daß die Reisehinweise wieder entschärft werden. Zudem
erwartet Yildirim, daß es bald wieder gegenseitige Besuche auf
höchster Ebene geben wird. Die Außenminister würden sich noch häufiger
treffen, Präsident Erdogan werde nach Deutschland und die
Bundeskanzlerin in die Türkei kommen. Auch könne er sich wieder
Auftritte führender türkischer Politiker vor Landsleuten in
Deutschland vorstellen. Der heftige Streit um behördliche Verbote
solcher Auftritte vor dem Verfassungsreferendum in der Türkei im
April, in deren Verlauf die türkische Regierung von "Nazi-Methoden"
gesprochen hatte, sind für ihn offenbar Schnee von gestern. [2]

Der 44jährige Korrespondent Deniz Yücel hatte in der Türkei ein Jahr
ohne Anklage in Untersuchungshaft verbracht. Die Staatsanwaltschaft
forderte 18 Jahre Haft wegen "Terrorpropaganda". Yücel, der eine
Freilassung aufgrund eines "schmutzigen Deals" abgelehnt hatte, teilte
in einer Videobotschaft mit, er wisse immer noch nicht, warum er vor
einem Jahr als Geisel genommen und ebensowenig, warum er freigelassen
wurde. Wenngleich er sich natürlich freue, bleibe etwas Bitteres
zurück. Viele Menschen säßen in der Türkei nur aufgrund ihrer
oppositionellen Haltung zu diesem Regime in Haft. Sollte der
Journalist mit doppelter Staatsbürgerschaft in Abwesenheit verurteilt
werden, wäre er zwar in Deutschland relativ geschützt, doch könnte er
die Türkei nicht mehr besuchen und wäre auch in anderen Ländern nie
vor einer Auslieferung sicher, so daß seine Reisefreiheit stark
eingeschränkt bliebe. [3]

Nach dem kontrollierten Putschversuch in der Türkei waren Zehntausende
Menschen verhaftet worden. Angaben des Auswärtigen Amts zufolge sitzen
noch fünf weitere politische Gefangene mit deutscher
Staatsbürgerschaft in türkischen Gefängnissen. Unionsfraktionschef
Volker Kauder spricht von 45 inhaftierten Deutschen, mehr als 30
weiteren werde die Ausreise verweigert. Nach den Worten des
Generalsekretärs der deutschen Amnesty-Sektion, Markus N. Beeko,
befinden sich nach wie vor mehr als 100 Journalistinnen und
Journalisten in türkischer Haft, darunter auch der türkische
Vorsitzende von Amnesty International, Taner Kilic. [4]

Nicht minder perfide wie die Leugnung jeglichen Deals trotz
zeitgleicher Forderungen von türkischer Seite mutet die Verurteilung
dreier prominenter türkischer Journalisten zu erschwerter lebenslanger
Haft am Tag der Freilassung Yüzels an. Sie müssen im Gefängnis 23
Stunden am Tag in Isolation verbringen, werden also der Folterhaft
unterworfen und das Gefängnis angesichts ihres Alters wohl nicht mehr
lebend verlassen, sofern des Erdogan-Regime nicht zu Fall gebracht
wird. Alle drei wurden in Istanbul wegen angeblicher Unterstützung des
Putschversuchs vom Juli 2016 verurteilt, was sie entschieden
bestritten haben. Für die Freilassung des 67jährigen Ahmet Altan hatte
sich unter anderem der türkische Literaturnobelpreisträger Orhan Pamuk
eingesetzt. Wie Altans Tochter Sanem mitteilte, werde man sich an das
türkische Kassationsgericht wenden, als gäbe es eine unabhängige
Justiz. Wenn man sich später erinnere, müsse man über alle
Gesetzlosigkeiten Bescheid wissen.

Der zweite Verurteilte ist Ahmet Altans 65 Jahre alter Bruder Mehmet
Altan, der als Wirtschaftsautor und liberaler Denker bekannt ist. Im
Januar hatte das türkische Verfassungsgericht seine Haftentlassung
angeordnet, was jedoch erstmals von einem einfachen Gericht revidiert
wurde. Damit existiert in der Türkei definitiv keine juristische
Instanz mehr, vor der die Menschen zumindest ihr Recht suchen können.
Die Gewaltentrennung ist aufgehoben, die Urteile erfolgen auf
politische Weisung. Bei der dritten Verurteilten handelt es sich um
die 73jährige Nazli Ilicak, die kurzzeitig Abgeordnete für eine
islamistische Partei war und sich dann für die AKP engagierte.

Während führende Repräsentanten des Erdogan-Regimes triumphierend
hinausposaunen, was sie in der Tasche zu haben glauben, legen
Vertreter der Bundesregierung aus naheliegenden Gründen Zurückhaltung
an den Tag, um die Ernte im Falle Deniz Yüzels still und heimlich
einzufahren. Er war aus Perspektive der deutschen Medien und
Bevölkerung die am stärksten wahrgenommene Geisel in türkischer Haft,
weshalb sich die geschäftsführende große Koalition seine Freilassung
als bedeutenden Erfolg ans Revers heften möchte. Weit darüber hinaus
hat dieser beiderseits in Abrede gestellte Deal das Eis insoweit
gebrochen, daß deutsche Interessen an einer vertieften Zusammenarbeit
mit der Türkei wieder Morgenluft wittern können. Was in der Phase
bitterer Anwürfe aus Gründen politischer Opportunität hierzulande
nicht möglich war, könnte bald wieder salonfähig werden. Wenn Binali
Yildirim wie ein Elefant im Porzellanladen empfindlicher Beziehungen
herumzutrampeln scheint, verbirgt sich dahinter doch zugleich ein
osmanisch graziöses Manöver, beiderseits Gesicht zu wahren und
einander unter dem Tisch die Hände zu reichen.


Fußnoten:

[1] www.zeit.de/news/2018-02/18/tuerkei-will-mit-deutscher-hilfe-panzer-bauen-180218-99-125483

[2] www.sueddeutsche.de/politik/deutsch-tuerkische-beziehungen-wie-ankara-yuecels-freilassung-nutzen-will-1.3873035

[3] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-02/denizfree-deniz-yuecel-nicht-frei-freilassung-untersuchungshaft-tuerkei

[4] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/tuerkei-drei-journalisten-zu-lebenslanger-haft-verurteilt-15452428.html
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STANDPUNKT/733: Der Wille zum Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 19. Februar 2018

german-foreign-policy.com

Der Wille zum Krieg



MÜNCHEN - Appelle zu einer größeren Kriegsbereitschaft "Europas" und zu
entschlossener EU-"Machtprojektion in die Welt" haben die gestern zu Ende
gegangene Münchner Sicherheitskonferenz geprägt. Zur derzeit kräftig
verstärkten Aufrüstung müsse in der EU "der gemeinsame Wille" hinzukommen,
das eigene "militärische Gewicht auch tatsächlich einzusetzen", forderte
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen. Außenminister Sigmar Gabriel
verlangte, man dürfe bei der eigenen "Machtprojektion" künftig "auf das
Militärische ... nicht ... verzichten". Gegenwärtig komme man dabei zwar
noch nicht ohne die Mitwirkung der NATO respektive der US-Streitkräfte aus;
doch wolle man mit Washington "auf Augenhöhe ... kooperieren" - und "nicht
im Gefolgschaftsverband". Laut der französischen Verteidigungsministerin
ist die EU in der Lage, in absehbarer Zeit so stark aufzurüsten, dass
Unterstützung durch die USA nicht mehr nötig ist. Gabriel beschimpft
Russland und China, mit denen sich der Westen heute in "Systemkonkurrenz"
befinde, als "Autokratien".

"Freiheit und Demokratie"



Hintergrund der in München geäußerten Forderung nach größerer
Kriegsbereitschaft Deutschlands und der EU ist laut Außenminister Gabriel,
dass sich die Bundesrepublik in einer neuen "Systemkonkurrenz" befinde.
Dabei handle es sich um eine "Systemkonkurrenz zwischen entwickelten
Demokratien und Autokratien".[1] Als Autokratien - Gabriel bezog den
Begriff auf Russland und China - werden politische Systeme bezeichnet, in
denen ein Alleinherrscher ohne jegliche Einschränkung durch Wahlen oder
durch eine Verfassung regiert. Im Machtkampf gegen Moskau und Beijing,
durch dessen Aufstieg sich die globalen "Gewichte massiv verschieben"
würden, gehe es "wieder um die alte Frage von Freiheit und Demokratie",
behauptete Gabriel in direktem Anknüpfen an das PR-Vokabular des Kalten
Kriegs. Dass es sich bei dem angeblichen Kampf für "Freiheit und
Demokratie" erneut nur um Propaganda handelt, zeigt exemplarisch, dass etwa
die engsten Verbündeten des Westens in Mittelost, die arabischen
Golfmonarchien und -emirate, der Herrschaftsform der Autokratie sehr nahe
kommen. Im historischen Kalten Krieg war der Westen sich sogar nicht zu
schade, im Namen der "Freiheit" mit faschistischen Diktaturen zu
kooperieren - etwa in Spanien und in Lateinamerika.

Europas Machtprojektion



Die Äußerungen Gabriels sowie von Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen in München bestätigen einmal mehr, dass Deutschland im globalen
Machtkampf zweigleisig fährt. Demnach ist die Hauptsäule der deutschen
Außen- und zunehmend auch der Militärpolitik die EU. Wie von der Leyen am
Freitag erklärte, müsse zum Aufbau militärischer "Fähigkeiten und
Strukturen", wie er seit dem vergangenen Jahr energisch vorangetrieben wird
(german-foreign-policy.com berichtete [2]), jetzt noch "der gemeinsame
Wille" hinzukommen, "das militärische Gewicht auch tatsächlich einzusetzen"
[3] - also der klare Wille zum Krieg. Gabriel drang ergänzend darauf, die
EU-Außenpolitik nun endlich einheitlich zu gestalten und "ein gemeinsames
Verständnis" globaler Interessen zu schaffen. Außerdem müssten "Strategien
und Instrumente" entwickelt werden, "um diese Interessen gemeinsam
durchzusetzen": "Europa braucht ... eine gemeinsame Machtprojektion in die
Welt." Dabei dürfe man "auf das Militärische ... nicht ... verzichten". In
einem ersten Schritt schlägt Gabriel eine "Initiative" vor, "um von
Osteuropa bis nach Zentralasien und auch in Afrika den Ausbau von
Infrastruktur zu fördern, mit europäischem Geld, aber auch nach
europäischen Maßstäben". Dies richtet sich erkennbar gegen Chinas "Neue
Seidenstraße" [4] sowie gegen die chinesischen Aktivitäten in Afrika [5].
Allerdings sind ähnliche Vorhaben der EU bislang durchweg gescheitert
(german-foreign-policy.com berichtete [6]).

"Auf Augenhöhe mit den USA"



Langfristig strebt die EU es an, ihre "Machtprojektion" ausschließlich mit
ihren eigenen militärischen Mitteln durchsetzen zu können. Dies hat die
französische Verteidigungsministerin Florence Parly am Freitag in München
bekräftigt. Die Forderung nach "strategischer Autonomie" der EU bedeute
auch, dass Brüssel perspektivisch in der Lage sein müsse,
Militärinterventionen ohne Rückgriff auf die NATO oder die US-Streitkräfte
durchzuführen, erklärte Parly.[7] Das aber sei zumindest gegenwärtig noch
nicht der Fall, hat Gabriel in München konstatiert: "Wenn wir in dieser
Welt ... prägend sein wollen, dann müssen wir aber auch erkennen, dass
unsere eigene Kraft in Europa dafür nicht ausreichen wird. Weder wir noch
die Vereinigten Staaten schaffen dies im Alleingang." Daher suche man -
gegen Russland, gegen Nordkorea und künftig wohl auch gegen China - "den
engen Austausch und die Verständigung mit den amerikanischen Verbündeten".
Der Außenminister legt allerdings Wert auf die Feststellung: "Die
Europäische Union ist ein durchaus selbstbewusster Partner, der
vertrauensvoll und auf Augenhöhe mit den USA kooperieren will" - "aber eben
nicht im Gefolgschaftsverband".

"Mehr Kampfpanzer, weniger Denkfabriken"



Entsprechend setzt Berlin entschlossen darauf, den "europäischen Pfeiler"
des westlichen Kriegsbündnisses zu stärken: "Europa" müsse "auch
militärisch ... mehr Eigenständigkeit und Eigenverantwortung tragen" -
"letztlich auch in der NATO", forderte von der Leyen am Freitag in München.
Wie berichtet wird, ist die Verteidigungsministerin als Nachfolgerin von
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg im Gespräch, dessen Amtszeit im Jahr
2020 abläuft. Vorbehalte gebe es lediglich noch in der Türkei; sie gälten
aber "nicht als unüberwindbar".[8] In München ist am Wochenende weithin
Beifall zu der Personalie geäußert worden, die den Berliner Einfluss im
westlichen Kriegsbündnis stärken würde. Allerdings müsse man dann den
deutschen Wehretat tatsächlich auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
erhöhen, urteilt der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses des
Bundestags, Norbert Röttgen (CDU).[9] Berlin hat 2017 gut 37 Milliarden
Euro für die Bundeswehr ausgegeben; zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
wären über 65 Milliarden Euro gewesen. Frankreich hat inzwischen einen Plan
vorgelegt, um seinen Wehretat entsprechend zu erhöhen; im vergangenen Jahr
wären dies statt den real 32,4 Milliarden Euro mehr als 51 Milliarden Euro
gewesen. Paris will das 2-Prozent-Ziel Mitte der 2020er Jahre erfüllen. Die
Stimmung unter den europäischen NATO-Mächten hat Polens Ministerpräsident
Mateusz Morawiecki in München so formuliert: "Wir brauchen mehr Kampfpanzer
und weniger Denkfabriken."[10]

Rücksicht auf die Ostfraktion



Bei alledem schließt Außenminister Gabriel für den Fall, dass Russland zu
Zugeständnissen bereit sein sollte, einen schrittweisen Abbau der aktuellen
Sanktionen nicht aus; einen solchen fordert die Ostfraktion der deutschen
Wirtschaft schon lange.[11] Moskau solle "in uns auch etwas anderes
erkennen als einen Gegner", warb Gabriel in München: "In der Zusammenarbeit
mit Europa" lägen für Russland "Chancen für nachhaltigen wirtschaftlichen
Erfolg". Am Rande der Sicherheitskonferenz hat Gabriel allerdings
bestätigt, dass über den möglichen schrittweisen Abbau der Sanktionen in
der Bundesregierung noch kein Konsens besteht. Ganz unumstritten ist
lediglich, dass der militärische Druck gegenüber Moskau aufrechterhalten
wird.

Eine historische Wegscheide



Gabriel ordnet die aktuelle weltpolitische Entwicklung als eine historische
"Wegscheide" ein, "wie sie die Welt nur alle paar Jahrhunderte erlebt". In
der Gegenwart werde entschieden, ob man "den Beginn eines neuen asiatischen
Zeitalters ... und die Selbstaufgabe des ... Westens" zu konstatieren habe -
 oder ob "unser Kontinent" den "Mut" aufbringe, "sich den Herausforderungen
einer weit unbequemeren und risikoreicheren Welt zu stellen als die, in die
wir dachten hineinzuwachsen", erklärte der Außenminister in München. In den
1430er Jahren hätten sich die europäischen Mächte aufgemacht, "die Welt zu
erkunden"; zur selben Zeit habe China, das schon zuvor ebenfalls begonnen
hatte, auf andere Kontinente zu expandieren, dies eingestellt. In der Tat
setzte sich in der chinesischen Hauptstadt damals diejenige
Interessensfraktion durch, die die unwägbaren Risiken der Expansion
zugunsten der Fokussierung auf eine gedeihliche Entwicklung im eigenen
Reich zurückwies. Damals sei "eine Vorentscheidung über die nächsten
Jahrhunderte" gefallen, erklärte Gabriel: Während China sich zurückgezogen
habe, habe sich "Europa" aufgemacht, "die Welt zu erobern". Die Opfer, die
die mörderischen Eroberungsfeldzüge "Europas" und seine blutige
Kolonialherrschaft in Nord- und Südamerika, in Australien, in fast ganz
Afrika und weiten Teilen Asiens gekostet haben, sind bekannt.


Anmerkungen:

[1] Zitate hier und im Folgenden: Rede von Außenminister Sigmar Gabriel bei
der Münchner Sicherheitskonferenz. 17.02.2018. Auszüge finden Sie
unter:

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7535/

[2] S. dazu Der Start der Militärunion.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7475/

[3] Zitate hier und im Folgenden: Rede der Bundesministerin der
Verteidigung Dr. Ursula von der Leyen auf der 54. Münchner
Sicherheitskonferenz am 16. Februar 2018.

[4] S. dazu Chinas Jahrhundertprojekt.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7292/

[5] S. dazu Einflusskampf um Afrika.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7345/

[6] S. dazu Chinas Jahrhundertprojekt 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7292/

und Einflusskampf um Afrika (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7478/

[7] Leyen sieht "kräftigen Schub" für europäische Armee. Frankfurter
Allgemeine Zeitung 17.02.2018.

[8], [9] Thorsten Jungholt, Christoph B. Schiltz: Von der Leyen als
Nato-Generalsekretärin im Gespräch. welt.de 17.02.2018.

[10] "Wir brauchen mehr Kampfpanzer und weniger Denkfabriken". faz.net
17.02.2018.

[11] S. dazu Entfremdung und Dialog.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7428/
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STANDPUNKT/732: Hab Mitleid mit dem Mandelbaum (Uri Avnery)


Hab Mitleid mit dem Mandelbaum

von Uri Avnery, 17. Februar 2018



HAB MITLEID mit dem Mandelbaum, besonders wenn er in voller Blüte
steht.

Mandelblüte. So heißt auch der Leiter der Rechtsabteilung, der
"Rechtsberater der Regierung" genannt wird.

Der Rechtsberater wird von der Regierung ernannt, muss aber völlig
unabhängig sein. Er ist praktisch der Generalstaatsanwalt, die Person,
die das letzte Wort bei der Anklage von Menschen hat, besonders der
Anklage des Ministerpräsidenten. Das ist jetzt sein unglückliches
Schicksal.

Jetzt ist Mandelblit (so sprechen wir seinen Namen auf Hebräisch aus)
in einer unmöglichen Position. Der Ministerpräsident ist von der
Polizei offiziell in zwei Anklagepunkten der Bestechung beschuldigt
worden. Jetzt muss Mandelblit entscheiden, ob er ihn vor Gericht
bringt.

Aber Benjamin Netanjahu ist lange Zeit sein Wohltäter gewesen, hat ihm
zu seiner hohen Stellung verholfen. Beißt man die Hand, die einen
gefüttert hat? Oder verrät man seine Pflicht?

Eine schreckliche Wahl.



AVICHAI MANDELBLIT wurde in Tel Aviv in eine politisch
rechtsgerichtete Familie hineingeboren. Sein Vater war ein Mitglied
der Irgun und ein Anhänger der rechten Partei. Abichai ("Mein Vater
[Gott] lebt") nahm die Religion im Alter von 25 Jahren an und setzte
sich eine Kippa auf den Kopf.

Nachdem er Jura studiert hatte, diente er in der Armee als
Militär-Richter im besetzten Gazastreifen und anderen Militärjobs bis
er der Chef der Justizabteilung der Armee wurde. Von dort war es ein
kurzer Sprung zum Regierungs-Sekretär, die rechte Hand des
Ministerpräsidenten, der zufällig Benjamin Netanjahu war.

Als das Amt des "Rechtsberaters der Regierung", eines Amtes mit
gewaltiger Macht, frei wurde, sah sich Netanjahu nach einem Kandidaten
um. Und wen sah er? Ja, ganz richtig - den guten, loyalen
Mandelblit.

Am Horizont zogen schon alle möglichen Verdächtigungen auf kriminelle
Handlungen herauf. Die wichtige Stellung des Rechtsberaters wurde
sehr bedeutsam. Den religiösen Anwalt vom rechten Flügel zu ernennen,
war ein kluger Schritt.

Wie klug? Nun wir werden es bald wissen.




NETANJAHU HAT nicht immer die klügste Wahl getroffen.

Fast zur gleichen Zeit als er den Chef-Rechtsberater wählte, wählte er
auch einen neuen Chef der Polizei.

Seine Wahl war eine totale Überraschung. Er nahm nicht einen der
dienstältesten Polizisten, von denen jeder Jahre der Erfahrung hinter
sich hatte, sondern eine vollkommen anonyme Person. Und nicht
zufällig anonym. Er war die Nummer zwei des internen
Sicherheitsdienstes - des Shin Bet.

Roni Alshech wollte den Job nicht. Er wollte Chef des Shin Bet werden.
Aber Netanjahu zwang ihn beinahe. Er versprach, ihn zum Shin Bet-Chef
zu ernennen, falls er - Netanjahu - noch in vier Jahren
Ministerpräsident wäre. Das war ein nicht so feiner Wink: Du hilfst
mir, meinen Job zu behalten und ich gebe dir den von dir gewünschten
Job.

Der neue Polizeichef war ein Rätsel. Er ist von jemenitischer
Herkunft, ziemlich ungewöhnlich für Israels Elite. Er sieht nicht wie
ein Polizei-Offizier aus. Ein Witzbold nannte ihn "ein Fass mit einem
Schnauzbart". Er spricht nicht in der Öffentlichkeit - wie es sich
für eine Person gehört, die die meiste Zeit ihres Lebens im
Geheimdienst zugebracht hat.

Mit diesen beiden Getreuen an seiner Seite hatte Netanjahu nichts zu
fürchten. Eine Reihe Verdächtigungen wegen krimineller Handlungen
tauchte auf, aber keiner glaubte, dass etwas dabei herauskommen
würde. Netanjahu war einfach zu klug.

Was waren dies für Verdächtigungen?

Erstens, ein Milliardär mit großen Geschäfts-Interessen in Israel hat
ihn zehn Jahre lang regelmäßig mit kubanischen Zigarren der teuersten
Sorte versorgt und auch mit "rosa" Champagner und einigen
Schmuckstücken für seine Frau. Alles zusammen machte das einen Wert
von etwa einer viertel Million Dollar aus. Ein australischer
Milliardär schloss sich an.

Zweitens gab es da ein Geschäft mit dem Boss der zweitgrößten Zeitung
in Israel: Ein Gesetz sollte verabschiedet werden, das die Verbreitung
der Nummer 1 begrenzte, und dafür sollte die Nummer 2 positiv über
Netanjahu berichten. Die bewundernde Berichterstattung der Zeitung
Nummer 1 war ohnehin sichergestellt. Sie gehört Sheldon Adelson, einem
amerikanischen Casino-Milliardär und sie macht keinen Hehl daraus,
dass ihr einziger Zweck ist, Netanjahu zu verherrlichen.

Die dritte Sache betrifft den Verdacht, von einem deutschen
Schiffsbauer, der Unterseeboote für Israels Atomwaffen produziert,
bestochen worden zu sein. Es ist ein Multi-Milliarden-Deal. Die der
Bestechungs-Verdächtigungen sind schwerwiegend, aber noch nicht
öffentlich gemacht worden.

Kein Mensch in Israel glaubt im Ernst, dass bei diesen Affären
irgendetwas herauskommt. Wie könnte es auch bei den beiden
handverlesenen Funktionsträgern, dem Chef-Rechtsbeamten und dem
Polizeichef, anders sein?

Und dann platzte vor zwei Wochen eine Bombe. Der schweigsame Polizist
erschien plötzlich im Fernsehen und deutete an, dass die Polizei im
Begriff sei, Empfehlungen zu veröffentlichen, Netanjahu der
Bestechung anzuklagen.

Was!? Der Chef der Polizei ein Mann der Integrität? Wohin ist die
Welt nur geraten? Dies ist ein moralisches Problem. Wenn Netanjahu ihn
in dem Glauben ernannt hat, er sei ein gewissenloser Mann, und nun
erweist er sich als Mann mit Gewissen - heißt das nun, er hätte nur so
getan, als wäre er nicht integer, sodass er mit dieser Verstellung
tatsächlich nicht integer gehandelt hätte? Denken Sie mal darüber
nach.

Kann eine ähnliche schrecklich Sache jetzt mit dem Rechtsberater
geschehen? Kann er sich plötzlich umwenden, um auch ein Mann der
Integrität zu sein? Früher oder später muss er sich entscheiden, ob
er Netanjahu verklagen will oder nicht.

Armer Mann.

Als der Polizeichef im Fernsehen die kommende Polizei-Entscheidung
andeutete, die Anklage zu empfehlen, war mein erster Impuls
aufzuspringen und den Luftschutzkeller meines Hauses aufzuräumen.

Wenn ein Ministerpräsident so tief in inländischen Schwierigkeiten
steckt, ist das erste, woran er denkt, eine militärische Krise. Nichts
lenkt die Aufmerksamkeit von seinen Untaten gegen die nationalen
Interessen so gut ab wie eine militärische Notlage.

Und wer hätte das gedacht - zwei Tage nach der Ankündigung im
Fernsehen über Polizeiempfehlungen waren die Iraner so freundlich,
eine Krise zu provozieren.

Eine iranische Spionagedrohne flog von Syrien aus in den israelischen
Luftraum und wurde prompt abgeschossen. Als Antwort sandte die
israelische Luftwaffe ihre Flugzeuge, um iranische Positionen in
Syrien zu bombardieren. Ein israelisches Flugzeug wurde abgeschossen -
ein wirklich seltenes Geschehen - und es stürzte in der Nähe eines
Kibbuzes ab. Beide Besatzungsmitglieder lösten die Schleudersitze aus,
einer wurde schwer verletzt.

Die kriminellen Affären wurden vollkommen vom Tisch gewischt. Jeder
sprach über den bevorstehenden Krieg. Doch als Vladimir Putin
intervenierte, setzte er dem Unsinn ein Ende.

Diesmal also kein Krieg. Die Polizei veröffentlichte ihre
Untersuchungsergebnisse und Empfehlungen, dass Netanjahu wegen zwei
Bestechungsskandalen vor Gericht muss. Das ganze Land klebte vor den
Fernsehern. Alles andere war vergessen.

Netanjahu tat, was er am besten kann. Er trat live im Fernsehen auf
und klagte die Ankläger aller möglichen Verfehlungen an. Diese
Halunken seien bereit, die Existenz Israels aufs Spiel zu setzten -
einzig und allein aus Gehässigkeit gegen ihn. Aber keine Sorge - er
habe nicht die Absicht, abzutreten - nicht einmal vorrübergehend.

Während er uns direkt in die Augen schaute, strahlte er vor
Ehrlichkeit und versprach, uns nicht im Stich zu lassen. Und da er die
einzige Person auf Erden sei, die in der Lage sei, unsere Sicherheit
zu gewähren, werde er auf seinem Posten bleiben und uns beschützen,
egal, was kommen mag.

Das hat mir wirklich Angst gemacht. Ferne sei es mir, ihm zu
unterstellen, er sei imstande, einen Krieg nur deshalb auszulösen, um
von seinen Anklagen abzulenken. In einem Krieg werden Leute getötet.
Jüdische Jungs (und Mädchen) von jüdischen Müttern. Würde ein Patriot
wie Netanjahu so eine niederträchtige Sache tun, wie einen unnötigen
Krieg beginnen, nur um die Aufmerksamkeit abzulenken?

Sicher nicht. Aber wenn er zwischen zwei Terminen mit seinen
Rechtsanwälten eine schicksalhafte Entscheidung in einer Krise treffen
muss, wird er das dann bei vollkommen klarem Verstand tun können?

Wie lange kann das so weitergehen? Experten meinen, dass Mandelblit in
seiner Verzweiflung die Entscheidung ein Jahr hinausschieben kann. Er
muss denken und denken benötigt Zeit.



ES GAB einmal einen polnischen Edelmann, der seinen Juden rief und ihm
sagte: "Ich liebe meinen Hund sehr. Juden sind kluge Leute. Du musst
meinem Hund das Sprechen beibringen, sonst werde ich dich umbringen."

"Kein Problem", antwortete der Jude, "aber einem Hund das Sprechen zu
lehren, braucht Zeit. Ich brauche zwei Jahre."

"Gut", sagte der Edelmann, "aber wenn Du es nicht tust, werde ich dich
töten!"

Als die Frau des Juden dies hörte, begann sie zu schreien. "Du weißt
doch, dass du keinem Hund das Sprechen beibringen kannst," weinte sie.

"Mach dir keine Sorgen," sagte er ihr, "zwei Jahre ist eine lange
Zeit. In zwei Jahren wird der Hund tot sein oder der Edelmann wird tot
sein. Oder ich werde tot sein."
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MILITÄR/917: Atommacht USA - der kalkulierbare Krieg ... (SB)


Atommacht USA - der kalkulierbare Krieg ...



Am 25. Januar hat der Aufsichtsrat der renommierten, seit 1945 alle
zwei Monate erscheinenden Fachzeitschrift Bulletin of the Atomic
Scientists die von ihr seit 1947 geführte, symbolische Atomkriegsuhr
von zweieinhalb auf zwei Minuten vor zwölf vorgestellt. Anlaß für die
alarmierende Aktion waren das Fehlen von Abrüstungsverhandlungen, die
Kriegsrhetorik des amerikanischen Präsidenten Donald Trump, der im
vergangenen September beim Auftritt vor der Generalversammlung der
Vereinten Nationen in New York mit der Zerstörung Nordkoreas gedroht
hatte, sowie die neue Atomkriegsdoktrin der USA, auch Nuclear Posture
Review (NPR) genannt, die zwar am 2. Februar offiziell der
Öffentlichkeit vorgestellt wurde, jedoch bereits seit Mitte Januar in
Auszügen zur Presse durchgesickert war.

Bereits am 19. Januar hatte das Pentagon eine neue Militärstrategie
publik gemacht, in deren Mittelpunkt nicht mehr wie seit dem 11.
September 2001 der "globale Antiterrorkrieg" gegen dschihadistische
Gruppen, sondern der "Großmachtswettbewerb" gegen China und Rußland
steht. Über beide Entwicklungen sind die politisch und militärisch
Verantwortlichen in Moskau und Peking mehr als beunruhigt. China hat
die USA des Rückfalls in die alte "Kalter-Kriegs-Mentalität"
bezichtigt, sich gleichwohl zur eigenen Zweitschlagskapazität bekannt.
Demnach wird die Volksrepublik nur auf den Einsatz von Atomwaffen
zurückgreifen, wenn sie ihrerseits mit solchen Mitteln angegriffen
wird. Rußland verfolgt in Prinzip auch eine Zweitschlagsdoktrin,
beharrt jedoch auf das Recht auf einen atomaren Erstschlag für den
Fall, daß der russische Staat und seine Bürger vor der Vernichtung
stehen. In einer demonstrativen Reaktion auf die Steigerung der
ohnehin aggressiven Haltung der USA hat der Kreml die Verlegung
mehrerer ballistischer Kurzstreckenraketen vom Typ 9K720-Iskander nach
Kaliningrad angeordnet, was zu heftigen Reaktionen bei den Regierungen
in Polen und den baltischen Staaten Litauen, Lettland und Estland
geführt hat.

Mehrere Aspekte der ersten NPR seit 2010 geben sehr zu denken.
Zunächst spricht der gigantische Umfang der Modernisierung des
US-Atomwaffenarsenals den Verpflichtungen der USA gemäß Artikel VI des
Nicht-Verbreitungsvertrags zur nuklearen Abrüstung gänzlich Hohn. Die
Neuausstattung der strategischen Streitkräfte der USA, welche Trumps
Vorgänger, der Friedensnobelpreisträger Barack Obama, noch 2016 vor
dem Ausscheiden aus dem Weißen Haus auf den Weg brachte, soll nach
Angaben des Rechnungshofs des Kongresses, des Government
Accountability Office (GAO), bis zu ihrem Abschluß 2046 sage und
schreibe 1,2 Billionen Dollar kosten (Bedenkt man die technischen
Herausforderungen des Mammutprojekts und die üblichen Preisexplosionen
im amerikanischen Beschaffungswesen, dürfte die eigentliche Endsumme
in dreißig Jahren weitaus höher liegen). Was das US-Militär für die
ungeheure Geldmenge bekommt, hat der US-Friedensforscher John LaForge
in einem am 16. Februar bei Counterpunch erschienenen Beitrag wie
folgt beschrieben:

... neue atomar bewaffnete Langstreckenbomber, bodengestützte
 Raketen und Raketen-U-Boote mit Kernenergieantrieb ($772
 Milliarden); neue nukleare Marschflugkörper; die erste gelenkte,
 freifallende Atombombe und die dazu gehörigen Trägerkampfjets ($25
 Milliarden); einen Neubau der Labore und Produktionsstätten in
 Tennessee, New Mexiko und Missouri ($261 Milliarden); den Ersatz
 der bisherigen Lenk- und Führungssysteme, welche die
 Aufrechterhaltung der Drohung mit dem Einsatz jener Waffen
 ermöglichen ($184 Milliarden). Teilt man die 1,2 Billionen nach
 Ressorts auf, kommt das GAO zu den Schluß, daß $890 Milliarden an
 das Pentagon und $352 Milliarden an das Energieministerium und
 dessen Abteilung für den Bombenbau, bekannt als die National
 Nuclear Security Administration (NNSA), gehen werden.



Militärexperten und Rüstungsgegner auf der ganzen Welt kritisieren in
der neuen NPR der USA vor allem drei Dinge: erstens die Ausweitung der
Szenarien, in denen sich Washington den Einsatz von Atomwaffen
vorbehält, zweitens den Bau kleinerer Atomsprengköpfe zu genau diesem
Zweck und drittens die geplante Bestückung von Marschflugkörpern mit
Nuklearsprengköpfen. Durch alle drei Ansätze sehen die Kritiker das
Risiko der Auslösung einer Reaktionskette erhöht, was in einem
Nukleardesaster einschließlich der Ausrottung der Menschheit enden
könnte.

Über die explizite Aufnahme eines als Kriegsgrund geeigneten
Hackerangriffs auf die kritische Infrastruktur der USA - eine
Maßnahme, deren wahre Urheber ihr Tun einem anderen Akteur oder Staat
leicht unterschieben könnten -, ist man in Moskau dermaßen besorgt,
daß auf Veranlassung Wladimir Putins Ende Januar drei führende
Geheimdienstvertreter aus Rußland dem CIA-Chef Mike Pompeo in Langley,
Virginia, einen "beispiellosen Besuch" abgestattet haben. Über die
geheimnisumwitterte Begegnung berichteten der ehemalige
NSA-Chefkryptologe William Binney und der ehemalige Leiter der
Sowjetabteilung bei der CIA, Ray McGovern, am 16. Februar exklusiv bei
consortiumnews.com unter der Überschrift "Russians spooked by
Nukes-Against-Cyber-Attack Policy".

Gerade die in der NPR vorgesehene Ausrüstung amerikanischer U-Boote
und Kampfjets mit atomar bestückten Marschflugkörpern zeugt von einer
ungeheuren Verantwortungslosigkeit seitens der strategischen Planer im
Pentagon. Marschflugkörper werden bislang ausschließlich mit
konventionellen Sprengköpfen bestückt. In dieser Version werden sie
auch künftig von den US-Streitkräften geführt werden. Doch wenn die
gegnerische Seite im Falle des Ausbruchs von Kriegshandlungen - etwa
auf der koreanischen Halbinsel - nicht weiß, ob die auf seine
Kommandostellungen, Fliegerhorste, Kriegsschiffe, Panzerbataillone et
cetera zurasenden Marschflugkörper der USA konventionell oder atomar
bewaffnet sind, wie wird sie reagieren? Bis zum Einschlag warten,
bevor entschieden wird, ob man seinerseits Kernwaffen einsetzt, oder
bereits vorher atomar loslegen? In der neuen NPR reklamieren die USA
für sich eine "Ambiguität", um den eigenen Spielraum so groß wie
möglich halten sowie potentielle Gegner im Ungewissen lassen zu
können. Doch gerade die Ungewißheit birgt die Gefahr eines atomaren
Infernos und dürfte deshalb keinen Platz in der Atomkriegsdoktrin
irgendeines Staats finden.

19. Februar 2018
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MELDUNG/258: Enorme Datenlücken bringen geflüchtete, migrierte und vertriebene Kinder in Gefahr (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Berlin, 16. Februar 2018

Enorme Datenlücken bringen geflüchtete, migrierte und vertriebene Kinder
in Gefahr

Schätzungsweise 28 Millionen Kinder wurden 2016 aus ihrer Heimat
vertrieben - die tatsächliche Zahl ist wahrscheinlich noch viel
höher.


Fehlende Daten zu der Situation von geflüchteten, asylsuchenden, migrierten
und intern vertriebenen Menschen gefährden das Leben und das Wohl von
Millionen Kindern.



Mit einem gemeinsamen Appell unterstreichen daher UNICEF, UNHCR, IOM,
Eurostat und die OECD die fundamentale Bedeutung von Daten für das
Verständnis von globalen Migrationsbewegungen und für die Entwicklung von
wirkungsvollen Maßnahmen zum Schutz von schutzbedürftigen Gruppen wie
Kindern - und fordern die Regierungen zum Handeln auf.

Die gemeinsame Veröffentlichung "A Call to Action: Verbesserter Schutz von
geflüchteten, migrierten und vertriebenen Kindern beginnt mit einer
verbesserten Datenlage" [1] bestätigt eindrücklich die erheblichen Lücken
zur Verfügbarkeit, Verlässlichkeit, Aktualität und Zugänglichkeit von
Daten. Diese Daten sind jedoch unverzichtbar, um ein klares Bild darüber zu
gewinnen, wie sich Migration und Flucht auf Kinder und ihre Familien
auswirken - und wie sie besser geschützt werden können. Zum Beispiel:


	sind nur für 56 Prozent aller geflüchteten Menschen unter UNHCR-Mandat Altersangaben erfasst;

	werden nur in 20 Prozent der Länder und Gebiete, in denen Daten zu Personen, die aufgrund von Konflikten innerhalb ihres Landes vertrieben wurden, vorliegen, diese Daten auch nach Altersgruppen aufgeschlüsselt;

	erheben etwa 25 Prozent aller Länder und Gebiete keine altersspezifischen Migrationsdaten, einschließlich 43 Prozent der Länder in Afrika.



Diese fehlenden Informationen über die Situation von geflüchteten,
migrierten und vertriebenen Mädchen und Jungen entziehen Kindern ihr Recht
auf einen angemessenen Schutz und den Zugang zu grundlegenden
Dienstleistungen.

"Informationslücken erschweren es uns, Kindern zu helfen", erklärte
Laurence Chandy, Leiterin der UNICEF-Abteilung für Daten, Forschung und
Politik. "Kinder, die ihre Heimat verlassen müssen, und vor allem
unbegleitete oder von ihren Eltern getrennte Kinder sind häufig großen
Gefahren und Risiken ausgesetzt. Wir können jedoch nicht angemessen für die
Sicherheit dieser Kinder sorgen und ihnen den Zugang zu oft lebensrettenden
Dienstleistungen ermöglichen - sei es in einem Transitland oder nach ihrer
Ankunft - wenn es keine Informationen darüber gibt, wer sie sind, wo sie
sich aufhalten und was ihre Bedarfe sind. Wir appellieren an die
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen diese Informationslücken durch
verlässliche und detailliert aufgeschlüsselte Daten zu schließen und durch
verbesserte Kooperationen diese Daten verfügbar und vergleichbar zu
machen".

Die nationale Datenbasis vieler Länder enthält keine Informationen zum
Alter, Geschlecht, oder der Herkunft geflüchteter oder migrierter Menschen
oder darüber, ob sie alleine oder gemeinsam mit ihren Familien ihre Heimat
verlassen. Auch sind Daten aufgrund unterschiedlicher Erhebungsverfahren
und Kriterien oft unstimmig. Dies wiederum erschwert die Vergleichbarkeit
der Daten.

Zudem sind Schätzungen zur Zahl der geflüchteten und migrierten Kinder
aufgrund fehlender Informationen äußerst schwierig zu treffen. Daten zur
Zahl der Kinder, die undokumentiert internationale Grenzen überschreiten,
innerhalb ihres Landes geflüchtet oder migriert sind oder von ihren Eltern
in ihrer Heimat zurückgelassen wurden, weisen noch größere Lücken auf. Und
sogar in Industrieländern wie Deutschland und Schweden gibt es
beispielsweise oft keine Zahlen darüber, wie vielen geflüchteten und
migrierten Kindern der Zugang zum Bildungssystem versperrt ist.

Fehlen diese Informationen, bleiben gravierende Rechtsverletzungen wie
Diskriminierung, Gewalt und Ausbeutung von Kindern oftmals unsichtbar. Denn
verlässliche Daten sind essentiell, um auf die Situation der Kinder mit den
richtigen politischen und praktischen Maßnahmen reagieren zu können.

Die aktuellen Verhandlungen auf dem Weg zur Verabschiedung des globalen
"Paktes für sichere, geordnete und reguläre Migration" und des globalen
"Paktes für Flüchtlinge" bieten eine einmalige Chance, den dringenden
Bedarf für eine verbesserte Datenerhebung und Analyse politisch zu
adressieren und die Rechte, den Schutz und das Wohlergehen von Kindern als
zentrale Verpflichtungen in beiden Rahmenwerken zu verankern. Werden diese
Datenlücken nicht adäquat adressiert, wird es unmöglich sein, sie
tatsächlich auch in wirkungsvolle praktische Maßnahmen umzusetzen, ihre
Auswirkungen auf geflüchtete, migrierte und vertriebene Kinder zu
überprüfen und den Schutz der Kinder nachhaltig zu sichern.

Die zentrale Bedeutung von verlässlichen Daten für den Schutz von
geflüchteten, migrierten und vertriebenen Kindern, adressiert auch eine
Expertendiskussion - organisiert durch die Ständige Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland bei den Vereinten Nationen in Kooperation mit
UNICEF, die heute anlässlich der Veröffentlichung des Call to Action
in New York stattfindet.


Anmerkung:

[1] https://www.unicef.org/media/media_102647.html
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GEWERKSCHAFT/1605: Deutsche Post AG muss in dritter Tarifrunde eine verhandlungsfähige Entgelterhöhung anbieten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Februar 2018

ver.di: Deutsche Post AG muss in dritter Tarifrunde eine
verhandlungsfähige Entgelterhöhung anbieten



Berlin - Die Tarifverhandlungen zwischen ver.di und Deutscher Post AG für
die rund 130.000 Tarifbeschäftigten des Unternehmens gehen Montag und
Dienstag (19./20.2.) in Wiesbaden in die dritte Runde. "In dieser
Runde muss die Deutsche Post AG eine verhandlungsfähige
Entgelterhöhung anbieten", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführerin Andrea Kocsis. "Die
Gewinne des Unternehmens liegen auf Rekordniveau und die Dividende
der Aktionäre wurde deutlich erhöht. Höchste Zeit, dass auch die
Beschäftigten mit einer ordentlichen Tariferhöhung beteiligt werden.
Wir haben die klare Erwartung, dass die Post AG unsere Forderungen
erfüllt", so Kocsis.

ver.di fordert eine lineare Erhöhung der Einkommen und
Ausbildungsvergütungen um sechs Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten. Überdies soll eine tarifvertragliche Wahlmöglichkeit
geschaffen werden, wonach der einzelne Beschäftigte einen Teil der zu
vereinbarenden Tariferhöhung in freie Zeit umwandeln kann. Das
bislang einmal jährlich aufgrund einer Leistungsbeurteilung gezahlte
variable Entgelt will ver.di durch einen festen monatlichen Betrag
ablösen. Zudem soll für die rund 32.000 Beamtinnen und Beamten des
Unternehmens die so genannte Postzulage fortgeschrieben werden. Sie
ist eine postspezifische Form der Sonderzahlung für Bundesbeamte.

Zwischen den Tarifvertragsparteien ist ein weiterer
Verhandlungstermin für den 26. und 27. Februar 2018 vereinbart.

 * 
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VERKEHR/1521: "Bündnis Sozialticket NRW" zum kostenlosen ÖPNV in Pilotstädten (Bündnis Sozialticket NRW)


Bündnis Sozialticket NRW - Pressemitteilung vom 19. Februar 2018

Das "Bündnis Sozialticket NRW" begrüßt die Initiative der
Bundesregierung, zur Reduzierung der Schadstoffbelastung den kostenlosen
ÖPNV in Pilotstädten wie Essen und Bonn einzuführen.



Damit würde nicht nur umweltpolitisch eine positive Wendung vollzogen,
sondern es würden auch viele Sonderregelungen für benachteiligte
Fahrgastgruppen überflüssig werden, z.B. Sozialtickets für Erwerbslose und
Menschen mit geringem Einkommen. Wir haben ja ohnehin immer wieder
bemängelt, dass diese Tickets in NRW zu teuer sind und auch von den
sonstigen Konditionen (räumlicher Geltungsbereich, Mitnahmemöglichkeiten,
etc.) für viele Betroffene nicht passen. Was soll man von einem
Sozialticket halten, das auch 6 Jahre nach Einführung nur von 13,5 % der
Berechtigten genutzt wird?

Wichtig ist, dass die Pilotstädte dazu mehr Busse und Bahnen anschaffen,
die Fahrdichte verstärken sowie zusätzliches Personal einstellen, damit
dieses Projekt auch sinnvoll umgesetzt werden kann. Beispiele aus anderen
Städten zeigen, dass die Menschen dann den ÖPNV nutzen, wenn er eine echte
Alternative zum Individualverkehr darstellt und preislich attraktiv ist.
Die genannten Verstärkungen sind allerdings Bedingung für einen Erfolg. Auf
sie zu verzichten, würde bedeuten, das Projekt von vornherein gegen die
Wand zu fahren.

Wir erwarten, dass diese Maßnahmen auch schnell und konsequent bundesweit
zur Anwendung kommen, wenn sich die Pilotprojekte nach einer
Erprobungsphase als erfolgreich herausstellen. Dann wäre auch ein
wesentlicher Teil unserer Arbeit erfolgreich gewesen.

Wuppertal, 19. Februar 2018

 * 

Quelle:

Bündnis Sozialticket NRW

c/o Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06481: Stolze Männergedankenwelt (SB)


Als Begleitung eines Feldherrn der 64 Felder sah und sieht man Frauen
in Turnierhallen immer schon gerne. Wer wollte auch die Stirne
runzeln, wenn beispielsweise die bezaubernde Gattin Veronika ihrem
Alexej Schirow moralische Unterstützung verleiht durch ihre Gegenwart.
In Cazorla verhalf ihm das immerhin zu einem Finalsieg im
Kandidatenturnier gegen den Russen Wladimir Kramnik, der auf eine
holde Begleitung verzichten mußte. Doch eine Frau am Brett selbst, in
Angriffsplänen brütend, nun, das scheinen noch heute ein Paar
verschiedener Schuhe zu sein. Mit großzügiger Gönnerstimme hatte der
jugoslawische Großmeister Ljubomir Ljubojevic noch 1988 verkündet:
"Frauen sind von Männern leicht zu besiegen." Aus eigener Erfahrung
sprach sein Mund da allerdings nicht. Vielleicht, daß seine Erinnerung
ein wenig getrübt war? Schließlich hatte er ein Jahr zuvor in Bilbao
zwei empfindliche Niederlagen eingesteckt, einmal gegen die damalige
Weltmeisterin Maja Tschiburdanidse und zum anderen gegen die spätere
Zsusza Polgar aus Ungarn. Es gibt wohl Dinge in der
Männergedankenwelt, die man schleunigst als Mißgeschick der besonderen
Art in die dunkle Abstellkammer wirft. Und wehe, jemand rührt an
diesen Ungeheuerlichkeiten! Aber man kann in diesem Sinne recht
zuversichtlich sein. Bedenkt man, daß inzwischen kaum ein Großmeister
von dieser "Schmach" unberührt ist, so ist die Übereinkunft groß und
dauerhaft, über dieses Tabuthema des männlichen Stolzes Stillschweigen
zu bewahren. Auch im heutigen Rätsel der Sphinx sollen diese
Ehrbegriffe nicht durcheinandergewirbelt werden. Hier schlagen die
Herren der Schöpfung ihre Schlachten, ohne von Evas Töchtern irritiert
zu werden. Nun, Wanderer, der Nachziehende hatte zuletzt mit 1...g6-g5
darauf gehofft, nach Abzug des Läufers den Königsflügel mit h5-h4
blockieren zu können. Ob die große Rechnung aufging?






[image: SCHACH-SPHINX/06481: Stolze Männergedankenwelt (SB)]



Hermlin - Bertola

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schäme sich wer will für seinen runden Bauch. Ein gutes Mahl vor dem
Spiel hat mancher Partie erst Halt verliehen, und Meister Helling
wurde sicherlich nicht von einem knurrenden Magen abgelenkt, als er
mit 1...Kf8-g7! 2.Kd1-e1 Th8-d8 3.Th1-f1 De3-d2+ 4.Ke1-f2 Td8-d5!
5.Db5-c4 Td5-f5+ auch die geistigen Freuden sättigte. Schwarz gab auf,
weil auf 6.Kf2-g1 Dd2-e3+ entschieden hätte.



Erstveröffentlichung am 24. Februar 2005

19. Februar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





MELDUNG/086: Google läuft traditionellen Weiterbildungsanbietern den Rang ab (idw)


Bertelsmann Stiftung - 16.02.2018

Google läuft traditionellen Weiterbildungsanbietern den Rang ab



Nach der Schule hört das Lernen noch lange nicht auf. Wer sich als
Erwachsener beruflich und persönlich weiterbilden möchte, dem bleiben
nicht nur klassische Fortbildungen oder Volkshochschulen. Das Internet
eröffnet dem lebenslangen Lernen neue Möglichkeiten. Für jeden Zweiten
gehört Weiterbildung per Internet schon zum Alltag - vor allem bei denen,
die beruflich erfolgreich sind und deren Bildungsstand ohnehin schon höher
ist.

Gütersloh, 16. Februar 2018. Knapp jeder zweite Erwachsene in Deutschland
nutzt regelmäßig digitale Medien zur persönlichen oder beruflichen
Weiterbildung. Laut dem "Monitor Digitale Bildung" der Bertelsmann
Stiftung steigt die Vielfalt an Möglichkeiten, eigenständig über das
Internet zu lernen. Während das informelle Lernen sich bereits zu großen
Teilen digitalisiert hat, steht der Umbruch der Lerngewohnheiten bei den
meisten etablierten Anbietern von Fort- und Weiterbildung noch bevor. Vor
allem in Volkshochschulen und bei öffentlich geförderten Angebote
dominieren bislang noch klassische Präsenzkurse.

In der Regel gilt: Wer online lernt, der lernt zu Hause. 80 Prozent der
Befragten, die sich mittels digitaler Medien weiterbilden, tun das während
ihrer Freizeit. Sie treiben ihre Karriere voran, recherchieren zu ihrem
Hobby oder suchen nach Technik- und Haushaltstipps. Mit Abstand
meistgenanntes Lernmotiv ist die fachbezogene, berufliche Qualifizierung.
Es folgen Kultur und Kreativität, Sprachen und EDV-Themen. Das ersetzt
nicht die klassische Fortbildung, sondern ergänzt die traditionellen
Angebote. Allerdings: Menschen mit geringerer formaler Bildung und
Nicht-Berufstätige lernen deutlich seltener digital.

Freiheit und Eigenständigkeit beim Lernen als größtes Plus

Je nachdem, ob es eher um berufliche oder private Kompetenzerweiterung
geht, verwenden Nutzer unterschiedliche Medien. Im beruflichen Kontext
dominieren Webinare, Power Point Präsentationen genauso wie traditionelle
Fachzeitschriften oder Fachtexte. Privates Lernen findet hingegen eher auf
YouTube und in sozialen Medien wie Facebook oder bei Wikipedia statt. Die
umfangreicheren Massive Open Online Courses (MOOCs) nutzt nur ein Prozent
der Online-Lerner.

Wer digitale Möglichkeiten für das lebenslange Lernen erschlossen hat,
möchte sie nicht mehr missen. Drei von vier Befragten dieser Gruppe können
sich nicht mehr vorstellen, wie Weiterbildung ohne den Einsatz digitaler
Medien funktionieren soll. Freiheit und Eigenständigkeit beim Lernen
werden als größtes Plus angeführt. Den Anlass zu einer Netz-Recherche
liefert meist ein konkretes Problem. Woher die Lösung kommt, ist
nebensächlich. "Suchmaschinen laufen traditionellen Bildungsanbietern im
Internet den Rang ab. Den Nutzern bleiben als Quelle meist nur Gatekeeper
wie Google und YouTube in Erinnerung", sagt Jörg Dräger, Vorstand der
Bertelsmann Stiftung.

Traditionelle Bildungsanbieter im Internet haben es schwer

Folglich konkurrieren Anbieter von Weiterbildung, ob gemeinnützig oder
kommerziell, im Netz mit einer Fülle ungeprüfter Inhalte. Welche Inhalte
wissenschaftlich-didaktischen Ansprüchen genügen, ist derzeit kaum
erkennbar. Dräger regt deshalb eine Definition von Qualitätsstandards an
und fordert die Einführung eines freiwilligen Gütesiegels für digitale
Lerninhalte.

Auch die etablierten Kursangebote von Einrichtungen der Erwachsenenbildung
stehen vor einem Wandel. Derzeit setzen die Bildungsanbieter digitale
Medien noch eher zurückhaltend ein, doch Trainer, Kursleiter und
Geschäftsführung sind sich mehrheitlich einig: Digitalen Angeboten gehört
die Zukunft. Drei von vier Leitungsverantwortlichen sind davon überzeugt,
digitales Lernen erhöhe die Attraktivität ihrer Bildungseinrichtung. Sie
setzen auf leichteren Zugang in dünner besiedelten Regionen, höhere
Motivation, mehr individuelle Förderung und bessere Lernergebnisse.

Vor allem die privat-kommerziellen Institute treiben die Neuausrichtung
ihrer Angebote voran. Zwei Drittel der dortigen Leitungskräfte messen dem
Thema strategisch hohe Bedeutung bei. Bei den öffentlich geförderten
Einrichtungen sehen das nur 50 Prozent so. Privat-kommerzielle Anbieter
sind auch mit der technischen Ausstattung zufriedener (67 Prozent der
Einrichtungsleitenden). Bei öffentlich geförderten Einrichtungen sind es
nur 36 Prozent. Immerhin 40 Prozent der Trainer und Kursleiter bei
privat-kommerziellen Anbietern setzen digitale Medien wie Videos und
PowerPoint regelmäßig ein. Von deren Kollegen in Volkshochschulen und im
öffentlich geförderten Weiterbildungsbereich tun das nicht einmal halb so
viele.

Das volle didaktische Potenzial des digitalen Lernens, etwa für mehr
individualisiertes oder selbstgesteuertes Lernen, nutzen die Lehrenden
bisher allerdings nicht aus. Dies scheitert am fehlenden Know-how und
unzureichenden Fortbildungsmöglichkeiten. Ebenso wie ihre Kollegen an den
Schulen und Hochschulen sind die Dozenten in der Erwachsenenpädagogik
weitgehend auf sich gestellt, wenn sie neue Medien in ihre Kurse einbauen
möchten. 40 Prozent von ihnen haben noch nie an einer Fortbildung zu
diesem Thema teilgenommen. Wichtigste Lernquelle bleiben das Selbststudium
und der Austausch unter Kollegen.


Zusatzinformationen

Mit dem "Monitor Digitale Bildung" hat die Bertelsmann Stiftung eine
umfassende und repräsentative empirische Datenbasis zur Digitalisierung
der verschiedenen Bildungssektoren in Deutschland geschaffen. Vor dem
Bericht zur Weiterbildung erschienen bereits Studien zur Schule,
Hochschule und Berufsausbildung. Für den Bericht zur Weiterbildung hat das
"mmb Institut - Gesellschaft für Medien- und Kompetenzforschung mbh"
(Essen) rund 1000 repräsentativ ausgewählte Personen aus der Bevölkerung
befragt, die älter als 18 Jahre sind und nicht mehr zur Schule gehen,
studieren oder eine Berufsausbildung absolvieren. Zudem wurden knapp 500
in der Weiterbildung Tätige (260 Lehrende und 224 Vertreter aus der
Leitungsebene) befragt. Ergänzt wurde die Erhebung durch Interviews mit 30
Entscheidern aus Politik, Verwaltung und Verbänden.

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Christian von Eichborn, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/634: Gießen - Inklusion im Spannungsfeld von Normalität und Diversität, 21.-24.2.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

"Inklusion im Spannungsfeld von Normalität und Diversität" 

JLU richtet Jahrestagung der Inklusionsforscherinnen und -forscher aus



Das Institut für Förderpädagogik und Inklusive Bildung der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) wird vom 21. bis 24. Februar
2018 die 32. Internationale Jahrestagung der Inklusionsforscherinnen
und -forscher ausrichten. Das Thema der Tagung "Inklusion im
Spannungsfeld von Normalität und Diversität" behandelt grundlegende
Probleme bei der Verwirklichung inklusiver Kulturen und Strukturen in
schulischen und außerschulischen Feldern. Die Tagung wird am Mittwoch,
21. Februar 2018, um 14 Uhr im Hörsaal A 25 (Philosophikum II) von der
Veranstalterin Prof. Dr. Elisabeth von Stechow eröffnet. Anschließend
werden die rund 370 Teilnehmer von Oberbürgermeisterin Dietlind
Grabe-Bolz, JLU-Vizepräsident Prof. Dr. Peter Winker und Prof. Dr.
Christine Wiezorek, Studiendekanin des Fachbereichs 03, begrüßt.

Den Eröffnungsvortrag wird Prof. Dr. Kerstin Rabenstein von der
Georg-August-Universität Göttingen zum Thema "Inklusion, Diversität,
Differenz und Unterrichtsentwicklung" halten. In fünf weiteren
Keynotes werden an den kommenden vier Tagen Normalität und Diversität
aus der Perspektive einer demokratischen Bildung betrachtet, es werden
Fragen der Anerkennung und der Normalität von Behinderung erörtert
sowie die Bedeutung des Leistungsuniversalismus und der Diagnostik für
die Inklusion thematisiert.

Zudem wird es über 100 Beiträge geben, die unter anderem Diversitäten
beleuchten sowie soziale Ungleichheitsverhältnisse und Diskriminierung
thematisieren. Auch Fragen der Leistungsbewertungen, der
Klassifizierung von Entwicklungsstandards und der diagnostischen
Verfahren in inklusiven Schulen werden in den unterschiedlichen
Arbeitsgruppen und Symposien diskutiert.

Termin

21. bis 24. Februar 2018, Philosophikum II, Haus A

Karl-Glöckner-Straße 21, Gießen

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-giessen.de/fbz/fb03/institute/hsp/ifo - Programm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 16.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/300: Oldenburg - Was Religionsunterricht leisten sollte, 22.02.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Was Religionsunterricht leisten sollte

Öffentliches Podiumsgespräch im Kulturzentrum PFL



Oldenburg. Bildung, Werteerziehung, Integration - welche Aufgaben hat
der Religionsunterricht in unserer weltanschaulich pluralen
Gesellschaft? Und: Ist ein nach Konfessionen getrennter Unterricht
überhaupt noch zeitgemäß? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt eines
öffentlichen Podiumsgesprächs am Donnerstag, 22. Februar, um 19.00 Uhr
im Kulturzentrum PFL (Peterstraße s am Donnerstag, 22. Februar, um
19.00 Uhr im Kulturzentrum PFL (Peterstraße 3, 26121 Oldenburg).

Die Diskussion findet im Rahmen der Fachtagung "Schule als Ort von
Anerkennung - Schule als Ort von Diskriminierung" unter der Leitung
des Oldenburger Religionspädagogen Prof. Dr. Joachim Willems statt. An
der Veranstaltung im PFL nehmen Prof. Dr. Paul Mecheril,
Hochschullehrer für Interkulturelle Pädagogik an der Universität
Oldenburg, Prof. Dr. Bülent Uçar vom Institut für Islamische Theologie
an der Universität Osnabrück und Prof. Dr. Katja Boehme von der
Pädagogischen Hochschule Heidelberg teil. Der Eintritt ist frei, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Zu der Fachtagung "Schule als Ort von Anerkennung - Schule als Ort
von Diskriminierung" am 22. und 23. Februar werden Wissenschaftler und
Lehrer aus Deutschland und Österreich an der Universität Oldenburg
erwartet. Es geht um Religion in der Schule und all ihre Facetten. Die
Teilnehmer diskutieren beispielsweise, ob die Einführung von
islamischem Religionsunterricht ein Beitrag zur Anerkennung des Islam
sein kann oder das gemeinsame Lernen über religiöse Fragen eher
erschwert. Auf der Tagung wird Prof. Dr. Joachim Willems zudem die
bisherigen Ergebnisse seines seit 2012 laufenden Forschungsprojekts
"REVIER" vorstellen. In diesem untersucht er, wie Schüler mit
Situationen umgehen, in denen unterschiedliche Religionen und
Weltanschauungen aufeinander treffen - beispielsweise wenn es zum
Konflikt um das islamische Gebet im Schulalltag kommt oder wenn
muslimische und nicht-muslimische Schüler darüber diskutieren, wie der
Islam im Unterricht dargestellt wird. Veranstalter der Tagung sind die
Universität, die Arbeitsstelle für Religionspädagogik (arp) in
Oldenburg und die Arbeitsstelle für evangelische Religionspädagogik
Ostfriesland (ARO).

Weblinks

uol.de/theologie/tagungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 040/18 vom 14. Februar 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/321: Cuxhaven - "Konstellationen" am 26. Februar 2018


Susanne von Borsody und Guntbert Warns in: "Konstellationen"



Was wäre, wenn??" Diese Frage hat sich sicherlich jeder schon einmal
gestellt. Was wäre, wenn ich eine andere Entscheidung getroffen, etwas
anderes gesagt hätte, um eine andere Ecke gebogen wäre? Wäre alles
anders, wenn ich früher bzw. später bzw. gar nicht?? Leider kann man
nie wissen, was sich verändert hätte, wenn. Schließlich hat man nur
das eine Leben, den einen Moment. Aber als Gedankenspiel ist es schon
reizvoll, wenn man alle Möglichkeiten durchspielt und die lineare
Folge von Aktion und Reaktion aushebelt. Und genau das passiert auf
äußerst witzige Weise in dem Gastspiel "Konstellationen" von Nick
Payne, mit dem die Konzertdirektion Landgraf am Montag, 26. Februar
2018, um 20 Uhr im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472
Cuxhaven, gastiert. Eine Frau trifft einen Mann. Sie werden ein Paar -
oder auch nicht. Nur ein anderes Wort, ein anderer Blick kann
entscheidend dafür sein, wie und ob es überhaupt weiter geht...

Ein raffiniert konstruiertes Zwei-Personenstück um eine große Liebe
 - in allen ihren Variationen!

Für die Vorstellung gibt es im Vorverkauf keine Karten mehr. Eventuell
zurückgegebene Eintrittskarten für die Vorstellung gibt es am
Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel.
0 47 21/3 56 56). Weitere Informationen erhalten Sie in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1430: Schiffsverkehr stört Schweinswale bei der Nahrungssuche (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 16.02.2018

Schiffsverkehr stört Schweinswale bei der Nahrungssuche

Internationales Forscherteam untersuchte das Verhalten von
Schweinswalen.



Beeinflusst Schiffsverkehr das Verhalten von Schweinswalen? Unter
anderem diese Frage stand am Anfang des Projektes "Auswirkungen des
Unterwasserschalls der Offshore-Windenergieanlagen auf marine
Säugetiere", das ein internationales Forscherteam, gefördert unter
anderem vom Bundesamt für Naturschutz, in dänischen Küstengewässern
durchführt. Ergebnisse dieses Forschungsprojektes veröffentlichten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Fachmagazin "Proceedings
of the Royal Society B".




[image: Foto: © Universität Aarhus]

Schweinswal mit einem akustischen Datenlogger

Foto: © Universität Aarhus



Für das Projekt statteten die Forscher sieben Schweinswale mit
akustischen Datenloggern aus, indem sie sie mit Saugnäpfen auf den
Tieren befestigten. Etwa zwischen 12 und 24 Stunden zeichneten die
Geräte auf, wo sich die Tiere befanden, wie tief sie tauchten, welche
Signale sie sendeten und empfingen, welchem Lärm sie ausgesetzt waren,
wann sie sich ausruhten und wann sie jagten. Der Lärm, den Schiffe
verursachen, liegt im für Schweinswale hörbaren Bereich. Anhand der
Daten, die die Forscher mit den Datenloggern zusammentrugen, konnten
sie ablesen, dass Schweinswale etwa 17 bis 89 Prozent der gemessenen
Zeit dem Lärm von Schiffen ausgesetzt waren.

Schweinswale orientieren sich im Wasser über ihr Echolotsystem. Sie
senden Klickgeräusche aus und ziehen aus dem reflektierenden Echo
Rückschlüsse auf ihre Umgebung. Mit Hilfe dieses Systems kommunizieren
sie miteinander, orientieren sich und suchen nach Nahrung. Auf der
Jagd nach Beutetieren steigern Schweinswale deutlich die Klickrate auf
bis zu 500 Signale pro Sekunde. Mit diesem Wissen konnten die Forscher
an den gesammelten Daten genau ablesen, wann der Schiffsverkehr die
Tiere bei der Jagd störte. Das Ergebnis: Die Anzahl der Jagdversuche
ging durch den Schiffsverkehr zurück.

Zeitweise maßen die Wissenschaftler besonders hohe Lärmpegel. Anhand
der Navigationsdaten, die Berufsschiffe an das "Automatische
Identifikationssystem AIS" übermitteln müssen, konnten die
Wissenschaftler zurückverfolgen, dass diese besonders hohe
Lärmbelastung durch Schnellfähren verursacht wird. Die Fähren fahren
schneller, als Schweinswale schwimmen können. Um ihnen auszuweichen,
tauchten die Tiere ab und unterbrachen dafür ihre Nahrungssuche. Zum
Teil stoppten sie ihre Echoortung. Die Begegnung von Schweinswal und
Fähre lässt sich an dieser visualisierten akustischen Aufnahme sehr
gut nachvollziehen: 

www.youtube.com/watch?v=Ohk3AkMImB8&t=7s

Ursula Siebert, Leiterin des Instituts für Terrestrische und
Aquatische Wildtierforschung der Stiftung Tierärztliche Hochschule
Hannover (TiHo) erklärt, was diese Störungen für Schweinswale
bedeuten: "Als Säugetiere müssen Schweinswale im Wasser ihre
Körpertemperatur aufrecht erhalten. Darum haben sie einen
vergleichsweise aktiven, also energieintensiven, Stoffwechsel. Sie
benötigen regelmäßig Futter, um diese Energie zuzuführen. Werden sie
während der Jagd immer wieder gestört, kann auf lange Sicht die
körperliche Fitness der Tiere leiden."

Die Wissenschaftler arbeiteten für das Projekt mit dänischen Fischern
zusammen. Sie benachrichtigten die Forscher, wenn ein Schweinswal in
eines ihrer sogenannten Ringwadennetze geschwommen war. Die Netze sind
sehr feinmaschig, sodass die Schweinswale sich nicht darin verheddern
und ertrinken können. Zudem haben sie einen Boden, der es den
Wissenschaftlern ermöglicht, die Netze langsam zusammenzuziehen, um an
die Schweinswale zu gelangen. Sie hoben die Tiere dann kurz an Bord
ihres Bootes, vermaßen und begutachteten sie und statteten sie mit den
Datenloggern aus. Dafür benötigten sie nie mehr als 15 Minuten.

In dem Projekt arbeiten Wissenschaftler der Aarhus Universität in
Dänemark, der St. Andrews Universität in Schottland und dem Institut
für Terrestrische und Aquatische Wildtierforschung der TiHo zusammen.
Finanziert wurde das Projekt vom Bundesamt für Naturschutz, der
Carlsberg Foundation, dem Danish Council for Research, Natural
Sciences (FNU), der Marine Alliance for Science and Technology
Scotland und einem Marie Sk'odowska-Curie Career Integration Grant.



Film von Holger Vogt auf Youtube, in dem über das Projekt berichtet
wird: 

www.youtube.com/watch?v=OMR9rP9tPtQ&feature=youtu.be

Die Originalpublikation

High rates of vessel noise disrupt foraging in wild harbour porpoises
(Phocoena phocoena) Danuta Maria Wisniewska, Mark Johnson, Jonas
Teilmann, Ursula Siebert, Anders Galatius, Rune Dietz und Peter
Teglberg Madsen, Proceedings of the Royal Society B, 

DOI: http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2017.2314 (kostenpflichtig)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689341

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution90

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover, Sonja von Brethorst,

16.02.2018
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ARTENRAUB/265: Dramatischer Rückgang von Orang-Utans auf Borneo (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. -
15.02.2018

Dramatischer Rückgang von Orang-Utans auf Borneo

Weltweite Nachfrage nach Rohstoffen lässt die Zahl der Menschenaffen
in den letzten 16 Jahren um mehr als 100.000 Tiere sinken



Dieses Ergebnis bedeutet einerseits, dass es auf Borneo ursprünglich
mehr Orang-Utans gab als bisher angenommen. Andererseits verschwinden
die Tiere aber auch schneller als vermutet. Der Rückgang ist am
dramatischsten in Gebieten, die abgeholzt oder in landwirtschaftliche
Nutzflächen umgewandelt wurden. Überraschenderweise war jedoch der
zahlenmäßige Verlust von Orang-Utans in Primärwäldern und Wäldern, in
denen selektiv Holz geschlagen wird, am größten - also dort wo die
meisten Orang-Utans vorkommen.




[image: Orang Utan auf einem Bahngleis - Foto: © Serge Wich]

Lebensraumverlust und Wilderei sind die größten Gefahren für die Orang-Utans. 

Foto: © Serge Wich



Verfolgung durch den Menschen, wie zum Beispiel das Töten der Tiere in
Konfliktsituationen und Jagd für Fleisch und den Haustierhandel, ist
wahrscheinlich einer der Hauptgründe für den Rückgang in diesen
Waldgebieten. Die neue Studie, die auf die bislang umfassendste
Datensammlung zurückgreifen konnte, deckt sich mit einer kürzlich
veröffentlichten Analyse der Populationsentwicklung der Orang-Utans
und bestätigt die Neueinstufung des Borneo-Orang-Utans als stark
gefährdete Art auf der Roten Liste der IUCN.

Die Hauptautorin Maria Voigt vom Forschungszentrum iDiv und dem
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie erklärt, warum die
aktuellen Verlustraten so viel höher sind als bisher angenommen: "Da
wir jetzt mehr Daten zum Vorkommen und zur Dichte der Orang-Utans
gesammelt haben, können wir die Verteilung und Populationstrends der
Tiere besser rekonstruieren." Voigt fügt hinzu: "So haben wir
beispielsweise erfahren, dass Orang-Utans viel weiter verbreitet sind,
als wir es bisher angenommen hatten, und dass sie auch in stärker
degradierten Waldgebieten und sogar in einigen Plantagen vorkommen."

Anpassungsfähige Art

Orang-Utans wurden oft als eine sehr sensible Art beschrieben, die nur
unter den besten ökologischen Bedingungen überleben kann. Doch je mehr
Forscher über Orang-Utans lernen, desto mehr stellen sie fest, wie
widerstandsfähig und anpassungsfähig die Tiere sind. So bewegen sich
Orang-Utans zum Beispiel häufiger auf dem Boden fort als bisher
angenommen. Außerdem können sie sich von Pflanzen ernähren, die
ursprünglich nicht zu ihren natürlichen Nahrungsquellen gehörten, wie
etwa Akazie oder Ölpalme. Diese Verhaltensweisen ermöglichen es ihnen,
in fragmentierten Landschaften und viel kleineren Waldgebieten zu
überleben, als Wissenschaftler es bisher für möglich gehalten haben.

"Was die Orang-Utans aber nicht verkraften können, sind die hohen
Tötungsraten, die wir derzeit beobachten", erklärt Ko-Autor Serge Wich
von der Liverpool John Moores University. "Orang-Utans haben nur
selten und wenig Nachwuchs. Eine frühere Studie zeigt: Wenn nur einer
von 100 ausgewachsenen Orang-Utans pro Jahr aus einer Population
entfernt wird, stirbt diese Population sehr wahrscheinlich aus." Eine
andere Studie zu Tötungsraten hat ergeben, dass in manchen Gebieten
Borneos von 100 erwachsenen Orang-Utans pro Jahr drei bis vier getötet
oder gefangen wurden. Diese Ergebnisse würden den hohen
Populationsrückgang in Borneos Waldgebieten erklären.

Es gibt aber auch etwas Positives zu vermelden, sagt Hjalmar Kühl vom
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie und vom
Forschungszentrum iDiv, der die Studie leitete und ähnliche Studien zu
Sumatra-Orang-Utans, afrikanischen Gorillas und Schimpansen
durchgeführt hat. "Es gibt tatsächlich mehr Orang-Utans als wir bisher
dachten, und einige Populationen scheinen relativ stabil zu sein."
Dies zeigt auch eine kürzlich durchgeführte aber noch
unveröffentlichte Populations- und Habitatsanalyse der indonesischen
Naturschutzbehörden in Zusammenarbeit mit internationalen Experten.

Weiterer Rückgang durch Habitatverlust

Da es diese stabileren Populationen in Teilen des malaysischen Borneos
und den größeren Nationalparks im indonesischen Borneo noch gibt,
scheint es unwahrscheinlich, dass der Borneo-Orang-Utan in absehbarer
Zeit aussterben wird. Trotzdem ist es dringend notwendig, zusätzliche
Verluste zu verhindern. Weitere 45.000 Orang-Utans könnten in den
nächsten 35 Jahren allein durch die Zerstörung ihrer Lebensräume
verschwinden.

Heute kommen etwa 10.000 Orang-Utans in noch bewaldeten Gebieten vor,
die für die Entwicklung von Palmölplantagen vorgesehen sind. Werden
diese Gebiete umgewandelt, dann sterben die meisten dieser Tiere. Die
Jagd auf Fleisch, das Töten der Tiere in Konfliktsituationen und der
Haustierhandel müssen durch Öffentlichkeitsarbeit, Hilfsangebote zur
Konfliktlösung in den Gemeinden und im Rahmen der Strafverfolgung
angegangen werden. Darüber hinaus muss weiter erforscht werden, warum
Menschen Orang-Utans überhaupt töten.

"Für den Artenschutz ist es wichtig, dass die Botschaft aus unserer
Studie von den indonesischen und malaysischen Naturschutzbehörden
aufgegriffen wird, und dass geeignete Strategien entwickelt werden,
die den aktuellen Populationsrückgang berücksichtigen", sagt Erik
Meijaard, Außerordentlicher Professor am Exzellenzzentrum für
Umweltentscheidungen und der University of Queensland sowie Direktor
von Borneo Futures in Brunei. "Der Zeitpunkt ist gut. Beide Länder
entwickeln gerade neue langfristige Aktionspläne für den Schutz von
Orang-Utans."

Originalveröffentlichung:

Voigt et al.: Global demand for natural resources eliminated more than
100,000 Bornean orangutans. Current Biology; 15 February, 2018 (DOI:
10.1016/j.cub.2018.01.053)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689098

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.,

Dr. Harald Rösch, 15.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





GENTECHNIK/202: "Doppelmuskeltiere" für die Fleischindustrie (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, Februar 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Gentechnik-"Doppelmuskeltiere" für die Fleischindustrie

Gentechnik-Schweine könnten auch in der EU ohne Risikoprüfung und
Kennzeichnung auf den Markt gelangen



Mit Hilfe neuer gentechnischer Verfahren unter Verwendung von
Gen-Scheren wie CRISPR/Cas sollen Nutztiere mit erhöhtem
Muskelwachstum
geschaffen werden. Die Rede ist von sogenannten "Doppelmuskeltieren".
In verschiedenen Experimenten mit Schweinen, Kühen, Schafen und Ziegen
wurde versucht, das Myostatin-Gen (MSTN), welches das Muskelwachstum
kontrolliert, auszuschalten. Im Resultat sollen sich die Muskelzellen
unnatürlich stark vermehren können. Bei einigen Tieren in China ist
dies bereits gelungen. Es wurden sogar schon Patente auf entsprechende
Schweine und Rinder angemeldet.

Dabei stehen wirtschaftliche Interessen klar im Vordergrund, das
Tierwohl wird ausgeklammert. Bei Doppelmuskel-Ferkeln kam es zu
erheblichen Problemen: Bei ersten Versuchen in China entstanden aus
900 Embryonen nur acht Ferkel mit den gewünschten gentechnischen
Veränderungen. Alle starben in den ersten Monaten. Die Ferkel litten
an Gesundheitsproblemen wie verdickten Zungen. Bei weiteren Versuchen
wurden nach vielen Versuchen auch scheinbar gesunde Exemplare geboren.
Aussagen über deren tatsächlichen Gesundheitszustand zu treffen, ist
jedoch schwierig, weil sie schon früh für weitere Untersuchungen
getötet wurden.

Verschiedene Akteure fordern, dass gentechnisch veränderte Pflanzen
und Tiere ohne Risikoprüfung und Kennzeichnung auf den Markt kommen
können, wenn bei diesen keine zusätzlichen Gene eingefügt werden. In
diesem Fall könnten auch die Nachkommen der Schweine aus China und
Korea unerkannt in der EU vermarktet werden: Es wurde kein neues Gen
eingefügt, sondern ein natürliches Kontroll-Gen für Muskelwachstum
ausgeschaltet. Man spricht hier auch von Gen-Editing.

Jüngst hatte der Generalanwalt des Europäischen Gerichtshofes eine
Stellungnahme dazu abgegeben, wie die bestehenden Gesetze in Bezug auf
die neuen Gentechnikverfahren auszulegen sind. Dabei zieht er aber
keine eindeutige Grenzen zwischen konventioneller Züchtung und neuen
Gentechnikverfahren. Ein Urteil des Gerichtshofes wird schon in ein
paar Wochen oder Monaten erwartet.

Sollte es durch das in den nächsten Wochen zu erwartende
Gerichtsurteil tatsächlich zu erheblichen Lücken in der Regulierung
kommen, wäre es daher unerlässlich, dass die Politik aktiv wird, um
beispielsweise unkontrollierte Importe dieser Doppelmuskel-Schweine zu
verhindern. Vor diesem Hintergrund ist es nach Ansicht von Testbiotech
zu begrüßen, dass im Koalitionsvertrag der potentiellen neuen
Bundesregierung angekündigt wird, dass man geeignete Maßnahmen
ergreifen wolle, um Vorsorgeprinzip und die Wahlfreiheit zu stärken.




Weitere Informationen:

Hintergrund

https://www.testbiotech.org/node/2154

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., Februar 2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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GENTECHNIK/201: Ärger für Monsanto - Umkämpfter US-Markt für Gentech-Soja (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 12.02.2018

Ärger
für Monsanto: Konzerne kämpfen um den US-Markt für Gentech-Soja 



Der Markt für gentechnisch verändertes (GVO) Sojasaatgut in den USA
gerät in Bewegung. Die bisherige Vormachtstellung von Monsanto ist
gefährdet. Um seine Position zu verteidigen, hat der Konzern auf das
Herbizid Dicamba gesetzt - und sich damit zusätzlichen Ärger
eingehandelt.

Die US-Farmer geben jedes Jahr mehrere Milliarden Euro für
GVO-Sojasaatgut und die dazu passenden Herbizide aus. Fast 20 Jahre
hinweg war dieser Markt fest in den Händen Monsantos. Doch nun sei
eine "Schlacht der Bohnen" ausgebrochen, titelte die
Nachrichtenagentur Reuters. Der Grund dafür: Weil die meisten
Soja-Farmer Monsantos RoundupReady-Soja mit ihrer Resistenz gegen das
Herbizid Glyphosat angebaut hatten, wurde das Unkraut ebenfalls gegen
Glyphosat resistent. Deshalb entwickelten neben Monsanto auch andere
Konzerne Sojabohnen, die zusätzlich zu Glyphosat auch gegen andere
Pestizide resistent sind.

Die Bohne Enlist E3 von Dow Dupont verträgt Duschen von Glyphosat,
Glufosinat und 2-4-D. 2,4-D soll Geburtsschäden und
Erbgutveränderungen verursachen sowie hormonell wirksam sein. 2015
haben es die Krebsexperten der Weltgesundheitsorganisation als
"möglicherweise krebserregend" eingestuft. BASF setzt auf die
LibertyLink-Linien, die sie von Bayer übernehmen, wenn der
Monsanto-Deal perfekt ist. Sie sind gegen Glufosinat resistent. Der
von Bayer entwickelte Wirkstoff ist giftig und kann menschliche
Embryos schädigen. In der Europäischen Union ist er nur noch bis 31.
Juli 2018 zugelassen. Im Rest der Welt darf Glufosinat auch
darüber hinaus noch versprüht werden.

Monsantos neue Bohnen sind resistent gegen Dicamba. Der 1967 erstmals
zugelassene Wirkstoff wird in Studien mit erhöhten Krebsraten unter
Landwirten und Geburtsschäden bei ihren Söhnen in Verbindung gebracht.
Außerdem ist Dicamba sehr leicht flüchtig und kann kilometerweit
verfrachtet werden. Genau das passierte im vergangenen Jahr, als
US-Landwirte erstmals in großem Stil Monsantos Dicamba-resistente
Xtend-Sojabohnen anbauten. Das Spritzmittel waberte über die Felder
der Nachbarn und schädigte deren Pflanzen, auf insgesamt 1,5 Millionen
Hektar. In einem großen Prozess gegen Monsanto und andere
Dicamba-Hersteller verlangen betroffenen Landwirte Schadensersatz. Der
US-Bundesstaat Arkansas hat den Einsatz von Dicamba in diesem Jahr
bereits verboten, andere Bundesstaaten überlegen noch, meldete das
Agrarnetzwerk Harvest Public Media. Die US-Umweltbehörde EPA
verpflichtete alle Landwirte, die Dicamba einsetzen wollen, zu einer
Fortbildung - die von Monsanto kostenlos angeboten wird.

Laut Reuters ist unklar, welches Soja-Saatgut US-Landwirte in diesem
Jahr ausbringen werden. Die Nachrichtenagentur zitiert Saatguthändler,
die sich vorsichtshalber mit verschiedenen Bohnen eindecken sowie
Landwirte, die auf Monsantos Dicamba-Bohnen setzen - damit ihre Ernte
in diesem Jahr keinen Schaden leidet. [lf]



Reuters: Battle of the beans: Monsanto faces a fight for soy market
(24.01.2018)

https://www.reuters.com/article/us-usa-pesticides-soybeans-insight/battle-of-the-beans-monsanto-faces-a-fight-for-soy-market-idUSKBN1FD0G2

Handelsblatt: Das Rennen um die Bohnen (27.01.2018)

http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/monsanto-kaempft-um-soja-markt-das-rennen-um-die-bohnen/20895794.html

11 Dicamba-Damage Lawsuits To Be Consolidated In Federal Court In St.
Louis | Harvest Public Media

http://harvestpublicmedia.org/post/11-dicamba-damage-lawsuits-be-consolidated-federal-court-st-louis

Infodienst: Dicamba: Ein Herbizid entzweit US-Landwirte (20.07.2017)


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32680/

Infodienst: EU-Kommission erlaubt die Einfuhr dreifach resistenter
Sojabohnen (22.01.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32957/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32998/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Glyphosat-Alternative aus der Distel?, 15.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33011/

Schweinepest soll Genome Editing zu mehr Akzeptanz verhelfen,
08.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32997/

Große Koalition für Vorsicht bei CRISPR-Cas, 07.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32996/

Baysanto: Erst die Hälfte der Behörden hat zugestimmt, 05.02.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32993/

Naturschutzamt: schnelles Aus für Glyphosat in Deutschland, 31.01.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32982/

 * 

Quelle:

Nachricht, 12.02.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309
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Vera Fischer [vef], Karin Ehrle-Horst [keh]
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GENTECHNIK/1061: Schweinepest soll Genome Editing zu mehr Akzeptanz verhelfen (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 08.02.2018

Schweinepest soll Genome Editing zu mehr Akzeptanz verhelfen



Die Afrikanische Schweinepest (ASP) nähert sich Deutschland und macht
den hiesigen Schweinemästern Angst. Durch Genome Editing resistent
gemachte Schweine könnten der Viruserkrankung den Schrecken nehmen,
argumentieren Gentechnik-Befürworter. Doch bei näherer Betrachtung
zeigt sich, dass die angebliche Lösung keine ist.

Die Schweinepest ist zwar für Menschen ungefährlich, für Schweine
jedoch endet sie tödlich. Weil es keine Impfung und keine Medizin
dagegen gibt, muss bei einem befallenen Schwein vorsorglich der ganze
Bestand getötet werden. Gleichzeitig treten strenge Seuchenregelungen
in Kraft, die die Vermarktung von Schweinefleisch massiv behindern. In
den letzten zehn Jahren hat sich die ASP über Russland und das
Baltikum bis nach Tschechien und Polen ausgebreitet. Das
Friedrich-Löffler-Institut des Bundes schätzt das Risiko, dass der
Erreger auch in Deutschland auftaucht, als hoch ein.

Afrikanische Warzenschweine sind, anders als die hiesigen
Wildschweine, gegenüber der ASP resistent. Sie tragen zwar das Virus
in sich, werden davon aber nicht krank. Verantwortlich dafür soll die
Ausprägung eines bestimmten Gens sein, das Reaktionen des Immunsystems
von Schweinen steuert. Wissenschaftler des schottischen Roslin
Institute haben bereits 2015 dieses sogenannte RELA-Gen bei
Hausschweinen mit Methoden des Genome Editing so umgeändert, dass es
dem RELA-Gen des Warzenschweins entspricht. Laut einem Bericht des
Deutschlandfunks verfügt das Institut derzeit über zehn
Gentech-Schweine im Alter von zwei Monaten, die gegen ASP resistent
sein sollen. Um zu überprüfen, ob dies tatsächlich zutrifft, wollen
die Roslin-Wisenschaftler diese Tiere im Sommer mit dem ASP-Erreger
infizieren. Auch wenn der Versuch erfolgreich sein sollte, dürfte die
weitere Entwicklung dieser Gentech-Schweine noch Jahre dauern. Danach
müssten sie in der EU erst noch nach Gentechnikrecht zugelassen
werden. Schon zeitlich liegt diese Lösung also noch in weiter Ferne.

Auf ein grundlegendes Problem dieser Gentech-Resistenz hat das
Institut Testbiotech bereits vor zwei Jahren in einer Studie für die
Grünen im Bundestag hingewiesen: Sollten sich die resistenten Tiere
mit dem Virus infizieren, würden die Mäster das nicht bemerken, weil
die Tiere ja nicht krank werden. Unerkannt könnten sie das Virus an
andere Schweine weitergeben. "In der Folge könnte sich die Seuche
wesentlich schneller ausbreiten und dann Betriebe mit gentechnikfreier
Produktion besonders betreffen", heißt es in der Studie. Und weiter:
"Somit könnte der Einsatz gentechnisch veränderter Tiere zur einzigen
Option für Schweinehalter werden. Gentechnikfreie Schweinehaltung
müsste dann möglicherweise sogar verboten werden." Zudem bestehe die
Gefahr, dass die Viren sich an die genetische Veränderung anpassen und
damit die Resistenz durchbrechen. [lf]



Deutschlandfunk: Schweinepest - Resistente Tiere durch Genom-Eingriffe
(06.02.2018)

http://www.deutschlandfunkkultur.de/schweinepest-resistente-tiere-durch-genom-eingriffe.976.de.html?dram:article_id=410147

Friedrich-Löffler-Institut: Qualitative Risikobewertung zur
Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest (12.07.2017)

https://www.openagrar.de/receive/openagrar_mods_00027820

Testbiotech: Gentechnik-Tiere: Risiko für Mensch und Umwelt (Januar
2016)

https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/gentechnik/Risiko_Gentechnik-Tiere.pdf

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32997/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Glyphosat-Alternative aus der Distel?, 15.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33011/

Ärger für Monsanto: Konzerne kämpfen um den US-Markt für Gentech-Soja,
12.02.2018 

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32998/

Schweinepest soll Genome Editing zu mehr Akzeptanz verhelfen,
08.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32997/

Große Koalition für Vorsicht bei CRISPR-Cas, 07.02.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32996/

Baysanto: Erst die Hälfte der Behörden hat zugestimmt, 05.02.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32993/

Naturschutzamt: schnelles Aus für Glyphosat in Deutschland, 31.01.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32982/

 * 
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INITIATIVE/382: Breiter Bürgerwiderstand verhindert "Privatisierung" von Elbe-Nebenfluss (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1122, vom 22. Januar 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Breiter
Bürgerwiderstand verhindert "Privatisierung" von Elbe-Nebenfluss



Im Jahr 2017 war eines der bestimmenden Themen in Hitzacker die
drohende "Privatisierung" der Jeetzel, einem kleinen Nebenfluss der
Elbe im niedersächsischen Landkreis Lüchow-Dannenberg. Aber nicht nur
in Hitzacker, auch bundesweit sorgte der angesagte Verkauf der letzten
820 Meter des knapp 70 Kilometer langen Flüsschens für Aufsehen. Die
Jeetzel umfließt malerisch die Altstadt von Hitzacker und gehört zu
den identitätsstiftenden Elementen des Städtchens. Mit seinen
Bootsanlegern und Restaurantschiffen hat die Jeetzel auch eine hohe
touristische und gastronomische Bedeutung für Hitzacker. Das Problem:
Die letzten 820 Meter gehörten dem Bund. Als die Elbe noch Grenzfluss
zwischen der DDR und BRD war, ankerten dort die Zollboote des Bundes.
Seit der Wende benötigte der Bund die kurze Fließstrecke an der
unteren Jeetzel nicht mehr. Nicht mehr benötige Liegenschaften des
Bundes müssen aus Gründen der sparsamen Haushaltsführung meistbietend
verkauft werden - und damit auch die 820 Meter lange Fließstrecke der
Jeetzel vor ihrer Einmündung in die Elbe. Als der anstehende Verkauf
durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ruchbar wurde,
organisierte der Verein "Wir für Hitzacker" den Widerstand gegen die
"Privatisierung" der Jeetzel. U.a. befürchtete der sehr agile Verein,
dass ein privater Dritter künftig darüber bestimmen könnte, wer an den
Bootsanlegern seine Schiffe vertäuen könne.

Die Stadt hatte zwar ein Vorkaufsrecht - aber kein Geld, um das
Jeetzelteilstück selbst zu erwerben. Wegen Überschuldung der Stadt war
und ist es der Gemeinde untersagt, noch weitere Schulden aufzunehmen.
Also rief der Verein zu einer Spendensammlung auf, um der quasi
bankrotten Stadt finanziell unter die Arme zu greifen: Knapp 90.000
Euro wollte die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben für die
Flussstrecke einstreichen. Letztlich konnte der Verein 53.000 Euro an
Spenden einwerben. Gleichzeitig setzte der Verein im niedersächsischen
Landtag und im Bundestag alle Hebel in Bewegung, um den Jeetzelverkauf
an private Dritte zu verhindern. Das Engagement des Vereins und dessen
breite Unterstützung bei den Einwohnern, beim Bürgermeister und im
Stadtrat sowie bei wohlgesonnen Bundestags- und Landtagsabgeordneten
zeigte schließlich Wirkung beim damals noch amtierenden grünen
Umweltminister Stefan Wenzel.

Zunächst hatte das Land Niedersachsen kein Interesse daran gezeigt,
dem Bund den 820 Meter langen Flussabschnitt abzukaufen. Man fürchtete
die Unterhaltungskosten, die bei einem Erwerb vom Bund auf das Land
übergegangen wären. Die breite Ablehnung einer "Privatisierung" des
Jeetzelteilstücks bewegte den Umweltminister dann aber doch, im Sept.
2017 dem Erwerb des untersten Teilstücks der Jeetzel durch das Land
Niedersachsen zuzustimmen - was vom Verein "Wir für Hitzacker" mit
einem Spontanfest am Jeetzelufer gebührend gefeiert wurde. Die für
einen Kauf der Jeetzel nun nicht mehr benötigten Spendengelder will
der Verein an die SpenderInnen zurückzahlen. Wer die Stichworte
"Jeetzel Verkauf" in eine Suchmaschine eintippt, bekommt eine Fülle
von Medienberichten zur letztlich gelungenen Verhinderung der
"Privatisierung" der Jeetzel präsentiert. Der hohe
Aufmerksamkeitsfaktor in den Medien rührte u.a. daher, dass die
"Flussprivatisierung" in Hitzacker lt. dem Verein "Wir in Hitzacker"
einmalig in Niedersachsen, lt. taz sogar einmalig in Deutschland
gewesen wäre. Die Frage, ob es rechtlich überhaupt möglich ist, einen
Fluss an private Dritte zu veräußern, wird in der nachstehenden
Rezension näher nachgegangen (vgl. auch RUNDBR. 868/1 zur
"Flüsse-Privatisierung" in der Türkei).

Auch PETA wollte den Jeetzelabschnitt kaufen

Eine überraschende Episode in dem Konflikt um die "Privatisierung" der
Jeetzel ergab sich, als im März 2017 auch die Tierrechteorganisation
PETA Interesse am Kauf des Jeetzelabschnitts signalisierte. PETA
kündigte an, den Flussabschnitt "zu einem Fischrefugium" machen zu
wollen. "in dem Angeln und jegliche Fischerei verboten" sein sollten.
"Mit dem Kauf des Jeetzel-Abschnitts bei Hitzacker und seiner
Umwandlung in ein Fischrefugium möchten wir den Tieren einen
Zufluchtsort bieten, an dem niemand sie mit Ködern in eine Falle
lockt, ihnen einen Haken durch den Mund bohrt, sie erschlägt und
aufschneidet", so Dr. Tanja Breining, Fachreferentin für Fische und
Meerestiere bei PETA. "In Hitzacker könnten alle Fische künftig
friedlich schwimmen, spielen oder sich in Ruhe um ihren Nachwuchs
kümmern."

Mehr Infos unter:

https://www.peta.de/peta-zeigt-kaufinteresse-an-der-jeetzel-
flussabschnitt-koennte-fischrefugium-werden

Darf man einen Fluss privatisieren?

Wie schon im RUNDBR. 913/1 erwähnt worden ist, beantwortet der
ehemalige § 1a bzw. der heutige § 4 des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Frage, ob man einen Fluss in
Deutschland "privatisieren" darf. Ausführlich mit § 4 setzt sich
die jüngst erschienene 2., völlig neu bearbeitete und wesentlich
erweiterte Auflage des WHG-Kommentars von Berendes, Frenz und
Müggenborg (Hrsg.) auseinander. Der Auslegung von § 4 räumt der
Kommentar allein 28 Seiten ein. Entscheidend für die Frage einer
Fluss-"Privatisierung" ist Abs. 2 von § 4, in dem es heißt:

"Wasser eines fließenden oberirdischen Gewässers und Grundwasser sind
nicht eigentumsfähig".

Bezogen auf einen Bach oder Fluss bedeutet das, dass man zwar nicht
das Wasser - die "fließende Welle" - in einem Fließgewässer
privatisieren kann, das Flussbett und seine Ufer aber sehr wohl.
"Zweifelsohne kann an der physischen Gestalt eines Gewässers,
insbesondere also am Bett oberirdischer Gewässer und bei den
Küstengewässern am Meeresboden Eigentum bestehen." Demgegenüber sei
die "fließende Welle" ähnlich wie die Luft "herrenlos". Für den
WHG-Kommentar ist die Eigentumsfähigkeit von Gewässern zwar
"rechtstheoretisch von grundsätzlicher Bedeutung". Wegen "der
fehlenden Eigentümerbefugnisse" sei die Eigentumsfrage "in der Praxis
aber ohnehin nicht von ins Gewicht fallender Relevanz". Wie das oben
genannte Beispiel der Jeetzel zeigt, hatte der drohende Verkauf für
die BürgerInnen von Hitzacker aber eine ganz herausragende Relevanz.
Auch an der Jeetzel stand nie das Flusswasser an sich zum Verkauf,
sondern "nur" das Flussbett samt seinen Ufern.

Und wie sieht es mit der Eigentumsfähigkeit von Seen aus?

Hierzu stellt der Kommentar fest, dass die Eigentumsfrage an stehenden
Gewässern bei der letzten großen Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG) im Jahr 2009 "bundesrechtlich ungeregelt" geblieben wäre. Die
Novelle war nämlich eine schwere Geburt und der Bundesrat hatte
vielerlei Einwendungen formuliert gehabt (siehe RUNDBR. 922/2, 912.
909, vgl. RUNDBR. 526/1, 521/3-4, 475/1). Die Nichtaufnahme von
stehenden Gewässer in § 4 (2) könne man darauf zurückführen, dass
der Bundesgesetzgeber den Ländern ihre bisherigen Kompetenzen bei der
Regelung von Eigentumsfragen an Gewässern "nicht noch weiter
beschneiden" wollte. Was zur Folge hat, dass man in Deutschland bei
Vorhandensein von genügend Kleingeld auch als Privatmensch Seen samt
ihrem Wasser käuflich erwerben kann.

"Klare Sicht im WHG": Der WHG-Kommentar von Berendes, Frenz,
Müggenborg in 2. Auflage

Den hier auf den Seiten 1 bis 3 besprochenen WHG-Kommentar von Dr.
jur. Konrad Berendes (ehemals Wasserrechtsreferent im
Bundesumweltministerium), Prof. Dr. jur. Walter Frenz und Prof. Dr.
jur. Hans-Jürgen Müggenborg wird vom Erich Schmidt Verlag mit den
Worten "Klare Sicht im WHG" beworben. Zunächst wird man aber von
nahezu zwei Kilogramm Gewicht und nahezu 2000 Seiten fast erschlagen.
Wenn man dann aber über die Entstehungsgeschichte und die Hintergründe
eines WHG-Paragraphen und die dazu bislang ergangenen Urteile mehr
erfahren will, wird man für die Ausführlichkeit der Exgese der
einzelnen Paragraphen, Absätze, Sätze und Wörter dankbar sein. Der
WHG-Kommentar kostet 188 Euro. Das erscheint zunächst einmal als nicht
gerade billig. Wenn man aber in einer konkreten Auseinandersetzung
darauf angewiesen ist, einen WHG-Paragraphen richtig auszulegen,
können sich die 188 Euro schnell amortisieren. Den WHG-Kommentar kann
man über jeder Buchhandlung oder auch online unter www.ESV.info/15886
direkt beim Verlag bestellen.

 * 
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AKTION/218: Wie viel Grün braucht Hamburg? - Diskussionsabend, 1.3. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. Februar 2018

THEMA BEIM NABU: Wie viel Grün braucht Hamburg?

Diskutieren Sie mit über die grüne Zukunft Hamburgs am 1. März, 18:30
Uhr

Die Reihe "THEMA BEIM NABU" stellt im März das Grün in unserer Stadt
in den Fokus des Diskussionsabends: Wie viel Grün braucht Hamburg?



Die aktuelle Volksinitiative "Hamburgs Grün erhalten" hat sich das
Ziel gesteckt, dass das Grün unserer Stadt besser geschützt wird. Und
kaum war der Startschuss Anfang Dezember gefallen, löste dies eine
große öffentliche Debatte aus: Wo ist das Grün bereits verschwunden?
Und vor allem wo drohen überall weitere Grünflächen zubetoniert zu
werden? Wie passen die Wachstumsziele des Senats mit dem Schutz von
Hamburgs Grün zusammen? Sieht der NABU schwarz oder haben sich
Politiker und Bauherren die rosa Brille aufgesetzt?

Diesen und anderen Fragen möchten wir auf dem Diskussionsabend
nachgehen und haben dazu interessante Podiumsteilnehmer gewinnen
können. Matthias Kock (Staatsrat Behörde für Stadtentwicklung und
Wohnen BSW) und Jörg Knieling (Professor für Stadtplanung an der
HafenCity-Universität HCU) diskutieren mit Alexander Porschke
(Vorsitzender Landesverband NABU Hamburg).

Moderiert wird die Veranstaltung von Dr. Jens Meyer-Wellmann vom
Hamburger Abendblatt.

Ein grünes Hamburg ist gleichzeitig ein soziales Hamburg. Gerade im
urbanen Raum sind die Bürger auf grüne Freiflächen angewiesen. Sie
sind der entscheidende Faktor für unsere Gesundheit und unsere
Lebensqualität. Der Senat aber verkennt die wichtige Rolle des
Stadtgrüns für Menschen, Tiere und Pflanzen. Mit hochgesteckten
Bauzielen und ohne strategischen Masterplan wird Stück für Stück
wertvolles Grün für Straßen, Gewerbe- und Wohnbebauung geopfert.

Wir wollen mit Ihnen kritisch diskutieren, wie unsere grüne Stadt in
Zukunft aussehen soll, wie eine kluge ganzheitliche Stadtentwicklung
aussehen kann und mit welchen Forderungen die Volksinitiative
"Hamburgs Grün erhalten" dazu beitragen will.

Wir freuen uns über Ihre Teilnahme!

Donnerstag, 01. März 2018, 18:30 Uhr

NABU Hamburg, Klaus-Groth-Str. 21, 20535 Hamburg

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:
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SCHADSTOFFE/153: Trifluoracetat - "Repressives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt" (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1122, vom 22. Januar 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

§ 57 WHG
& Trifluoracetat: "Repressives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt"



Interessant für die in den RUNDBR. 1117/1, 1115 und 1109 erwähnte
Auseinandersetzungen um die Einleitung von Trifluoracetat (TFA) in den
Neckar sind die Ausführungen des WHG-Kommentars zu § 57 WHG. Zur
Erinnerung. Der Solvay-Konzern als TFA-Emittent entschuldigt die
jahrelangen TFA-Einleitungen in der Größenordnung von über 100
Kilogramm pro Tag damit, dass TFA in der wasserrechtlichen
Einleiteerlaubnis von der Wasserrechtsbehörde beim Regierungspräsidium
Stuttgart nicht reglementiert worden sei. Insofern habe man nicht im
Geringsten unrechtmäßig gehandelt. Denn was nicht ausdrücklich
verboten sei, sei eben erlaubt und damit nicht strafbar. § 57 WHG
legt die Kriterien fest, nach denen Abwassereinleitungen von den
Behörden nach dem Stand der Technik begrenzt und reglementiert - oder
ggf. auch völlig untersagt -werden müssen. Der Auslegung von § 57
widmet der WHG-Kommentar allein 75 Seiten! Im Hinblick auf die
TFA-Einleitung am Neckar ist dabei folgende Aussage im WHG-Kommentar
von Bedeutung:

"Schadparameter, von deren Existenz die Erlaubnisbehörde nicht weiß
und die sie deshalb auch nicht bewerten und limitieren kann, werden
demzufolge von der Erlaubnis nicht umfasst: Was die Behörde nicht
erwartet, kann sie auch nicht erlauben - was nicht erlaubt wird,
bleibt verboten."

Im Juristendeutsch wird dies als "repressives Verbot mit
Erlaubnisvorbehalt" bezeichnet. Soweit man bis jetzt weiß, hatte die
Firma Solvay Fluor Chemie GmbH in dem von ihr vorgelegten
Abwasserkataster zur gewichtigen TFA-Einleitung keine substanziellen
Angaben gemacht. (Siehe zum TFA-Problem auch die nächsten beiden
Notizen.)

Umweltbundesamt: TFA-Konsum wird immer gesünder

Wie im RUNDBR. 1109 erläutert worden ist, ist Trifluoracetat (TFA) als
Abbauprodukt von fluorhaltigen Pestiziden erstmals 2016 in die
Schlagzeilen geraten. Damals hatte die GELSENWASSER AG das
Abbauprodukt in ihrem Rohwasser festgestellt. Das Umweltbundesamt
(UBA) hatte seinerzeit für TFA einen "Gesundheitlichen
Orientierungswert" (GWO) von 1 Mikrogramm pro Liter (µg/l) festgelegt
gehabt. Ein GWO wird festgelegt, wenn man über die gesundheitliche
Relevanz eines Schadstoffs noch so gut wie gar nichts weiß.
Vorsichtshalber wird der GWO zunächst sehr tief angesiedelt. Bringt
man dann mehr über die Ungefährlichkeit eines Schadstoffs in
Erfahrung, passt man den GOW sukzessive nach oben an (s. 1057/3). So
auch im Beispiel von TFA in den Grundwasserressourcen der GELSENWASSER
AG: Aufgrund von Gutachten der BAYER AG - dem Hersteller der
fluorierten Pestizide - hatte das UBA den GWO für TFA auf 3 µg/l
angehoben. Damit waren die Grundwasserressourcen der GELSENWASSER AG
wieder im grünen Bereich. Als nächstes wurde dann TFA im Neckar, im
Neckaruferfiltrat und dann auch im Trinkwasser von
Edingen-Neckarhausen am unteren Neckar analysiert - und zwar in einem
Bereich bis über 20 µg/l. Obwohl das UBA zwischenzeitlich den
Maßnahmenwert (s. Kasten auf S. 4) für TFA schon auf 10 µg/l angehoben
hatte, war man mit 23 µg/l im Trinkwasser von Edingen-Neckarhausen
immer noch nicht aus dem Schneider. Im Oktober 2017 hob das UBA den
Maßnahmenwert für TFA aber noch ein Mal an - und zwar auf 30 µg/l! Auf
der einen Seite dürfte der Bürgermeister von Edingen-Neckarhausen
darüber erleichtert gewesen sein, weil er damit nicht länger gezwungen
war, kostenträchtig seine Trinkwasserversorgung von Neckaruferfiltrat
auf eine neue Bezugsbasis umzustellen. Auf der anderen Seite ist es
aber sicher auch nicht angenehm, den BürgerInnen erklären zu müssen,
dass sie jetzt noch jahrelang TFA-belastetes Trinkwasser "genießen"
müssen. Beim UBA verteidigt man die fortgesetzte Anhebung des GOW für
TFA mit einem Hinweis auf die Niederlanden: Dort würde man schon
darüber nachdenken, TFA in einer Größenordnung von über 300 µg/l im
Trinkwasser zu tolerieren.

Ohne TFA-Schaden auch kein Schadenersatz

Höchst angenehm ist die fortgesetzte Anhebung des Gesundheitlichen
Orientierungswertes (GOW) und des darauf basierenden Maßnahmenwertes
durch das Umweltbundesamt (UBA) für die Firma Solvay. Hätte man die
Trinkwasserversorgung von Edingen-Neckarhausen wegen dem TFA-Problem
mit Hunderttausenden oder gar Millionen Euro umbauen müssen, hätte die
Gemeinde die Firma Solvay nach § 89 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
schadenersatzpflichtig machen können - denn:

"Wer in ein Gewässer Stoffe einbringt oder einleitet oder wer in
anderer Weise auf ein Gewässer einwirkt und dadurch die
Wasserbeschaffenheit nachteilig verändert, ist zum Ersatz des daraus
einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet." (§ 89 (1))

Mehr zu diesem Paragraphen über die "Haftung für
Gewässerveränderungen" und seiner "sehr große(n) praktische(n)
Bedeutung" kann man in dem oben genannten WHG-Kommentar auf 96 (!)
Seiten nachlesen. § 89 (1) würde selbst dann greifen, wenn Solvay
für die TFA-Einleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis gehabt hätte -
oder auch dann, wenn die Behörde die TFA-Einleitung wissentlich
geduldet hätte. Darüber hinaus ergibt sich nach § 89 die
Schadenersatzpflicht "verschuldensunabhängig". Dank der sukzessiven
Heraufsetzung des GOW und des Maßnahmenwertes für TFA durch das Umwelt
bundesamt ist der Gemeinde Edingen-Neckar-hausen letztendlich aber gar
kein größerer Schaden

Große Wertevielfalt im Trinkwasser: GOW, Maßnahmenwert und
Leitwert 

Neben dem Gesundheitlichen Orientierungswert (GOW) gibt es noch einen
"Maßnahmenwert". Der Maßnahmenwert ergibt sich in der Regel durch
Multiplikation des GOW mit dem Faktor 10. Als der GOW für TFA noch bei
1 µg/l gelegen hat, hat also ein Maßnahmenwert von 10 µg/l gegolten.
Dann ist der GOW auf Grund der von BAYER vorgelegten Untersuchungen
auf 3µg/l erhöht worden. Und auf der Basis des auf 3 µg/l angehobenen
TFA-GOW gilt seit letztem Jahr ein Maßnahmenwert von 30 µg/l (3µg/l x
10 = 30 µg/l)

Der "Maßnahmenwert" heißt "Maßnahmenwert", weil er von UBA nur dann
erlassen werden darf, wenn Maßnahmen ergriffen werden:

- Erstens muss klar sein, dass die Einleitungen des betreffenden
Stoffs signifikant reduziert werden.

- Zweitens müssen Untersuchungen in Angriff genommen werden, die es
besser als bis jetzt erlauben, die humantoxikologische Relevanz des
betreffenden Stoffs beurteilen zu können. Zu erstens hat Solvay die
TFA-Einleitungen inzw. mindestens halbiert und ist um weitere
Reduzierungsmaßnahmen bemüht. [Dabei hat das UBA möglicherweise nicht
berücksichtigt, dass es im Neckaruferfiltrat - und damit auch in der
Trinkwasserversorgung von Edingen-Neckarhausen - noch sehr lange
dauern wird, bis sich die Reduzierung der Einleitungen in den Neckar
tatsächlich auch in einer Trendumkehr im Uferfiltrat bemerkbar machen
wird; Anm. BBU]

Zu zweitens hat Solvay Tierversuche in Auftrag gegeben, um besser
beurteilen zu können, wie (un-) giftig das Zeugs tatsächlich ist. Die
Ergebnisse sollen spätestens in Jahresfrist vorliegen. Wenn sich die
Maßnahmen als Erfolg erwiesen haben und wenn es die
humantoxikologische Datenbasis hergibt, kann das UBA anschließend den
Maßnahmenwert in einen "Leitwert" umwandeln.

Der "Leitwert" ersetzt dann den GOW. In der Regel liegt der Leitwert
immer deutlich über dem GOW. Der GOW hat sozusagen eine
Stellvertreterfunktion bis man mehr über den betreffenden Stoff weiß.
entstanden: Man muss sich nicht mehr länger Gedanken darüber machen,
mit hohem finanziellen Aufwand die Trinkwasserversorgung umzustellen.
Und da es damit keinen finanziellen Schaden gibt, kann man auf der
Basis von § 89 (1) WHG die Firma Solvay auch nicht zu einem
zivilrechtlichen Schadenersatz heranziehen.

GOW-Anhebung: Ist Solvay jetzt auch strafrechtlich aus dem
Schneider? 

Neben dem Insleerelaufen der zivilrechtlichen Schadenersatzpflicht hat
die fortschreitende Verlaschung des GOW durch das UBA aber auch zur
Konsequenz, dass Solvay eine Strafbarkeit der TFA-Einleitungen - noch
mehr als bislang schon - in Frage stellen wird. Auch wenn man davon
ausgeht, dass die TFA-Einleitungen unbefugt erfolgt sind, ist durch
diese Einleitungen der öffentlichen Wasserversorgung keinerlei Schaden
entstanden. Darüber hinaus sei es zu keiner "schädlichen
Gewässerveränderung" gekommen. Zumindest sind keine Fischsterben und
auch keine Schädigungen an der Kleintierwelt ("Makrobenthosfauna") im
Neckar im Zusammenhang mit der langjährigen TFA-Einleitung bekannt
geworden. Damit kann auch nicht argumentiert werden, dass die
Wasserrechtsbehörde die TFA-Einleitungen hätte versagen müssen. Denn
nach § 12 WHG ist eine Erlaubnis insbesondere dann zu versagen,
wenn es zu einer Beeinträchtigung der öffentlichen Wasserversorgung
kommen würde, so der oben genannte WHG-Kommentar in seinen
Ausführungen zu § 50 "Öffentliche Wasserversorgung". Wie man
sieht, hat das UBA mit der fortschreitenden Verlaschung des
Gesundheitlichen Orientierungswertes (GOW) für TFA dem Solvay-Konzern
- in jeder Beziehung mächtig aus der Patsche geholfen. Ein führender
Wasserforscher uns gegenüber zur Erhöhung des TFA-Maßnahmewertes durch
das UBA auf 30 µg/l:

"Ich bin sprachlos über das, was das UBA da treibt. Das zieht dem
Vorsorgeprinzip den Boden unter den Füßen weg!"

Und ein ebenfalls für Industrieabwassereinleitungen zuständiger
Behördenmitarbeiter hatte uns zur Vorgehensweise des UBA geschrieben:

"Da fliegt mir glatt der Hut weg. (...) Jedenfalls sollte das Vorsorge-
 und Minimierungsgebot gelten. Das ist aber hier nicht erkennbar. Das
Vorgehen des UBA entspricht zwar der "GOW-Philosophie" - wird aber von
uns in diesem Fall ebenfalls kritisch gesehen, weil damit das Tor zur
Tolerierung von trinkwasserfremden Stoffen im Trinkwasser weit
aufgestoßen wird.

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1122

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Rennerstr. 10, 79106 Freiburg i. Br.

Tel.: 0761 / 27 56 93, 456 871 53

E-Mail: nik[at]akwasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU

wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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BEGEGNUNG/1842: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 25. Februar 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang von der Unterneustadt nach Helleberg lädt
der Seniorenbeirat alle Interessierten ein, die den Nachmittag einmal
in Gesellschaft verbringen möchten. Die Veranstaltung findet statt am
Sonntag, 25. Februar, 14 Uhr. Treffpunkt ist an der KVG-Haltestelle
Unterneustädter Kirchplatz, Tram Linien 4 und 8.

Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/93 72 42 32.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KINO/5684: Lichtblick-Kino Berlin - Yony Leyser-Werkschau vom 4. bis 6. März 2018


YONY LEYSER SPECIAL, 4.-6.3.2018

Lichtblick-Kino - Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Am 5. März wird Yony Leyser seinen Film "William S. Burroughs: A Man
Within" in der Lichtblick-Reihe Zurück auf Anfang präsentieren. Darüber
hinaus werden auch seine neueren Werke "Queercore: How to Punk a
Revolution" und "Desire Will Set You Free" gezeigt.

Yony Leyser, Jahrgang 1984, wuchs in Chicago auf. Die kulturellen
Wurzeln seiner Mutter gehen nach Israel und in den Iran zurück, sein
Vater war deutscher Jude. Leyser studierte Drehbuch, Film und Theater.
Seine Filme beschäftigen sich mit den Themen Herkunft,
Geschlechtsidentität, Pop- und Gegenkultur. Seine Filme wurden auf
über 150 Festivals in der ganzen Welt gezeigt. Im Alter von 24
beendete er die Arbeit an seinem Debütfilm, dem Dokumentarfilm William
S. Burroughs: A Man Within (2009). Nur mit einer Kamera und Rucksack
ausgestattet, reiste Leyser dafür durch ganz Amerika und interviewte
Burroughs' Weggefährten und Künstler_innen, die er beeinflusst hat,
unter ihnen Iggy Pop, Patti Smith, John Waters und Sonic Youth. 2010
zog er nach Berlin. Hier drehte er sein semidokumentarisches
Spielfilmdebüt Desire Will Set You Free (2015), in der er selbst eine
der Hauptrollen spielte. Queercore: How to Punk a Revolution (2017) ist
sein dritter Langfilm.

YONY LEYSER SPECIAL

So 04.03., 22:15

Queercore: How to Punk a Revolution (OmU)

Mo 05.03. 20:00 Zurück auf Anfang

Yony Leyser: William S. Burroughs: A Man Within (OmU)

in Anwesenheit des Regisseur

Mo 05.03. 22:15

Queercore: How to Punk a Revolution (OmU)

Di 06.03. 22:15

Desire Will Set You Free (OmU)

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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TOUR/7148: Lippstadt - Historische Stadtführung am 25.2.2018


Jüdisches Leben in Lippstadt

Öffentliche Führung am 25. Februar



Lippstadt. Am Sonntag, dem 25. Februar, bietet die Stadtinformation
eine öffentliche Stadtführung zum Thema "Jüdisches Leben in Lippstadt"
an. Treffpunkt für den 90-minütigen Rundgang ist um 11 Uhr am Rathaus.
Stadtführerin Barbara Birkert begleitet die Teilnehmer zu Orten, die
an jüdisches Leben in Lippstadt erinnern, und stellt dabei auch
Menschen vor, die unsere Stadt entscheidend mitgeprägt haben.

Die Kosten belaufen sich auf 6 Euro pro Person, Kinder, Jugendliche
und Studenten zahlen 3 Euro. Um Anmeldung in der Stadtinformation im
Rathaus oder telefonisch unter 02941 / 58515 wird gebeten, da die
Teilnehmeranzahl für diese Führung begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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TOUR/7147: Lippstadt - "Durch die Nacht - entlang der Lichtpromenade" am 23.2.2018


"Durch die Nacht - entlang der Lippstädter Lichtpromenade"

Öffentliche Führung am 23. Februar



Lippstadt. Am Freitag, dem 23. Februar, bietet die Stadtinformation
wieder eine Führung über die Lippstädter Lichtpromenade an.

Alle Interessierten sind herzlich einladen, sich um 18.30 Uhr am
Rathaus einzufinden, um mit der Stadtführerin Angelika Bolz einen
zweistündigen Rundgang zu unternehmen. Nach einer Einführung in die
recht junge Kunstform der Lichtkunst, unter Einbeziehung des
Lippstädter Leitbildes 'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer
ausführliche Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen
zwischen Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Die Kosten für die Themenführung betragen 6 Euro für Erwachsene,
Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3 Euro. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941 - 58515 wird
gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. Februar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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